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2032.6-F

Änderung der Bekanntmachung über die 
höchste Dienstwohnungsvergütung 

bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
(Beschäftigten) des Freistaates Bayern

Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 28. September 2009 
Az.: 25/24 - VV 2800 - 2 - 37 371/09

I.

Die Bekanntmachung über die höchste Dienstwohnungs-
vergütung bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
(Beschäftigten) des Freistaates Bayern vom 19. Septem-
ber 2006 (FMBl S. 182, StAnz Nr. 39) wird wie folgt ge-
ändert:

1. Nr. 1 erhält folgende Fassung:

 „1.  Es gelten die Bestimmungen des Arbeitgebers in der 
jeweiligen Fassung:

   Für am 31. Oktober 2006 bestehende Dienstwoh-
nungsverhältnisse von BAT-Angestellten/MTArb-
Arbeitern ergibt sich dies aus § 27 TVÜ-Länder, für 
am 31. Dezember 2007 bestehende Dienstwohnungs-
verhältnisse von Beschäftigten in forstwirtschaft-
lichen Verwaltungen, Einrichtungen und Betrieben 
aus § 17 TVÜ-Forst; insoweit gelten § 65 BAT, § 69 
MTArb und § 36 MTW weiter.

   Für Dienstwohnungsverhältnisse, die nach dem 
31. Oktober 2006 mit TV-L-Beschäftigten bzw. nach 
dem 31. Dezember 2007 mit Beschäftigten in forst-
wirtschaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen und 
Betrieben vereinbart werden, wird in den Arbeits-

vertrag ein Passus aufgenommen, wonach hinsicht-
lich der Dienstwohnungsverhältnisse die Bestim-
mungen des Arbeitgebers in der jeweiligen Fassung 
gelten.“

2. Nr. 2 wird wie folgt geändert:

 a) Buchst. d erhält folgende Fassung:

  „d)  bei Beschäftigten in forstwirtschaftlichen Ver-
waltungen, Einrichtungen und Betrieben, deren 
Dienstwohnungsverhältnis über den 31. Dezem-
ber 2007 hinaus fortbesteht bzw. deren Dienst-
wohnungsverhältnis nach dem 31. Dezember 
2007 begründet wird,

    das Vergleichsentgelt/Tabellenentgelt (ohne 
Leistungsentgelt nach § 20 TVÜ-Forst), Besitz-
standszulagen (einschließlich der Besitzstands-
zulage für Kinder) sowie die tarifl ichen und au-
ßertarifl ichen ständigen Zulagen,“

 b) Es wird folgender Buchst. e angefügt:

  „e)  bei Beschäftigten in forstwirtschaftlichen Ver-
waltungen, Einrichtungen und Betrieben, deren 
Arbeits- und Dienstwohnungsverhältnis nach 
dem 31. Dezember 2007 begründet wird,

    das Tabellenentgelt (ohne Leistungsentgelt nach 
§ 20 TVÜ-Forst) und die ständigen tarifl ichen 
und außertarifl ichen Zulagen.“

II.

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2008 in Kraft.

We i g e r t 
Ministerialdirektor

Dienstwohnungen
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2034.1.1-F, 2034.1.2-F, 2034.3.1-F

Tarifverträge 
zur Regelung der Arbeitsbedingungen 

von Beschäftigten in forstwirtschaftlichen 
Verwaltungen, Einrichtungen und Betrieben 

der Länder sowie für Auszubildende 
in forstwirtschaftlichen Verwaltungen, 

Einrichtungen und Betrieben der Länder

Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 21. September 2009 
Az.: 25 - P 2627 - 001 - 37 451/09

I.

Nachstehend werden folgende Tarifverträge zum Vollzug 
bekannt gegeben:

1.  Änderungstarifvertrag Nr. 1 zum Tarifvertrag zur 
Überleitung der Beschäftigten der Länder aus dem 
Geltungsbereich des MTW/MTW-O in den TV-Forst 
und zur Regelung des Übergangsrechts (TVÜ-Forst) 
vom 18. Juni 2009,

2.  Änderungstarifvertrag Nr. 1 zum Tarifvertrag zur Re-
gelung der Arbeitsbedingungen von Beschäftigten in 
forstwirtschaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen 
und Betrieben der Länder (TV-Forst) vom 18. Juni 
2009,

3.  Tarifvertrag über Einmalzahlungen-Forst vom 18. Juni 
2009,

4.  Änderungstarifvertrag Nr. 1 zum Tarifvertrag für Aus-
zubildende zum Forstwirt in forstwirtschaftlichen Ver-
waltungen, Einrichtungen und Betrieben der Länder 
(TVA-Forst) vom 18. Juni 2009.

II.

Hinweise zur Durchführung der Änderungstarifverträge 
ergehen in einem gesonderten Rundschreiben des Staats-
ministeriums der Finanzen. Dieses Rundschreiben wird 
nicht veröffentlicht. Die Tarifverträge sind im Intranet ab-
rufbar (www.stmf.bybn.de; Rubrik: Personal/Tarifvertrag 
für den öffentlichen Dienst der Länder/Änderungstarifver-
träge Forst) bzw. stehen im Internet als Download (www.
stmf.bayern.de/download/entwtvuel2006/tarifvertrag.zip) 
zur Verfügung.

Dr. B auer 
Ministerialdirektor

Änderungstarifvertrag Nr. 1 
zum Tarifvertrag 

zur Überleitung der Beschäftigten der Länder 
aus dem Geltungsbereich des MTW/MTW-O 

in den TV-Forst und zur Regelung des Übergangsrechts 
(TVÜ-Forst)

vom 18. Juni 2009

Zwischen

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes,

einerseits

und

der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt, 
– Bundesvorstand –,

andererseits

wird Folgendes vereinbart:

§  1 
Änderung des TVÜ-Forst

Der Tarifvertrag zur Überleitung der Beschäftigten der 
Länder aus dem Geltungsbereich des MTW/MTW-O in den 
TV-Forst und zur Regelung des Übergangsrechts (TVÜ-
Forst) vom 18. Dezember 2007 wird wie folgt geändert:

1.  Satz 1 der Protokollerklärung Nr. 1 zu §  1 Abs. 1 Satz 1 
wird wie folgt gefasst:

  „1Unterbrechungen von bis zu einem Monat sind un-
schädlich.“

2.  Die Protokollerklärungen zu §  5 Abs. 2 werden wie 
folgt geändert:

 a)  In Nr. 1 wird nach Satz 2 folgender Satz 3 ange-
fügt:

   „3Der Betrag erhöht sich am 1. März 2009 um 
40 Euro und anschließend um 3 v. H.“

 b)  In Nr. 2 wird nach Satz 3 folgender Satz 4 ange-
fügt:

   „4Satz 3 der Protokollerklärung Nr. 1 gilt entspre-
chend.“

3.  Die Protokollerklärung zu §  7 Abs. 1 Satz 1 wird wie 
folgt geändert:

 a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „Protokollerklärungen zu §  7 Abs. 1:“

 b)  Dem bisherigen Wortlaut der Protokollerklärung 
wird die Bezeichnung „1.“ vorangestellt.

 c)  Der Protokollerklärung Nr. 1 werden folgende Pro-
tokollerklärungen Nr. 2 und Nr. 3 angefügt:

  ,,2.  1Nr. 1 gilt entsprechend auf schriftlichen 
Antrag bei Ruhen des Arbeitsverhältnisses 
wegen eines Sonderurlaubs aufgrund von 
Familienpfl ichten oder eines Sonderurlaubs, 
für den der Arbeitgeber vor dessen Antritt ein 
dienstliches oder betriebliches Interesse an 
der Beurlaubung schriftlich anerkannt hat. 

Tarifrecht
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2Familienpfl ichten im Sinne des Satzes   1 
liegen vor, wenn die/der Beschäftigte min-
destens ein Kind unter 18 Jahren oder einen 
nach ärztlichem Gutachten pfl egebedürftigen 
Angehörigen tatsächlich betreut oder pfl egt. 
3Die/Der Beschäftigte hat das Vorliegen der 
Voraussetzungen nachzuweisen und Ände-
rungen anzuzeigen.

  3.  1Bei Tod der/des Kindergeldberechtigten wird 
ein Anspruch nach Abs. 1 für den anderen in 
den TV-Forst übergeleiteten Beschäftigten auf 
schriftlichen Antrag auch nach dem 1. Janu-
ar 2008 begründet. 2Der Anspruch auf die 
kinderbezogenen Entgeltbestandteile muss 
bei der verstorbenen Person unbeschadet der 
sonstigen Voraussetzungen des Abs. 1 bis zum 
Todestag bestanden haben. 3Die Höhe der 
Besitzstandszulage ist so zu bemessen, als 
hätte die/der Beschäftigte bereits im Dezem-
ber 2007 Anspruch auf Kindergeld gehabt. 
4Die Besitzstandszulage wird ab dem ersten 
Tag des Monats, der dem Sterbemonat folgt, 
frühestens jedoch ab 1. März 2009, gezahlt. 
5Satz   3 der Nr. 2 gilt entsprechend.“

4.  In §  13 werden die bisherigen Abs. 1 und 2 durch fol-
genden Wortlaut ersetzt:

  „Zwischen dem 1. Januar 2008 und dem Inkrafttreten 
der neuen Entgeltordnung gelten für Beschäftigte in 
den Tarifgebieten West und Ost, die in die Entgelt-
gruppe 2   Ü übergeleitetet worden sind, besondere 
Tabellenwerte; sie betragen

 a)  in der Zeit vom 1. März 2009 bis 28. Februar 
2010

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

1.637,70 1.812,80 1.879,75 1.962,15 2.018,80 2.065,15

 b) ab 1. März 2010

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

1.657,35 1.834,55 1.902,31 1.985,70 2.043,03 2.089,93 “.

5. §  18 wird wie folgt geändert:

 a)  In Abs. 2 wird nach Satz 4 folgender Satz 5 ange-
fügt:

   „5Der Betrag erhöht sich am 1. März 2009 um 
40 Euro und anschließend um 3 v. H.“

 b)  In Abs. 7 wird nach Satz 2 folgender Satz 3 ange-
fügt:

   „3Teilzeitbeschäftigte erhalten Erschwernis-
zuschläge, die nach Stunden bemessen werden, 
in voller Höhe; sofern sie pauschaliert gezahlt wer-
den, gilt §  24 Abs. 2 TV-Forst.“

6.  In §  22 Abs. 3 wird das Datum „31. Dezember 2009“ 
durch das Datum „31. Dezember 2010“ ersetzt:

§  2 
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. März 2009 
in Kraft.

Frankfurt am Main, den 18. Juni 2009

Änderungstarifvertrag Nr. 1 
zum Tarifvertrag zur Regelung der Arbeitsbedingungen 

von Beschäftigten in forstwirtschaftlichen 
 Verwaltungen, Einrichtungen und Betrieben  

der Länder 
(TV-Forst)

vom 18. Juni 2009

Zwischen

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes,

einerseits

und

der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt, 
– Bundesvorstand –,

andererseits

wird Folgendes vereinbart:

§  1 
Wiederinkraftsetzung der gekündigten Entgelttabellen

Die gekündigten Anlagen A 2 und B 3 der Anlage zu §  4 
des Tarifvertrages zur Regelung der Arbeitsbedingungen 
von Beschäftigten in forstwirtschaftlichen Verwaltungen, 
Einrichtungen und Betrieben der Länder (TV-Forst) vom 
18. Dezember 2007 werden für die Zeit vom 1. Januar 2009 
bis 28. Februar 2009 wieder in Kraft gesetzt.

§  2 
Änderung des TV-Forst

Der Tarifvertrag zur Regelung der Arbeitsbedingungen 
von Beschäftigten in forstwirtschaftlichen Verwaltungen, 
Einrichtungen und Betrieben der Länder (TV-Forst) vom 
18. Dezember 2007 – Verweisungstarifvertrag – wird wie 
folgt geändert:

1.  In der Überschrift wird der Klammerzusatz „(TV-
Forst)“ durch den Klammerzusatz „(TV-L-Forst)“ er-
setzt.

2.  In §  1 Abs. 2 Buchst. g wird in den Doppelbuchst. aa 
und bb jeweils das Wort „Obstbaubetrieben“ durch das 
Wort „Obstanbaubetrieben“ ersetzt.

3.  §  2 wird wie folgt geändert:

 a)  Im Einleitungssatz werden die Wörter „vom 12. Ok-
tober 2006“ durch die Wörter „des Änderungstarif-
vertrages Nr. 2 vom 1. März 2009“ ersetzt.

 b)  In Nr. 5 Ziffer 2 wird §  15 Abs. 2 wie folgt gefasst:

   ,,(2) Die Höhe der Tabellenentgelte ist in den 
 Anlagen 1 und 2 festgelegt.“

 c) Nach Nr. 6 wird folgende Nr. 6a neu eingefügt:

„Nr. 6a 
Zu §  17 – Allgemeine Regelungen zu den Stufen –

  Die Protokollerklärung zu §  17 Abs. 4 Satz 1 2. Halb-
satz gilt nicht.“

 d) In Nr. 7 wird §  18 wie folgt geändert:

  aa)  In Abs. 2 wird in Satz 2 der Vomhundertsatz 
„4 v. H.“ durch den Vomhundertsatz „1,5 v. H.“ 
und in Satz 3 der Vomhundertsatz „5 v. H.“ 
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durch den Vomhundertsatz „2,5 v. H.“ er-
setzt.

  bb)  Die Protokollerklärungen zu §  18 werden wie 
folgt gefasst:

   „Protokollerklärungen zu §  18:

   1.  1Eine Nichterfüllung der Voraussetzungen 
für die Gewährung eines Leistungsentgelts 
darf für sich genommen keine arbeitsrecht-
lichen Maßnahmen auslösen. 2Umgekehrt 
sind arbeitsrechtliche Maßnahmen nicht 
durch Teilnahme an einer Zielvereinba-
rung beziehungsweise durch Gewährung 
eines Leistungsentgelts ausgeschlossen.

   2.  1Leistungsgeminderte dürfen nicht grund-
sätzlich aus Leistungsentgelten ausge-
nommen werden. 2Ihre jeweiligen Leis-
tungsminderungen sollen angemessen 
berücksichtigt werden.

   3.  1Kommt bis zum 30. September 2009 keine 
Regelung nach Abs. 5 oder Abs. 6 zustan-
de, erhalten die Beschäftigten vorbehalt-
lich der Protokollerklärung Nr. 4 mit dem 
Tabellenentgelt des Monats Dezember 
2009 9 v. H., in den Fällen des Abs. 2 Satz 3 
15 v. H. des für den Monat September je-
weils zustehenden Tabellenentgelts. 2Das 
Leistungsentgelt erhöht sich im Jahr 2010 
um den Restbetrag des Gesamtvolumens. 
3Solange auch in den Folgejahren keine 
Regelung entsprechend Satz 1 zustande 
kommt, gelten die Sätze 1 und 2 entspre-
chend.

   4.  1Solange eine Regelung nach Abs. 5 oder 
Abs. 6 nicht zustande kommt, kann der Ar-
beitgeber in den Fällen des Abs. 2 Satz   2 
auch wie folgt verfahren: 2Die Beschäf-
tigten erhalten mit dem Tabellenentgelt 
des Monats Dezember ab dem Jahr 2009 
18 v. H. des Tabellenentgelts ausgezahlt, 
das für den Monat September desselben 
Jahres zusteht.“

 e)  In Nr. 9 Ziffer 1 werden in §  20 Abs. 2 der Vom-
hundertsatz „76 v. H.“ durch den Vomhundertsatz 
„81 v. H.“, der Vomhundertsatz „54 v. H.“ durch den 
Vomhundertsatz „58 v. H.“ und der Vomhundert-
satz „42 v. H.“ durch den Vomhundertsatz „47 v. H.“ 
ersetzt.

 f)  In Nr. 10 Ziffer 2 werden in der Nr. 1 der Protokoll-
erklärung zu §  23 Abs. 5 die Wörter „Bayern und 
Nordrhein-Westfalen“ durch die Wörter „Bayern, 
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz“ er-
setzt.

4. §  3 Abs. 4 Buchst. e wird wie folgt gefasst:

 ,,e)  die Entgelttabellen in den Anlagen 1 und 2 zum 
TV-Forst mit einer Frist von einem Monat zum 
Schluss eines Kalendermonats, frühestens jedoch 
zum 31. Dezember 2010; eine Kündigung nach 
Abs. 2 umfasst nicht die Entgelttabellen.“

5.  Die Anlagen A 2, B 2 und B 3 der bisherigen Anlage zu 
§  4 TV-Forst werden durch die Anlagen 1 und 2 dieses 
Tarifvertrages ersetzt.

§  3 
Neufassung der durchgeschriebenen Fassung

Die durchgeschriebene Fassung (TV-Forst in der Anlage 
zu §  4 TV-Forst) erhält die Fassung der Anlage 3 zu diesem 
Tarifvertrag (TV-Forst in der Anlage zu §  4 TV-L-Forst).

§  4 
Inkrafttreten

1Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. März 2009 
in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten §  1 und §  2 Nr. 3 
Buchst. d mit Wirkung vom 1. Januar 2009 in Kraft.

Frankfurt am Main, den 18. Juni 2009

Anlage 1

Anlage 1 zum TV-Forst

Tabelle TV-Forst 
– Gültig für die Zeit vom 1. März 2009 

bis 28. Februar 2010 –

E
n

tg
el

t-
gr

up
pe Grundentgelt Entwicklungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

8 2.085,75 2.312,35 2.415,35 2.513,20 2.621,35 2.688,30

7 1.951,85 2.163,00 2.302,05 2.405,05 2.487,45 2.559,55

6 1.915,80 2.121,80 2.224,80 2.327,80 2.394,75 2.466,85

5 1.833,40 2.029,10 2.132,10 2.229,95 2.307,20 2.358,70

4 1.740,70 1.931,25 2.060,00 2.132,10 2.204,20 2.250,55

3 1.714,95 1.900,35 1.951,85 2.034,25 2.101,20 2.157,85

2 1.581,05 1.751,00 1.802,50 1.854,00 1.972,45 2.096,05

1 Je 4 
Jahre

1.405,95 1.431,70 1.462,60 1.493,50 1.570,75

Anlage 2

Anlage 2 zum TV-Forst

Tabelle TV-Forst 
– Gültig ab 1. März 2010 –

E
n

tg
el

t-
gr

up
pe Grundentgelt Entwicklungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

8 2.110,78 2.340,10 2.444,33 2.543,36 2.652,81 2.720,56

7 1.975,27 2.188,96 2.329,67 2.433,91 2.517,30 2.590,26

6 1.938,79 2.147,26 2.251,50 2.355,73 2.423,49 2.496,45

5 1.855,40 2.053,45 2.157,69 2.256,71 2.334,89 2.387,00

4 1.761,59 1.954,43 2.084,72 2.157,69 2.230,65 2.277,56

3 1.735,53 1.923,15 1.975,27 2.058,66 2.126,41 2.183,74

2 1.600,02 1.772,01 1.824,13 1.876,25 1.996,12 2.121,20

1 Je 4 
Jahre

1.422,82 1.448,88 1.480,15 1.511,42 1.589,60
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Anlage 3

Anlage zu §  4 TV-L-Forst

Tarifvertrag 
zur Regelung der Arbeitsbedingungen 

von Beschäftigten in forstwirtschaftlichen 
Verwaltungen, Einrichtungen und 

Betrieben der Länder 
(TV-Forst)

vom 18. Dezember 2007

in der Fassung des Änderungstarifvertrages Nr. 1 
vom 18. Juni 2009

Zwischen

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes,

einerseits

und

der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt 
– Bundesvorstand –,

andererseits

wird Folgendes vereinbart:

Inhaltsverzeichnis

Allgemeiner Teil

Abschnitt I 
Allgemeine Vorschriften

§  1 Geltungsbereich

§  2 Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit

§  3 Allgemeine Arbeitsbedingungen

§  4  Versetzung, Abordnung, Zuweisung, Personal-
gestellung

§  5 Qualifi zierung

Abschnitt II 
Arbeitszeit

§  6 Regelmäßige Arbeitszeit

§  7 Sonderformen der Arbeit

§  8 Ausgleich für Sonderformen der Arbeit

§  9 Bereitschaftszeiten

§  10 Arbeitszeitkonto

§  11 Teilzeitbeschäftigung

Abschnitt III 
Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leistungen

§  12 Eingruppierung

§  13 Eingruppierung in besonderen Fällen

§  14 Vorarbeiterzuschlag

§  15 Tabellenentgelt 

§  16 Stufen der Entgelttabelle 

§  17 Allgemeine Regelungen zu den Stufen

§  18 Leistungsentgelt

§  19 Forstzulage

§  20 Jahressonderzahlung

§  21 Bemessungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung

§  22 Entgelt im Krankheitsfall

§  23 Besondere Zahlungen

§  24 Berechnung und Auszahlung des Entgelts 

§  25 Betriebliche Altersversorgung

Abschnitt IV 
Urlaub und Arbeitsbefreiung

§  26 Erholungsurlaub 

§  27 Zusatzurlaub

§  28 Sonderurlaub

§  29 Arbeitsbefreiung

Abschnitt V 
Befristung und Beendigung des Arbeitsverhältnisses

§  30 Befristete Arbeitsverträge

§  31 (unbesetzt)

§  32 (unbesetzt)

§  33  Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne 
 Kündigung

§  34 Kündigung des Arbeitsverhältnisses

§  35 Zeugnis

Abschnitt VI 
Übergangs- und Schlussvorschriften

§  36 (unbesetzt)

§  37 Ausschlussfrist

§  38 Begriffsbestimmungen

§  39 Inkrafttreten, Laufzeit

Anlagen

Anlagen 1 und 2 Tabellenentgelte

Allgemeiner Teil

Abschnitt I 
Allgemeine Vorschriften

§  1 
Geltungsbereich

(1)  1Dieser Tarifvertrag gilt für Beschäftigte in forstwirt-
schaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen und Be-
trieben, die Tätigkeiten in der Waldarbeit ausüben und 
die in einem Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber 
stehen, der Mitglied der Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder (TdL) oder eines Mitgliedverbandes der TdL 
ist. 2Er gilt nicht in den Ländern Bremen und Ham-
burg.
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 Protokollerklärungen zu §  1 Abs. 1:

 1. Erfasst sind

  a)  Beschäftigte mit erfolgreich abgeschlossener 
Ausbildung zur Forstwirtin/zum Forstwirt 
oder abgeschlossener Fortbildung zur Forst-
wirtschaftsmeisterin/zum Forstwirtschafts-
meister mit entsprechender Tätigkeit,

  b)  Beschäftigte ohne erfolgreich abgeschlos-
sene Ausbildung zur Forstwirtin/zum Forst-
wirt, die eine besondere handwerkliche oder 
technische Ausbildung oder entsprechende 
Fertigkeiten nachweisen, mit entsprechender 
Tätigkeit,

  c)  Beschäftigte mit einfachen angelernten und 
ungelernten Tätigkeiten, welche die Voraus-
setzungen der Buchst. a und b nicht erfüllen.

 2.  Der Tätigkeitsbereich erstreckt sich insbesondere 
auf folgende Arbeiten:

  – Saat und Pfl anzung,

  – Jungbestandspfl ege und Ästung,

  – Holzernte,

  –  Waldschutz, Baumsicherung (zum Beispiel zum 
Schutz gegen Wild, Insekten, Pilze),

  – Unterhaltung von forstlichen Wegen,

  –  Bau und Unterhaltung von Walderholungs-
einrichtungen,

  – Naturpfl ege und Landschaftspfl ege,

  – forstliche Bildungsarbeit,

  –  Führen von forstlichen Maschinen und Gerä-
ten.

 3.  Dieser Tarifvertrag gilt auch in Nationalparken, 
Naturparken, Biosphärenreservaten und vergleich-
baren Schutzgebieten der Länder, soweit tarifver-
traglich nichts anderes vereinbart oder nicht ein-
zelvertraglich der TV-L vereinbart ist.

(2) Dieser Tarifvertrag gilt nicht für

 a) zum Forstwirt Auszubildende,

 b) Beschäftigte im forstlichen Außendienst,

 c)  Beschäftigte, für die Eingliederungszuschüsse 
nach den §§  217 ff. SGB III gewährt werden,

 d)  Beschäftigte, die Arbeiten nach den §§  260 ff. 
SGB III verrichten,

 e)  Leiharbeitnehmerinnen/Leiharbeitnehmer von 
Personal-Service-Agenturen, sofern deren Rechts-
verhältnisse durch Tarifvertrag geregelt sind,

 f)  geringfügig Beschäftigte im Sinne von §  8 Abs. 1 
Nr. 2 SGB IV,

 g) Beschäftigte, die

  aa)  in ausschließlich Erwerbszwecken dienenden 
landwirtschaftlichen Verwaltungen und Be-
trieben, Weinbaubetrieben, Gartenbau- und 
Obstanbaubetrieben und deren Nebenbetrie-
ben tätig sind,

  bb)  in landwirtschaftlichen Verwaltungen und 
Betrieben einschließlich der einer Verwal-
tung oder einem Betrieb nicht landwirtschaft-
licher Art angegliederten Betriebe (zum Bei-

spiel Lehr- und Versuchsgüter), Gartenbau-, 
Weinbau- und Obstanbaubetrieben und deren 
Nebenbetrieben tätig sind und unter den Gel-
tungsbereich eines landesbezirklichen Tarif-
vertrages fallen.

Protokollerklärung zu §  1:

Die für die Beschäftigten verwendeten Bezeichnungen um-
fassen weibliche und männliche Arbeitnehmer. 

§  2 
Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit

(1) Der Arbeitsvertrag wird schriftlich abgeschlossen.

(2)  1Mehrere Arbeitsverhältnisse zu demselben Arbeit-
geber dürfen nur begründet werden, wenn die jeweils 
übertragenen Tätigkeiten nicht in einem unmittel-
baren Sachzusammenhang stehen. 2Andernfalls gel-
ten sie als ein Arbeitsverhältnis.

(3)  1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich 
vereinbart werden. 2Sie können gesondert gekündigt 
werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist.

(4)  1Die ersten sechs Monate der Beschäftigung gelten 
als Probezeit, soweit nicht eine kürzere Zeit vereinbart 
ist. 2Bei Übernahme von Auszubildenden im unmit-
telbaren Anschluss an das Ausbildungsverhältnis in 
ein Arbeitsverhältnis entfällt die Probezeit.

§  3 
Allgemeine Arbeitsbedingungen

(1)  1Die arbeitsvertraglich geschuldete Leistung ist ge-
wissenhaft und ordnungsgemäß auszuführen. 2Die 
Beschäftigten müssen sich durch ihr gesamtes Ver-
halten zur freiheitlich demokratischen Grundordnung 
im Sinne des Grundgesetzes bekennen.

(2)  Die Beschäftigten haben über Angelegenheiten, de-
ren Geheimhaltung durch gesetzliche Vorschriften 
vorgesehen oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, 
Verschwiegenheit zu wahren; dies gilt auch über die 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus.

(3)  1Die Beschäftigten dürfen von Dritten Belohnungen, 
Geschenke, Provisionen oder sonstige Vergünstigun-
gen mit Bezug auf ihre Tätigkeit nicht annehmen. 
2Ausnahmen sind nur mit Zustimmung des Arbeit-
gebers möglich. 3Werden den Beschäftigten der artige 
Vergünstigungen angeboten, haben sie dies dem Ar-
beitgeber unverzüglich anzuzeigen.

(4)  1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben die Beschäf-
tigten ihrem Arbeitgeber rechtzeitig vorher schriftlich 
anzuzeigen. 2Der Arbeitgeber kann die Nebentätig-
keit untersagen oder mit Aufl agen versehen, wenn 
diese geeignet ist, die Erfüllung der arbeitsvertrag-
lichen Pfl ichten der Beschäftigten oder berechtigte 
Interessen des Arbeitgebers zu beeinträchtigen. 3Für 
Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst kann eine Ab-
lieferungspfl icht nach den Bestimmungen, die beim 
Arbeitgeber gelten, zur Aufl age gemacht werden.

(5)  1Der Arbeitgeber ist bei begründeter Veranlassung be-
rechtigt, Beschäftigte zu verpfl ichten, durch ärztliche 
Bescheinigung nachzuweisen, dass sie zur Leistung 
der arbeitsvertraglich geschuldeten Tätigkeit in der 
Lage sind. 2Bei dem beauftragten Arzt kann es sich 
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um einen Amtsarzt handeln, soweit sich die Betriebs-
parteien nicht auf einen anderen Arzt geeinigt haben. 
3Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Arbeit-
geber.

(6)  1Die Beschäftigten haben ein Recht auf Einsicht in 
ihre vollständigen Personalakten. 2Sie können das 
Recht auf Einsicht auch durch eine/n hierzu schrift-
lich Bevollmächtigte/n ausüben lassen. 3Sie können 
Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten erhal-
ten. 4Die Beschäftigten müssen über Beschwerden 
und Behauptungen tatsächlicher Art, die für sie un-
günstig sind oder ihnen nachteilig werden können, vor 
Aufnahme in die Personalakten gehört werden. 5Ihre 
Äußerung ist zu den Personalakten zu nehmen.

(7)  Für die Schadenshaftung der Beschäftigten fi nden die 
Bestimmungen, die für die Beamten des jeweiligen 
Landes jeweils gelten, entsprechende Anwendung.

§  4 
Versetzung, Abordnung, Zuweisung, 

Personalgestellung

(1)  1Beschäftigte können aus dienstlichen oder betrieb-
lichen Gründen versetzt oder abgeordnet werden. 
2Sollen Beschäftigte an eine Dienststelle oder einen 
Betrieb außerhalb des bisherigen Arbeitsortes versetzt 
oder voraussichtlich länger als drei Monate abgeord-
net werden, so sind sie vorher zu hören.

 Protokollerklärungen zu §  4 Abs. 1:

 1.  Abordnung ist die vom Arbeitgeber veranlasste 
vorübergehende Beschäftigung bei einer anderen 
Dienststelle oder einem anderen Betrieb desselben 
oder eines anderen Arbeitgebers unter Fortsetzung 
des bestehenden Arbeitsverhältnisses.

 2.  Versetzung ist die vom Arbeitgeber veranlasste, auf 
Dauer bestimmte Beschäftigung bei einer anderen 
Dienststelle oder einem anderen Betrieb desselben 
Arbeitgebers unter Fortsetzung des bestehenden 
Arbeitsverhältnisses.

(2)  1Beschäftigten kann im dienstlichen/betrieblichen 
oder öffentlichen Interesse mit ihrer Zustimmung vo-
rübergehend eine mindestens gleich vergütete Tätig-
keit bei einem Dritten zugewiesen werden. 2Die Zu-
stimmung kann nur aus wichtigem Grund verweigert 
werden. 3Die Rechtsstellung der Beschäftigten bleibt 
unberührt. 4Bezüge aus der Verwendung nach Satz 1 
werden auf das Entgelt angerechnet.

 Protokollerklärung zu §  4 Abs. 2:

  Zuweisung ist – unter Fortsetzung des bestehenden 
Arbeitsverhältnisses – die vorübergehende Beschäf-
tigung bei einem Dritten im In- und Ausland, bei dem 
der TV-Forst nicht zur Anwendung kommt.

(3)  1Werden Aufgaben der Beschäftigten zu einem Drit-
ten verlagert, ist auf Verlangen des Arbeitgebers bei 
weiter bestehendem Arbeitsverhältnis die arbeitsver-
traglich geschuldete Arbeitsleistung bei dem Dritten 
zu erbringen (Personalgestellung). 2§  613a BGB sowie 
gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt.

 Protokollerklärung zu §  4 Abs. 3:

  1Personalgestellung ist – unter Fortsetzung des beste-
henden Arbeitsverhältnisses – die auf Dauer angelegte 
Beschäftigung bei einem Dritten. 2Die Modalitäten 
der Personalgestellung werden zwischen dem Arbeit-
geber und dem Dritten vertraglich geregelt.

§  5 
Qualifi zierung

(1)  1Ein hohes Qualifi kationsniveau und lebenslanges 
Lernen liegen im gemeinsamen Interesse von Be-
schäftigten und Arbeitgebern. 2Qualifi zierung dient 
der Steigerung von Effektivität und Effi zienz des öf-
fentlichen Dienstes, der Nachwuchsförderung und der 
Steigerung von beschäftigungsbezogenen Kompeten-
zen. 3Die Tarifvertragsparteien verstehen Qualifi zie-
rung auch als Teil der Personalentwicklung.

(2)  1Vor diesem Hintergrund stellt Qualifi zierung nach 
diesem Tarifvertrag ein Angebot dar. 2Aus ihm kann 
für die Beschäftigten kein individueller Anspruch au-
ßer nach Abs. 4 abgeleitet werden. 3Es kann durch 
freiwillige Betriebsvereinbarung wahrgenommen und 
näher ausgestaltet werden. 4Entsprechendes gilt für 
Dienstvereinbarungen im Rahmen der personalvertre-
tungsrechtlichen Möglichkeiten. 5Weitergehende Mit-
bestimmungsrechte werden dadurch nicht berührt.

(3)  1Qualifi zierungsmaßnahmen sind

 a)  die Fortentwicklung der fachlichen, methodischen 
und sozialen Kompetenzen für die übertragenen 
Tätigkeiten (Erhaltungsqualifi zierung),

 b)  der Erwerb zusätzlicher Qualifi kationen (Fort- und 
Weiterbildung),

 c)  die Qualifi zierung zur Arbeitsplatzsicherung (Qua-
lifi zierung für eine andere Tätigkeit; Umschulung) 
und

 d)  die Einarbeitung bei oder nach längerer Abwesen-
heit (Wiedereinstiegsqualifi zierung).

  2Die Teilnahme an einer Qualifi zierungsmaßnahme 
wird dokumentiert und den Beschäftigten schriftlich 
bestätigt.

(4)  1Beschäftigte haben – auch in den Fällen des Abs. 3 
Satz 1 Buchst. d – Anspruch auf ein regelmäßiges Ge-
spräch mit der jeweiligen Führungskraft. 2In diesem 
wird festgestellt, ob und welcher Qualifi zierungsbe-
darf besteht. 3Dieses Gespräch kann auch als Grup-
pengespräch geführt werden. 4Wird nichts anderes 
geregelt, ist das Gespräch jährlich zu führen.

(5)  Zeiten von vereinbarten Qualifi zierungsmaßnahmen 
gelten als Arbeitszeit.

(6)  1Die Kosten einer vom Arbeitgeber veranlassten Qua-
lifi zierungsmaßnahme – einschließlich Reisekosten 
– werden grundsätzlich vom Arbeitgeber getragen, so-
weit sie nicht von Dritten übernommen werden. 2Ein 
möglicher Eigenbeitrag wird in einer Qualifi zierungs-
vereinbarung geregelt. 3Die Betriebsparteien sind ge-
halten, die Grundsätze einer fairen Kostenverteilung 
unter Berücksichtigung des betrieblichen und indi-
viduellen Nutzens zu regeln. 4Ein Eigenbeitrag der 
Beschäftigten kann in Geld und/oder Zeit erfolgen.
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(7)  1Für eine Qualifi zierungsmaßnahme nach Abs.   3 
Satz 1 Buchst. b oder c kann eine Rückzahlungspfl icht 
der Kosten der Qualifi zierungsmaßnahme in Verbin-
dung mit der Bindung der/des Beschäftigen an den 
Arbeitgeber vereinbart werden. 2Dabei kann die/der 
Beschäftigte verpfl ichtet werden, dem Arbeitgeber 
Aufwendungen oder Teile davon für eine Qualifi zie-
rungsmaßnahme zu ersetzen, wenn das Arbeitsver-
hältnis auf Wunsch der/des Beschäftigten endet. 3Dies 
gilt nicht, wenn die/der Beschäftigte nicht innerhalb 
von sechs Monaten entsprechend der erworbenen 
Qualifi kation durch die Qualifi zierungsmaßnahme 
beschäftigt wird, oder wenn die Beschäftigte wegen 
Schwangerschaft oder Niederkunft gekündigt oder 
einen Aufl ösungsvertrag geschlossen hat. 4Die Höhe 
des Rückzahlungsbetrages und die Dauer der Bindung 
an den Arbeitgeber müssen in einem angemessenen 
Verhältnis stehen.

(8)  Gesetzliche Förderungsmöglichkeiten können in die 
Qualifi zierungsplanung einbezogen werden.

(9)  Für Beschäftigte mit individuellen Arbeitszeiten sol-
len Qualifi zierungsmaßnahmen so angeboten werden, 
dass ihnen eine gleichberechtigte Teilnahme ermög-
licht wird.

Abschnitt II 
Arbeitszeit

§  6 
Regelmäßige Arbeitszeit

(1)  1Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ar-
beitszeit ausschließlich der Pausen beträgt

 a) im Tarifgebiet West 38,5 Stunden,

 b) im Tarifgebiet Ost 40 Stunden.

  2Bei Wechselschichtarbeit werden die gesetzlich vor-
geschriebenen Pausen in die Arbeitszeit eingerechnet. 
3Die regelmäßige Arbeitszeit kann auf fünf Tage, aus 
dringenden betrieblichen/dienstlichen Gründen auch 
auf sechs Tage verteilt werden.

 Protokollerklärung zu §  6 Abs. 1:

  Die Arbeitszeit beginnt und endet an der Arbeitsstel-
le.

(2)  1Für die Berechnung des Durchschnitts der regelmäßi-
gen wöchentlichen Arbeitszeit ist ein Zeitraum von bis 
zu einem Jahr zugrunde zu legen. 2Abweichend von 
Satz 1 kann bei Beschäftigten, die ständig Wechsel-
schicht- oder Schichtarbeit zu leisten haben, sowie für 
die Durchführung so genannter Sabbatjahrmodelle 
ein längerer Zeitraum zugrunde gelegt werden.

(3)  1Soweit es die betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse 
zulassen, wird die/der Beschäftigte am 24. Dezember 
und am 31. Dezember unter Fortzahlung des Tabel-
lenentgelts und der sonstigen in Monatsbeträgen 
fest gelegten Entgeltbestandteile von der Arbeit frei-
gestellt. 2Kann die Freistellung nach Satz 1 aus be-
trieblichen/dienstlichen Gründen nicht erfolgen, ist 
entsprechender Freizeitausgleich innerhalb von drei 
Monaten zu gewähren. 3Die regelmäßige Arbeitszeit 
vermindert sich für jeden gesetzlichen Feiertag, sowie 
für den 24. Dezember und 31. Dezember, sofern sie auf 

einen Werktag fallen, um die dienstplanmäßig aus-
gefallenen Stunden.

 Protokollerklärung zu §  6 Abs. 3 Satz 3:

  Die Verminderung der regelmäßigen Arbeitszeit be-
trifft die Beschäftigten, die wegen des Dienstplans am 
Feiertag frei haben und deshalb ohne diese Regelung 
nacharbeiten müssten.

(4)  Aus dringenden betrieblichen/dienstlichen Gründen 
kann auf der Grundlage einer Betriebs-/Dienstver-
einbarung im Rahmen des §  7 Abs. 1, 2 und des §  12 
Arbeitszeitgesetz von den Vorschriften des Arbeitszeit-
gesetzes abgewichen werden.

 Protokollerklärung zu §  6 Abs. 4:

  In vollkontinuierlichen Schichtbetrieben kann an 
Sonn- und Feiertagen die tägliche Arbeitszeit auf bis 
zu zwölf Stunden verlängert werden, wenn dadurch 
zusätzliche freie Schichten an Sonn- und Feiertagen 
erreicht werden.

(5)  Die Beschäftigten sind im Rahmen begründeter be-
trieblicher/dienstlicher Notwendigkeiten zur Leistung 
von Sonntags-, Feiertags-, Nacht-, Wechselschicht-, 
Schichtarbeit sowie – bei Teilzeitbeschäftigung auf-
grund arbeitsvertraglicher Regelung oder mit ihrer 
Zustimmung – zu Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft, 
Überstunden und Mehrarbeit verpfl ichtet.

(6)  1Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann ein wö-
chentlicher Arbeitszeitkorridor von bis zu 45 Stunden 
eingerichtet werden. 2Die innerhalb eines Arbeitszeit-
korridors geleisteten zusätzlichen Arbeitsstunden wer-
den im Rahmen des nach Abs. 2 Satz 1 festgelegten 
Zeitraums ausgeglichen.

(7)  1Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann in der Zeit 
von 6 bis 20 Uhr eine tägliche Rahmenzeit von bis 
zu zwölf Stunden eingeführt werden. 2Die innerhalb 
der täglichen Rahmenzeit geleisteten zusätzlichen 
Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach Abs. 2 
Satz  1 festgelegten Zeitraums ausgeglichen.

(8)  Die Abs. 6 und 7 gelten nur alternativ und nicht bei 
Wechselschicht- und Schichtarbeit.

(9)  Für einen Betrieb/eine Verwaltung, in dem/der ein 
Personalvertretungsgesetz Anwendung fi ndet, kann 
eine Regelung nach den Abs. 4, 6 und 7 in einem lan-
desbezirklichen Tarifvertrag getroffen werden, wenn 
eine Dienstvereinbarung nicht einvernehmlich zu-
stande kommt und der Arbeitgeber ein Letztentschei-
dungsrecht hat.

(10)  1In Verwaltungen und Betrieben, in denen auf Grund 
spezieller Aufgaben (zum Beispiel Ausgrabungen, Ex-
peditionen, Schifffahrt) oder saisonbedingt erheblich 
verstärkte Tätigkeiten anfallen, kann für diese Tätig-
keiten die regelmäßige Arbeitszeit auf bis zu 60 Stun-
den in einem Zeitraum von bis zu sieben Tagen verlän-
gert werden. 2In diesem Fall muss durch Verkürzung 
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit bis zum 
Ende des Ausgleichszeitraums nach Abs. 2 Satz 1 ein 
entsprechender Zeitausgleich durchgeführt werden. 

(11)  1Bei Dienstreisen gilt nur die Zeit der dienstlichen 
Inanspruchnahme am auswärtigen Geschäftsort als 
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den hinausgehen und nicht bis zum Ende der folgen-
den Kalenderwoche ausgeglichen werden.

(8)  Abweichend von Abs. 7 sind nur die Arbeitsstunden 
Überstunden, die

 a)  im Falle der Festlegung eines Arbeitszeitkorridors 
nach §  6 Abs. 6 über 45 Stunden oder über die ver-
einbarte Obergrenze hinaus,

 b)  im Falle der Einführung einer täglichen Rahmen-
zeit nach §  6 Abs. 7 außerhalb der Rahmenzeit,

 c)  im Falle von Wechselschicht- oder Schichtarbeit 
über die im Schichtplan festgelegten täglichen 
Arbeitsstunden einschließlich der im Schichtplan 
vorgesehenen Arbeitsstunden, die bezogen auf die 
regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit im Schicht-
planturnus nicht ausgeglichen werden,

 angeordnet worden sind.

§  8 
Ausgleich für Sonderformen der Arbeit

(1)  1Beschäftigte erhalten neben dem Entgelt für die 
 tatsächliche Arbeitsleistung Zeitzuschläge. 2Die 
 Zeitzuschläge betragen – auch bei Teilzeitbeschäf-
tigten – je Stunde

 a) für Überstunden 

  – in den Entgeltgruppen 1 bis 9 30 v. H.,

  – in den Entgeltgruppen 10 bis 15 15 v. H.,

 b) für Nachtarbeit 20 v. H.,

 c) für Sonntagsarbeit 25 v. H.,

 d) bei Feiertagsarbeit

  – ohne Freizeitausgleich 135 v. H.,

  – mit Freizeitausgleich 35 v. H.,

 e)  für Arbeit am 24. Dezember und 
am 31. Dezember jeweils ab 6 Uhr 35 v. H.,

 f)  für Arbeit an Samstagen von 
13 bis 21 Uhr, soweit diese nicht 
im Rahmen von Wechselschicht- 
oder Schichtarbeit anfällt,  20 v. H.

  des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabel-
lenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen Entgeltgruppe. 
3Beim Zusammentreffen von Zeitzuschlägen nach 
Satz 2 Buchst. c bis f wird nur der höchste Zeitzuschlag 
gezahlt. 4Auf Wunsch der Beschäftigten können, so-
weit ein Arbeitszeitkonto (§  10) eingerichtet ist und die 
betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse es zulassen, 
die nach Satz 2 zu zahlenden Zeitzuschläge entspre-
chend dem jeweiligen Vomhundertsatz einer Stunde 
in Zeit umgewandelt (faktorisiert) und ausgeglichen 
werden. 5Dies gilt entsprechend für Überstunden als 
solche.

 Protokollerklärung zu §  8 Abs. 1:

  Bei Überstunden richtet sich das Entgelt für die tat-
sächliche Arbeitsleistung nach der jeweiligen Entgelt-
gruppe und der individuellen Stufe, höchstens jedoch 
nach der Stufe 4.

 Protokollerklärung zu §  8 Abs. 1 Satz 2 Buchst. d:

  1Der Freizeitausgleich muss im Dienstplan besonders 
ausgewiesen und bezeichnet werden. 2Falls kein Frei-
zeitausgleich gewährt wird, werden als Entgelt ein-
schließlich des Zeitzuschlags und des auf den Feier-

Arbeitszeit. 2Für jeden Tag einschließlich der Reise-
tage wird jedoch mindestens die auf ihn entfallende 
regelmäßige, durchschnittliche oder dienstplanmäßi-
ge Arbeitszeit berücksichtigt, wenn diese bei Nicht-
berücksichtigung der Reisezeit nicht erreicht würde. 
3Überschreiten nicht anrechenbare Reisezeiten ins-
gesamt 15 Stunden im Monat, so werden auf Antrag 
25 v. H. dieser überschreitenden Zeiten bei fester Ar-
beitszeit als Freizeitausgleich gewährt und bei glei-
tender Arbeitszeit im Rahmen der jeweils geltenden 
Vorschriften auf die Arbeitszeit angerechnet. 4Der 
besonderen Situation von Teilzeitbeschäftigten ist 
Rechnung zu tragen. 5Soweit Einrichtungen in priva-
ter Rechtsform oder andere Arbeitgeber nach eigenen 
Grundsätzen verfahren, sind diese abweichend von 
den Sätzen 1 bis 4 maßgebend.

§  7 
Sonderformen der Arbeit

(1)  1Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem 
Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel der täg-
lichen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei 
denen Beschäftigte durchschnittlich längstens nach 
Ablauf eines Monats erneut zur Nachtschicht heran-
gezogen werden. 2Wechselschichten sind wechselnde 
Arbeitsschichten, in denen ununterbrochen bei Tag 
und Nacht, werktags, sonntags und feiertags gearbei-
tet wird. 3Nachtschichten sind Arbeitsschichten, die 
mindestens zwei Stunden Nachtarbeit umfassen.

(2)  Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, 
der einen regelmäßigen Wechsel des Beginns der 
täglichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in 
Zeitabschnitten von längstens einem Monat vorsieht, 
und die innerhalb einer Zeitspanne von mindestens 
13 Stunden geleistet wird.

(3)  Bereitschaftsdienst leisten Beschäftigte, die sich auf 
Anordnung des Arbeitgebers außerhalb der regelmäßi-
gen Arbeitszeit an einer vom Arbeitgeber bestimmten 
Stelle aufhalten, um im Bedarfsfall die Arbeit aufzu-
nehmen.

(4)  1Rufbereitschaft leisten Beschäftigte, die sich auf An-
ordnung des Arbeitgebers außerhalb der regelmäßigen 
Arbeitszeit an einer dem Arbeitgeber anzuzeigenden 
Stelle aufhalten, um auf Abruf die Arbeit aufzuneh-
men. 2Rufbereitschaft wird nicht dadurch ausgeschlos-
sen, dass Beschäftigte vom Arbeitgeber mit einem 
Mobiltelefon oder einem vergleichbaren technischen 
Hilfsmittel ausgestattet sind.

(5)  Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 
6 Uhr.

(6)  Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die Teilzeit-
beschäftigte über die vereinbarte regelmäßige Ar-
beitszeit hinaus bis zur regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit von Vollbeschäftigten (§  6 Abs. 1 Satz 1) 
leisten.

(7)  Überstunden sind die auf Anordnung des Arbeitgebers 
geleisteten Arbeitsstunden, die über die im Rahmen 
der regelmäßigen Arbeitszeit von Vollbeschäftigten 
(§  6 Abs. 1) für die Woche dienstplanmäßig bezie-
hungsweise betriebsüblich festgesetzten Arbeitsstun-



FMBl Nr. 13/2009 399 

chend, soweit die Buchung auf das Arbeitszeitkonto 
nach §  10 Abs. 3 Satz 2 zulässig ist. 8Für die Zeit der 
Rufbereitschaft werden Zeitzuschläge nicht gezahlt.

 Protokollerklärung zu §  8 Abs. 5:

  Zur Ermittlung der Tage einer Rufbereitschaft, für die 
eine Pauschale gezahlt wird, ist auf den Tag des Be-
ginns der Rufbereitschaft abzustellen.

(6)  1Das Entgelt für Bereitschaftsdienst wird durch beson-
deren Tarifvertrag geregelt. 2Bis zum Inkrafttreten ei-
ner Regelung nach Satz 1 gelten die in dem jeweiligen 
Betrieb/der jeweiligen Verwaltung/Dienststelle am 
31. Dezember 2007 jeweils geltenden Bestimmungen 
fort. 3Das Bereitschaftsdienstentgelt kann, soweit ein 
Arbeitszeitkonto (§  10) eingerichtet ist und die betrieb-
lichen/dienstlichen Verhältnisse es zulassen (Abs. 1 
Satz 4), im Einvernehmen mit der/dem Beschäftigten 
im Verhältnis 1:1 in Freizeit (faktorisiert) abgegolten 
werden. 4Weitere Faktorisierungsregelungen können 
in einer einvernehmlichen Dienst- oder Betriebsver-
einbarung getroffen werden.

 Protokollerklärung zu §  8 Abs. 6:

  Unabhängig von den Vorgaben des Abs. 6 kann der 
Arbeitgeber einen Freizeitausgleich anordnen, wenn 
dies zur Einhaltung der Vorschriften des Arbeitszeit-
gesetzes erforderlich ist.

(7)  1Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit leis-
ten, erhalten eine Wechselschichtzulage von 105 Euro 
monatlich. 2Beschäftigte, die nicht ständig Wechsel-
schichtarbeit leisten, erhalten eine Wechselschicht-
zulage von 0,63 Euro pro Stunde.

(8)  1Beschäftigte, die ständig Schichtarbeit leisten, er-
halten eine Schichtzulage von 40 Euro monatlich. 
2Beschäftigte, die nicht ständig Schichtarbeit leisten, 
erhalten eine Schichtzulage von 0,24 Euro pro Stun-
de.

§  9 
Bereitschaftszeiten

(1)  1Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in denen sich die/
der Beschäftigte am Arbeitsplatz oder einer anderen 
vom Arbeitgeber bestimmten Stelle zur Verfügung hal-
ten muss, um im Bedarfsfall die Arbeit selbstständig, 
gegebenenfalls auch auf Anordnung, aufzunehmen; 
in ihnen überwiegen die Zeiten ohne Arbeitsleistung. 
2Für Beschäftigte, in deren Tätigkeit regelmäßig und 
in nicht unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten 
fallen, gelten folgende Regelungen:

 a)  Bereitschaftszeiten werden zur Hälfte als tarifl iche 
Arbeitszeit gewertet (faktorisiert).

 b)  Sie werden innerhalb von Beginn und Ende der 
regelmäßigen täglichen Arbeitszeit nicht gesondert 
ausgewiesen.

 c)  Die Summe aus den faktorisierten Bereitschafts-
zeiten und der Vollarbeitszeit darf die Arbeitszeit 
nach §  6 Abs. 1 nicht überschreiten.

 d)  Die Summe aus Vollarbeits- und Bereitschaftszei-
ten darf durchschnittlich 48 Stunden wöchentlich 
nicht überschreiten.

  3Ferner ist Voraussetzung, dass eine nicht nur vorüber-
gehend angelegte Organisationsmaßnahme besteht, 

tag entfallenden Tabellenentgelts höchstens 235 v. H. 
gezahlt.

(2)  1Überstunden sind grundsätzlich durch entsprechende 
Freizeit auszugleichen; für die Zeit des Freizeitaus-
gleichs werden das Tabellenentgelt sowie die sons-
tigen, in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestand-
teile weitergezahlt. 2Sofern kein Arbeitszeitkonto nach 
§  10 eingerichtet ist, oder wenn ein solches besteht, 
die/der Beschäftigte jedoch keine Faktorisierung nach 
Abs. 1 geltend macht, erhält die/der Beschäftigte für 
Überstunden (§  7 Abs. 7), die nicht bis zum Ende des 
dritten Kalendermonats – möglichst aber schon bis 
zum Ende des nächsten Kalendermonats – nach de-
ren Entstehen mit Freizeit ausgeglichen worden sind, 
je Stunde 100 v. H. des auf die Stunde entfallenden 
Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgelt-
gruppe und Stufe, höchstens jedoch nach der Stufe 4. 
3Der Anspruch auf den Zeitzuschlag für Überstunden 
nach Abs. 1 besteht unabhängig von einem Freizeit-
ausgleich.

(3) (unbesetzt)

(4)  Für Arbeitsstunden, die keine Überstunden sind und 
die aus betrieblichen/dienstlichen Gründen nicht in-
nerhalb des nach §  6 Abs. 2 Satz 1 oder 2 festgelegten 
Zeitraums mit Freizeit ausgeglichen werden, erhält 
die/der Beschäftigte je Stunde 100 v. H. des auf eine 
Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der 
jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe.

 Protokollerklärung zu §  8 Abs. 4:

  Mit dem Begriff „Arbeitsstunden“ sind nicht die Stun-
den gemeint, die im Rahmen von Gleitzeitregelungen 
im Sinne der Protokollerklärung zu Abschnitt II an-
fallen, es sei denn, sie sind angeordnet worden.

(5)  1Für die Rufbereitschaft wird eine tägliche Pauschale 
je Entgeltgruppe gezahlt. 2Für eine Rufbereitschaft 
von mindestens zwölf Stunden wird für die Tage Mon-
tag bis Freitag das Zweifache, für Samstag, Sonntag 
sowie für Feiertage das Vierfache des tarifl ichen Stun-
denentgelts nach Maßgabe der Entgelttabelle gezahlt. 
3Maßgebend für die Bemessung der Pauschale nach 
Satz 2 ist der Tag, an dem die Rufbereitschaft beginnt. 
4Für Rufbereitschaften von weniger als zwölf Stunden 
werden für jede angefangene Stunde 12,5 v. H. des 
tarifl ichen Stundenentgelts nach der Entgelttabelle 
gezahlt. 5Die Zeit jeder einzelnen Inanspruchnahme 
innerhalb der Rufbereitschaft mit einem Einsatz au-
ßerhalb des Aufenthaltsorts im Sinne des §  7 Abs. 4 
einschließlich der hierfür erforderlichen Wegezeiten 
wird auf eine volle Stunde gerundet und mit dem Ent-
gelt für Überstunden sowie etwaiger Zeitzuschläge 
nach Abs. 1 bezahlt. 6Wird die Arbeitsleistung inner-
halb der Rufbereitschaft am Aufenthaltsort im Sinne 
des §  7 Abs. 4 telefonisch (zum Beispiel in Form einer 
Auskunft) oder mittels technischer Einrichtungen er-
bracht, wird abweichend von Satz 5 die Summe die-
ser Arbeitsleistungen am Ende des Rufbereitschafts-
dienstes auf die nächsten vollen 30 oder 60 Minuten 
gerundet und mit dem Entgelt für Überstunden sowie 
etwaiger Zeitzuschläge nach Abs. 1 bezahlt; dauert 
der Rufbereitschaftsdienst länger als 24 Stunden (zum 
Beispiel an Wochenenden), erfolgt die Aufrundung 
nach jeweils 24 Stunden. 7Abs. 1 Satz 4 gilt entspre-
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bei der regelmäßig und in nicht unerheblichem Um-
fang Bereitschaftszeiten anfallen.

(2)  1Die Anwendung des Abs. 1 bedarf im Geltungsbe-
reich eines Personalvertretungsgesetzes einer ein-
vernehmlichen Dienstvereinbarung. 2§  6 Abs. 9 gilt 
entsprechend.

Protokollerklärung zu §  9 Abs. 1 und 2:

Diese Regelung gilt nicht für Wechselschicht- und Schicht-
arbeit.

§  10 
Arbeitszeitkonto

(1)  1Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann ein Ar-
beitszeitkonto eingerichtet werden. 2Für einen Betrieb/
eine Verwaltung, in dem/der ein Personalvertretungs-
gesetz Anwendung fi ndet, kann eine Regelung nach 
Satz 1 auch in einem landesbezirklichen Tarifvertrag 
getroffen werden, wenn eine Dienstvereinbarung 
nicht einvernehmlich zustande kommt und der Ar-
beitgeber ein Letztentscheidungsrecht hat. 3Soweit ein 
Arbeitszeitkorridor (§  6 Abs. 6) oder eine Rahmenzeit 
(§  6 Abs. 7) vereinbart wird, ist ein Arbeitszeitkonto 
einzurichten.

(2)  1In der Betriebs-/Dienstvereinbarung wird festgelegt, 
ob das Arbeitszeitkonto im ganzen Betrieb/in der gan-
zen Verwaltung oder Teilen davon eingerichtet wird. 
2Alle Beschäftigten der Betriebs-/Verwaltungsteile, 
für die ein Arbeitszeitkonto eingerichtet wird, werden 
von den Regelungen des Arbeitszeitkontos erfasst.

(3)  1Auf das Arbeitszeitkonto können Zeiten, die bei An-
wendung des nach §  6 Abs. 2 festgelegten Zeitraums 
als Zeitguthaben oder als Zeitschuld bestehen bleiben, 
nicht durch Freizeit ausgeglichene Zeiten nach §  8 
Abs. 1 Satz 5 und Abs. 4 sowie in Zeit umgewandel-
te Zuschläge nach §  8 Abs. 1 Satz 4 gebucht werden. 
2Weitere Kontingente (zum Beispiel Rufbereitschafts-/
Bereitschaftsdienstentgelte) können durch Betriebs-/
Dienstvereinbarung zur Buchung freigegeben wer-
den. 3Die/Der Beschäftigte entscheidet für einen in der 
Betriebs-/Dienstvereinbarung festgelegten Zeitraum, 
welche der in Satz 1 beziehungsweise Satz 2 genann-
ten Zeiten auf das Arbeitszeitkonto gebucht werden.

(4)  Im Falle einer unverzüglich angezeigten und durch 
ärztliches Attest nachgewiesenen Arbeitsunfähigkeit 
während eines Zeitausgleichs vom Arbeitszeitkonto 
(Zeiten nach Abs. 3 Satz 1 und 2) tritt eine Minderung 
des Zeitguthabens nicht ein.

(5)  In der Betriebs-/Dienstvereinbarung sind insbesonde-
re folgende Regelungen zu treffen:

 a)  Die höchstmögliche Zeitschuld (bis zu 40 Stun-
den) und das höchstzulässige Zeitguthaben (bis zu 
einem Vielfachen von 40 Stunden), die innerhalb 
eines bestimmten Zeitraums anfallen dürfen;

 b)  Fristen für das Abbuchen von Zeitguthaben oder 
für den Abbau von Zeitschulden durch die/den Be-
schäftigten;

 c)  die Berechtigung, das Abbuchen von Zeitguthaben 
zu bestimmten Zeiten (zum Beispiel an so genann-
ten Brückentagen) vorzusehen;

 d)  die Folgen, wenn der Arbeitgeber einen bereits 
genehmigten Freizeitausgleich kurzfristig wider-
ruft.

(6)  1Der Arbeitgeber kann mit der/dem Beschäftigten die 
Einrichtung eines Langzeitkontos vereinbaren. 2In 
diesem Fall ist der Betriebs-/Personalrat zu beteiligen 
und – bei Insolvenzfähigkeit des Arbeitgebers – eine 
Regelung zur Insolvenzsicherung zu treffen.

§  11 
Teilzeitbeschäftigung

(1)  1Mit Beschäftigten soll auf Antrag eine geringere als 
die vertraglich festgelegte Arbeitszeit vereinbart wer-
den, wenn sie

 a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder

 b)  einen nach ärztlichem Gutachten pfl egebedürfti-
gen sonstigen Angehörigen

  tatsächlich betreuen oder pfl egen und dringende 
dienstliche beziehungsweise betriebliche Belange 
nicht entgegenstehen.

  2Die Teilzeitbeschäftigung nach Satz 1 ist auf Antrag 
auf bis zu fünf Jahre zu befristen. 3Sie kann verlän-
gert werden; der Antrag ist spätestens sechs Monate 
vor Ablauf der vereinbarten Teilzeitbeschäftigung zu 
stellen. 4Bei der Gestaltung der Arbeitszeit hat der Ar-
beitgeber im Rahmen der dienstlichen beziehungs-
weise betrieblichen Möglichkeiten der besonderen 
persönlichen Situation der/des Beschäftigten nach 
Satz 1 Rechnung zu tragen.

(2)  Beschäftigte, die in anderen als den in Abs. 1 genann-
ten Fällen eine Teilzeitbeschäftigung vereinbaren wol-
len, können von ihrem Arbeitgeber verlangen, dass er 
mit ihnen die Möglichkeit einer Teilzeitbeschäftigung 
mit dem Ziel erörtert, zu einer entsprechenden Verein-
barung zu gelangen.

(3)  Ist mit früher Vollbeschäftigten auf ihren Wunsch 
eine nicht befristete Teilzeitbeschäftigung vereinbart 
worden, sollen sie bei späterer Besetzung eines Voll-
zeitarbeitsplatzes bei gleicher Eignung im Rahmen 
der dienstlichen beziehungsweise betrieblichen Mög-
lichkeiten bevorzugt berücksichtigt werden.

Protokollerklärung zu Abschnitt II:
1Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der jeweils gel-
tenden Mitbestimmungsrechte unabhängig von den Vor-
gaben zu Arbeitszeitkorridor und Rahmenzeit (§  6 Abs. 6 
und 7) möglich; dies gilt nicht bei Schicht- und Wechsel-
schichtarbeit. 2In den Gleitzeitregelungen kann auf Verein-
barungen nach §  10 verzichtet werden. 3Sie dürfen keine 
Regelungen nach §  6 Abs. 4 enthalten. 4Bei Inkrafttreten 
dieses Tarifvertrages bestehende Gleitzeitregelungen blei-
ben unberührt.

Abschnitt III 
Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leistungen

§  12 
Eingruppierung

[Derzeit nicht belegt, wird im Zusammenhang mit einer 
Entgeltordnung geregelt.]
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§  13 
Eingruppierung in besonderen Fällen

[Derzeit nicht belegt, wird im Zusammenhang mit einer 
Entgeltordnung geregelt.]

§  14 
Vorarbeiterzuschlag

(1)  1Vorarbeiter ist der Beschäftigte, der für ein bestimm-
tes Arbeitsvorhaben durch ausdrückliche Anordnung 
als solcher für eine Gruppe von Beschäftigten bestellt 
ist. 2Die Gruppe muss mindestens aus zwei Beschäf-
tigten einschließlich des Vorarbeiters bestehen. 3Der 
Vorarbeiter ist zur Mitarbeit verpfl ichtet. 4Er ist Auf-
sichtsführender im Sinne der Unfallverhütungsvor-
schriften.

(2)  1Der Vorarbeiter erhält je bezahlter Arbeitsstunde ei-
nen Zuschlag von 5 v. H. 2Bemessungsgrundlage ist 
der Anteil des Tabellenentgeltes der Stufe 2 der für 
den Beschäftigten gültigen Entgeltgruppe, der auf 
eine Stunde entfällt.

(3)  Neben dem Tabellenentgelt für Tätigkeiten, die nach 
Entgeltgruppe 8 zu bewerten sind, wird der Vorarbei-
terzuschlag nicht gezahlt.

 Protokollerklärung zu §  14 Abs. 1:

  1Vorarbeiter ist auch der Beschäftigte, der durch aus-
drückliche Anordnung bei teilautonomer Gruppenar-
beit ständig für eine Gruppe von Beschäftigten bestellt 
ist. 2Bei teilautonomer Gruppenarbeit muss die Grup-
pe aus mindestens drei Beschäftigten einschließlich 
des Vorarbeiters bestehen.

§  15 
Tabellenentgelt

(1)  1Die/Der Beschäftigte erhält monatlich ein Tabellen-
entgelt. 2Die Höhe bestimmt sich nach der Entgelt-
gruppe, in die sie/er eingruppiert ist, und nach der für 
sie/ihn geltenden Stufe.

(2)  Die Höhe der Tabellenentgelte ist in den Anlagen 1 
und 2 festgelegt.

(3)  1Im Rahmen von landesbezirklichen Regelungen 
können für an- und ungelernte Tätigkeiten in von 
Outsourcing und/oder Privatisierung bedrohten Be-
reichen in den Entgeltgruppen 1 bis 4 Abweichungen 
von der Entgelttabelle bis zu einer dort vereinbarten 
Untergrenze vorgenommen werden. 2Die Untergren-
ze muss im Rahmen der Spannbreite des Entgelts der 
Entgeltgruppe 1 liegen. 3Die Umsetzung erfolgt durch 
Anwendungsvereinbarung.

§  16 
Stufen der Entgelttabelle

(1)  Die Entgeltgruppen 2 bis 8 umfassen sechs Stufen.

(2)  1Bei der Einstellung werden die Beschäftigten der 
Stufe 1 zugeordnet, sofern keine einschlägige Be-
rufserfahrung vorliegt. 2Verfügen Beschäftigte über 
eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens 
einem Jahr aus einem vorherigen befristeten oder un-
befristeten Arbeitsverhältnis zum selben Arbeitgeber, 
erfolgt die Stufenzuordnung unter Anrechnung der 

Zeiten der einschlägigen Berufserfahrung aus diesem 
vorherigen Arbeitsverhältnis. 3Ist die einschlägige Be-
rufserfahrung von mindestens einem Jahr in einem 
Arbeitsverhältnis zu einem anderen Arbeitgeber er-
worben worden, erfolgt die Einstellung in die Stufe 2, 
beziehungsweise – bei Einstellung nach dem 31. Ja-
nuar 2010 und Vorliegen einer einschlägigen Berufs-
erfahrung von mindestens drei Jahren – in Stufe 3. 
4Unabhängig davon kann der Arbeitgeber bei Neuein-
stellungen zur Deckung des Personalbedarfs Zeiten 
einer vorherigen berufl ichen Tätigkeit ganz oder teil-
weise für die Stufenzuordnung berücksichtigen, wenn 
diese Tätigkeit für die vorgesehene Tätigkeit förderlich 
ist.

 Protokollerklärungen zu §  16 Abs. 2:

 1.  Einschlägige Berufserfahrung ist eine berufl iche 
Erfahrung in der übertragenen oder einer auf die 
Aufgabe bezogenen entsprechenden Tätigkeit.

 2.  Ein vorheriges Arbeitsverhältnis im Sinne des 
Satzes 2 besteht, wenn zwischen dem Ende des 
vorherigen und dem Beginn des neuen Arbeits-
verhältnisses ein Zeitraum von längstens sechs 
Monaten liegt.

(2a)  Der Arbeitgeber kann bei Einstellung von Beschäf-
tigten im unmittelbaren Anschluss an ein Arbeits-
verhältnis im öffentlichen Dienst (§  34 Abs. 3 Satz 3 
und 4) die beim vorherigen Arbeitgeber nach den 
Regelungen des TV-Forst, des TVÜ-Forst oder eines 
vergleich baren Tarifvertrages erworbene Stufe bei der 
Stufenzuordnung ganz oder teilweise berücksichtigen; 
Abs. 2 Satz 4 bleibt unberührt.

(3)  1Die Beschäftigten erreichen die jeweils nächste Stufe 
– von Stufe 3 an in Abhängigkeit von ihrer Leistung 
gemäß §  17 Abs. 2 – nach folgenden Zeiten einer un-
unterbrochenen Tätigkeit innerhalb derselben Entgelt-
gruppe bei ihrem Arbeitgeber (Stufenlaufzeit):

 – Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1,

 – Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2,

 – Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3,

 – Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und 

 –  Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5 bei den Entgelt-
gruppen 2 bis 8.

(4)  1Die Entgeltgruppe 1 umfasst fünf Stufen. 2Einstellun-
gen erfolgen zwingend in der Stufe 2 (Eingangsstufe). 
3Die jeweils nächste Stufe wird nach vier Jahren in 
der vorangegangenen Stufe erreicht; §  17 Abs. 2 bleibt 
unberührt.

(5)  1Zur regionalen Differenzierung, zur Deckung des 
Personalbedarfs, zur Bindung von qualifi zierten 
Fachkräften oder zum Ausgleich höherer Lebenshal-
tungskosten kann Beschäftigten abweichend von der 
tarifvertraglichen Einstufung ein bis zu zwei Stufen 
höheres Entgelt ganz oder teilweise vorweg gewährt 
werden. 2Beschäftigte mit einem Entgelt der Endstufe 
können bis zu 20 v. H. der Stufe 2 zusätzlich erhalten. 
3Die Zulage kann befristet werden. 4Sie ist auch als 
befristete Zulage widerrufl ich.
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§  17 
Allgemeine Regelungen zu den Stufen

(1)  Die Beschäftigten erhalten das Tabellenentgelt nach 
der neuen Stufe vom Beginn des Monats an, in dem 
die nächste Stufe erreicht wird.

(2)  1Bei Leistungen der Beschäftigten, die erheblich über 
dem Durchschnitt liegen, kann die erforderliche Zeit 
für das Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils verkürzt 
werden. 2Bei Leistungen, die erheblich unter dem 
Durchschnitt liegen, kann die erforderliche Zeit für 
das Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils verlängert 
werden. 3Bei einer Verlängerung der Stufenlaufzeit 
hat der Arbeitgeber jährlich zu prüfen, ob die Voraus-
setzungen für die Verlängerung noch vorliegen. 4Für 
die Beratung von schriftlich begründeten Beschwer-
den von Beschäftigten gegen eine Verlängerung nach 
Satz 2 beziehungsweise 3 ist eine betriebliche Kom-
mission zuständig. 5Die Mitglieder der betrieblichen 
Kommission werden je zur Hälfte vom Arbeitgeber 
und vom Betriebs-/Personalrat benannt; sie müssen 
dem Betrieb/der Dienststelle angehören. 6Der Arbeit-
geber entscheidet auf Vorschlag der Kommission da-
rüber, ob und in welchem Umfang der Beschwerde 
abgeholfen werden soll.

 Protokollerklärung zu §  17 Abs. 2:

  Die Instrumente des §  17 Abs. 2 unterstützen die An-
liegen der Personalentwicklung.

 Protokollerklärung zu §  17 Abs. 2 Satz 2:

  Bei Leistungsminderungen, die auf einem anerkann-
ten Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit gemäß 
§§  8 und 9 SGB VII beruhen, ist diese Ursache in ge-
eigneter Weise zu berücksichtigen.

 Protokollerklärung zu §  17 Abs. 2 Satz 6:

  Die Mitwirkung der Kommission erfasst nicht die Ent-
scheidung über die leistungsbezogene Stufenzuord-
nung.

(3)  1Den Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit im Sin-
ne des §  16 Abs. 3 Satz 1 stehen gleich:

 a) Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz,

 b)  Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach §  22 bis zu 
39 Wochen,

 c) Zeiten eines bezahlten Urlaubs,

 d)  Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der Arbeit-
geber vor dem Antritt schriftlich ein dienstliches bezie-
hungsweise betriebliches Interesse anerkannt hat,

 e)  Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von weniger 
als einem Monat im Kalenderjahr,

 f)  Zeiten der vorübergehenden Übertragung einer 
höherwertigen Tätigkeit.

  2Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer von je-
weils drei Jahren, die nicht von Satz 1 erfasst werden, 
und Elternzeit sowie Zeiten einer Unterbrechung bei 
Beschäftigten, die für eine jahreszeitlich begrenzte 
regelmäßig wiederkehrende Tätigkeit in einem Be-
schäftigungsverhältnis stehen (Saisonbeschäftigte), 
sind unschädlich; sie werden aber nicht auf die Stu-
fenlaufzeit angerechnet.

  3Bei einer Unterbrechung von mehr als drei Jahren 
erfolgt eine Zuordnung zu der Stufe, die der vor der 

Unterbrechung erreichten Stufe vorangeht, jedoch 
nicht niedriger als bei einer Neueinstellung; die Stu-
fenlaufzeit beginnt mit dem Tag der Arbeitsaufnahme. 
4Zeiten, in denen Beschäftigte mit einer kürzeren als 
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines 
entsprechenden Vollbeschäftigten beschäftigt waren, 
werden voll angerechnet.

(4)  1Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe 
werden die Beschäftigten derjenigen Stufe zugeord-
net, in der sie mindestens ihr bisheriges Tabellen-
entgelt erhalten, mindestens jedoch der Stufe 2; bei 
Eingruppierung über mehr als eine Entgeltgruppe 
wird die Zuordnung zu den Stufen so vorgenommen, 
als ob faktisch eine Eingruppierung in jede der ein-
zelnen Entgeltgruppen stattgefunden hätte. 2Beträgt 
der Unterschiedsbetrag zwischen dem derzeitigen 
Tabellenentgelt und dem Tabellenentgelt nach Satz 1 
weniger als 25 Euro in den Entgeltgruppen 1 bis 8 
beziehungsweise weniger als 50 Euro in den Ent-
geltgruppen 9 bis 15, so erhält die/der Beschäftigte 
während der betreffenden Stufenlaufzeit anstelle des 
Unterschiedsbetrags einen Garantiebetrag von monat-
lich 25 Euro (Entgeltgruppen 1 bis 8) beziehungsweise 
50 Euro (Entgeltgruppen 9 bis 15). 3Die Stufenlaufzeit 
in der höheren Entgeltgruppe beginnt mit dem Tag der 
Höhergruppierung. 4Bei einer Eingruppierung in eine 
niedrigere Entgeltgruppe ist die/der Beschäftige der 
in der höheren Entgeltgruppe erreichten Stufe zuzu-
ordnen. 5Die/Der Beschäftigte erhält vom Beginn des 
Monats an, in dem die Veränderung wirksam wird, 
das entsprechende Tabellenentgelt aus der in Satz 1 
oder Satz 4 festgelegten Stufe der betreffenden Ent-
geltgruppe, gegebenenfalls einschließlich des Garan-
tiebetrags.

 Protokollerklärung zu §  17 Abs. 4 Satz 2:

  1Die Garantiebeträge nehmen an allgemeinen Entgelt-
anpassungen teil. 2Sie betragen

 a) in den Entgeltgruppen 1 bis 8

  – 26,50 Euro ab 1. März 2009

  – 26,82 Euro ab 1. März 2010

 b) in den Entgeltgruppen 9 bis 15

  – 52,99 Euro ab 1. März 2009

  – 53,63 Euro ab 1. März 2010.

§  18 
Leistungsentgelt

(1)  1Ab dem 1. Januar 2009 wird ein Leistungsentgelt zu-
sätzlich zum Tabellenentgelt eingeführt. 2Das Leis-
tungsentgelt soll dazu beitragen, die Effi zienz der 
forstwirtschaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen 
und  Betriebe zu stärken und die Dienstleistungen zu 
verbessern. 3Zugleich sollen Motivation und Eigen-
verantwortung der Beschäftigten gestärkt werden.

(2)  1Die vereinbarte Zielgröße ist 8 v. H. 2Bis zu einer 
anderen Vereinbarung wird ein Gesamtvolumen von 
1,5 v. H. der ständigen Monatsentgelte für das Leis-
tungsentgelt zur Verfügung gestellt. 3In den Ländern 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen beträgt 
das Leistungsentgelt abweichend von Satz 2 2,5 v. H. 
4Bemessungsgrundlage ist die Summe der ständigen 
Monatsentgelte des Vorjahres aller Beschäftigten des 
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jeweiligen Arbeitgebers, die unter diesen Tarifvertrag 
fallen. 5Es besteht die Verpfl ichtung, die Leistungsent-
gelte jährlich auszuzahlen.

 Protokollerklärung zu §  18 Abs. 2:

  1Ständige Monatsentgelte sind insbesondere das Ta-
bellenentgelt (ohne Sozialversicherungsbeiträge des 
Arbeitgebers und dessen Kosten für die betriebliche 
Altersvorsorge), die in Monatsbeträgen festgelegten 
Zulagen einschließlich Besitzstandszulagen sowie 
Entgelt im Krankheitsfall (§  22) und bei Urlaub, so-
weit diese Entgelte in dem betreffenden Kalender-
jahr ausgezahlt worden sind. 2Nicht einbezogen sind 
dagegen insbesondere Abfi ndungen, Aufwandsent-
schädigungen (zum Beispiel Fahrzeugentschädigung, 
Motorsägenentschädigung), Einmalzahlungen, Jah-
ressonderzahlungen, Leistungsentgelte, Strukturaus-
gleiche, unständige Entgeltbestandteile und Entgelte 
der außertarifl ichen Beschäftigten. 

(3)  1Das Leistungsentgelt wird zusätzlich zum Tabellen-
entgelt als Leistungsprämie gewährt. 2Die Leistungs-
prämie ist in der Regel eine einmalige Zahlung, die 
im Allgemeinen auf der Grundlage einer Zielverein-
barung oder einer systematischen Leistungsbewer-
tung erfolgt. 3Sie kann auch in zeitlicher Abfolge ge-
zahlt werden. 4Leistungsentgelte können auch auf der 
Grundlage der Leistung von Gruppen von Beschäftig-
ten (zum Beispiel bei teilautonomer Gruppenarbeit) 
gewährt werden. 5Leistungsentgelt muss grundsätz-
lich allen Beschäftigten zugänglich sein. 6Für Teil-
zeitbeschäftigte kann von §  24 Abs. 2 abgewichen 
werden.

(4)  1Die Feststellung oder Bewertung von Leistungen ge-
schieht durch das Vergleichen von Zielerreichungen 
mit den in der Zielvereinbarung angestrebten Zielen 
oder über eine systematische Leistungsbewertung. 
2Zielvereinbarung ist eine freiwillige Abrede zwischen 
der Führungskraft und einzelnen Beschäftigten oder 
Beschäftigtengruppen über objektivierbare Leistungs-
ziele und die Bedingungen ihrer Erfüllung. 3Leis-
tungsbewertung ist die Feststellung der erbrachten 
Leistung nach möglichst messbaren oder anderweitig 
objektivierbaren Kriterien oder durch aufgabenbezo-
gene Bewertung.

(5)  1Das jeweilige System der leistungsbezogenen Be-
zahlung wird in einer Dienstvereinbarung oder Be-
triebsvereinbarung festgelegt. 2Die individuellen 
Leistungsziele von Beschäftigten beziehungsweise 
Beschäftigtengruppen müssen beeinfl ussbar und in 
der regelmäßigen Arbeitszeit erreichbar sein. 3Die 
Ausgestaltung geschieht durch einvernehmliche 
Dienstvereinbarung oder Betriebsvereinbarung, in 
der insbesondere geregelt werden:

 –  Verfahren der Einführung von leistungsorientierten 
Entgelten,

 –  zulässige Kriterien für Zielvereinbarungen,

 –  Ziele zur Sicherung und Verbesserung der Effek-
tivität und Effi zienz, insbesondere für Mehrwert-
steigerungen (zum Beispiel Verbesserung der 
Wirtschaftlichkeit), Steigerung der Produktivität, 
Verbesserung der Arbeitssicherheit sowie Verbesse-
rung der Arbeits- und Dienstleistungsqualität (zum 
Beispiel Kundenorientierung),

 –  Methoden sowie Kriterien der systematischen 
Leistungsbewertung und der aufgabenbezogenen 
Bewertung (messbar, zählbar oder anderweitig 
objektivierbar), gegebenenfalls differenziert nach 
 Arbeitsbereichen, u. U. Zielerreichungsgrade,

 –  Anpassung von Zielvereinbarungen bei wesent-
lichen Änderungen von Geschäftsgrundlagen,

 –  Vereinbarung von Verteilungsgrundsätzen,

 –  Überprüfung und Verteilung des zur Verfügung 
stehenden Finanzvolumens, gegebenenfalls Be-
grenzung individueller Leistungsentgelte aus um-
gewidmetem Entgelt,

 –  Dokumentation und Umgang mit Auswertungen 
über Leistungsbewertungen.

(6)  1Nähere Regelungen zum Leistungsentgelt können 
auch in einem landesbezirklichen Tarifvertrag verein-
bart werden. 2In einem solchen Tarifvertrag kann von 
den Regelungen dieses Paragrafen abgewichen wer-
den. 3Dabei sollen Regelungen entsprechend Abs. 5 
Satz 3 vorgesehen werden.

(7)  Die ausgezahlten Leistungsentgelte sind zusatzver-
sorgungspfl ichtiges Entgelt.

Protokollerklärungen zu §  18:

1.  1Eine Nichterfüllung der Voraussetzungen für die Ge-
währung eines Leistungsentgelts darf für sich genom-
men keine arbeitsrechtlichen Maßnahmen auslösen. 
2Umgekehrt sind arbeitsrechtliche Maßnahmen nicht 
durch Teilnahme an einer Zielvereinbarung bezie-
hungsweise durch Gewährung eines Leistungsent-
gelts ausgeschlossen.

2.  1Leistungsgeminderte dürfen nicht grundsätzlich aus 
Leistungsentgelten ausgenommen werden. 2Ihre je-
weiligen Leistungsminderungen sollen angemessen 
berücksichtigt werden.

3.  1Kommt bis zum 30. September 2009 keine Regelung 
nach Abs. 5 oder Abs. 6 zustande, erhalten die Be-
schäftigten vorbehaltlich der Protokollerklärung Nr. 4 
mit dem Tabellenentgelt des Monats Dezember 2009 
9 v. H., in den Fällen des Abs. 2 Satz 3 15 v. H. des 
für den Monat September jeweils zustehenden Ta-
bellenentgelts. 2Das Leistungsentgelt erhöht sich im 
Jahr 2010 um den Restbetrag des Gesamtvolumens. 
3Solange auch in den Folgejahren keine Regelung ent-
sprechend Satz 1 zustande kommt, gelten die Sätze 1 
und 2 entsprechend.

4.  1Solange eine Regelung nach Abs. 5 oder Abs. 6 nicht 
zustande kommt, kann der Arbeitgeber in den Fäl-
len des Abs. 2 Satz 2 auch wie folgt verfahren: 2Die 
Beschäftigten erhalten mit dem Tabellenentgelt des 
Monats Dezember ab dem Jahr 2009 18 v. H. des Ta-
bellenentgelts ausgezahlt, das für den Monat Septem-
ber desselben Jahres zusteht.

§  19 
Forstzulage

Beschäftigte in den Ländern Baden-Württemberg, Bran-
denburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und 
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Schleswig-Holstein erhalten eine Forstzulage in Höhe von 
monatlich 92,03 Euro.

§  20 
Jahressonderzahlung

(1)  Beschäftigte, die am 1. Dezember im Arbeitsverhältnis 
stehen, haben Anspruch auf eine Jahressonderzah-
lung.

(2)  1Die Jahressonderzahlung beträgt bei Beschäftigten 
in den Entgeltgruppen E 1 bis E 8 im Tarifgebiet West 
81 v. H. und im Tarifgebiet Ost 58 v. H. der Bemes-
sungsgrundlage nach Abs. 3. 2In den Ländern Sach-
sen, Sachsen-Anhalt und Thüringen beträgt die Jah-
ressonderzahlung abweichend von Satz 1 47 v. H.

(3)  1Bemessungsgrundlage im Sinne des Abs. 2 Satz 1 
ist das monatliche Entgelt, das den Beschäftigten in 
den Kalendermonaten Juli, August und September 
durchschnittlich gezahlt wird; unberücksichtigt blei-
ben hierbei das zusätzlich für Überstunden und Mehr-
arbeit gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienst-
plan vorgesehenen Mehrarbeits- oder Überstunden), 
Leistungszulagen, Leistungs- und Erfolgsprämien. 
2Der Bemessungssatz bestimmt sich nach der Entgelt-
gruppe am 1. September. 3Bei Beschäftigten, deren 
Arbeitsverhältnis nach dem 31. August begonnen hat, 
tritt an die Stelle des Bemessungszeitraums der erste 
volle Kalendermonat des Arbeitsverhältnisses; anstelle 
des Bemessungssatzes der Entgeltgruppe am 1. Sep-
tember tritt die Entgeltgruppe des Einstellungstages. 
4In den Fällen, in denen im Kalenderjahr der Geburt 
des Kindes während des Bemessungszeitraums eine 
elterngeldunschädliche Teilzeitbeschäftigung ausge-
übt wird, bemisst sich die Jahressonderzahlung nach 
dem Beschäftigungsumfang am Tag vor dem Beginn 
der Elternzeit.

 Protokollerklärung zu §  20 Abs. 3:

  1Bei der Berechnung des durchschnittlich gezahlten 
monatlichen Entgelts werden die gezahlten Entgelte 
der drei Monate addiert und durch drei geteilt; dies 
gilt auch bei einer Änderung des Beschäftigungs-
umfangs. 2Ist im Bemessungszeitraum nicht für alle 
Kalendertage Entgelt gezahlt worden, werden die ge-
zahlten Entgelte der drei Monate addiert, durch die 
Zahl der Kalendertage mit Entgelt geteilt und sodann 
mit 30,67 multipliziert. 3Zeiträume, für die Kranken-
geldzuschuss gezahlt worden ist, bleiben hierbei un-
berücksichtigt. 4Besteht während des Bemessungszeit-
raums an weniger als 30 Kalendertagen Anspruch auf 
Entgelt, ist der letzte Kalendermonat, in dem für alle 
Kalendertage Anspruch auf Entgelt bestand, maßgeb-
lich.

(4)  1Der Anspruch nach den Abs. 1 bis 3 vermindert sich 
um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem Be-
schäftigte keinen Anspruch auf Entgelt oder Fortzah-
lung des Entgelts nach §  21 haben. 2Die Verminderung 
unterbleibt für Kalendermonate, für die Beschäftigte 
kein Tabellenentgelt erhalten haben wegen

 a)  Ableistung von Grundwehrdienst oder Zivildienst, 
wenn sie diesen vor dem 1. Dezember beendet und 
die Beschäftigung unverzüglich wieder aufgenom-
men haben,

 b)  Beschäftigungsverboten nach §  3 Abs. 2 und §  6 
Abs. 1 Mutterschutzgesetz,

 c)  Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bun-
deselterngeld- und Elternzeitgesetz bis zum Ende 
des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, 
wenn am Tag vor Antritt der Elternzeit Anspruch 
auf Entgelt oder auf Zuschuss zum Mutterschafts-
geld bestanden hat.

  3Die Verminderung unterbleibt ferner für Kalender-
monate, in denen Beschäftigten Krankengeldzuschuss 
gezahlt wurde oder nur wegen der Höhe des zustehen-
den Krankengelds oder einer entsprechenden gesetz-
lichen Leistung ein Krankengeldzuschuss nicht ge-
zahlt worden ist.

(5)  1Die Jahressonderzahlung wird mit dem Tabellenent-
gelt für November ausgezahlt. 2Ein Teilbetrag der Jah-
ressonderzahlung kann zu einem früheren Zeitpunkt 
ausgezahlt werden.

(6)  1Beschäftigte, die bis zum 21. September 2007 Alters-
teilzeitarbeit vereinbart haben, erhalten die Jahress-
onderzahlung auch dann, wenn das Arbeitsverhältnis 
wegen Rentenbezugs vor dem 1. Dezember endet. 2In 
diesem Falle treten an die Stelle des Bemessungszeit-
raums gemäß Abs. 3 die letzten drei Kalendermonate 
vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses.

§  21 
Bemessungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung

1In den Fällen der Entgeltfortzahlung nach §  22 Abs. 1, §  26 
und §  27 werden das Tabellenentgelt sowie die sonstigen 
in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile wei-
tergezahlt. 2Nicht in Monatsbeträgen festgelegte Entgelt-
bestandteile werden als Durchschnitt auf Basis der letzten 
drei vollen Kalendermonate, die dem maß gebenden Ereig-
nis für die Entgeltfortzahlung vorhergehen (Berechnungs-
zeitraum), gezahlt. 3Ausgenommen hiervon sind das zu-
sätzlich gezahlte Entgelt für Überstunden und Mehrarbeit 
(mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen Mehrar-
beits- oder Überstunden sowie etwaiger Überstundenpau-
schalen), Leistungsentgelte, Jahressonderzahlungen sowie 
besondere Zahlungen nach §  23.

Protokollerklärungen zu §  21 Satz 2 und 3:

1.  1Volle Kalendermonate im Sinne der Durchschnitts-
berechnung nach Satz 2 sind Kalendermonate, in 
denen an allen Kalendertagen das Arbeitsverhältnis 
bestanden hat. 2Hat das Arbeitsverhältnis weniger 
als drei Kalendermonate bestanden, sind die vollen 
Kalendermonate, in denen das Arbeitsverhältnis be-
standen hat, zugrunde zu legen. 3Bei Änderungen 
der individuellen Arbeitszeit werden die nach der Ar-
beitszeitänderung liegenden vollen Kalendermonate 
zu Grunde gelegt.

2.  1Der Tagesdurchschnitt nach Satz 2 beträgt 1/65 aus 
der Summe der zu berücksichtigenden Entgeltbestand-
teile, die für den Berechnungszeitraum zugestanden 
haben, wenn die regelmäßige wöchentliche Arbeits-
zeit durchschnittlich auf fünf Tage verteilt ist. 2Maß-
gebend ist die Verteilung der Arbeitszeit zu Beginn 
des Berechnungszeitraums. 3Bei einer abweichenden 
Verteilung der Arbeitszeit ist der Tagesdurchschnitt 
entsprechend Satz 1 und 2 zu ermitteln. 4Sofern wäh-
rend des Berechnungszeitraums bereits Fortzahlungs-
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tatbestände vorlagen, bleiben bei der Ermittlung des 
Durchschnitts nach Satz 2 diejenigen Beträge unbe-
rücksichtigt, die während der Fortzahlungstatbestän-
de auf Basis der Tagesdurchschnitte zustanden.

3.  Tritt die Fortzahlung des Entgelts nach einer all-
gemeinen Entgeltanpassung ein, sind die berück-
sichtigungsfähigen Entgeltbestandteile, die vor der 
Entgeltanpassung zustanden, um 90 v. H. des Vom-
hundertsatzes für die allgemeine Entgeltanpassung 
zu erhöhen.

§  22 
Entgelt im Krankheitsfall

(1)  1Werden Beschäftigte durch Arbeitsunfähigkeit infolge 
Krankheit an der Arbeitsleistung verhindert, ohne dass 
sie ein Verschulden trifft, erhalten sie bis zur Dauer 
von sechs Wochen das Entgelt nach §  21. 2Bei erneuter 
Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit sowie 
bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses gelten die 
gesetzlichen Bestimmungen. 3Als unverschuldete Ar-
beitsunfähigkeit im Sinne der Sätze 1 und 2 gilt auch 
die Arbeitsverhinderung im Sinne des §  3 Abs. 2 und 
des §  9 Entgeltfortzahlungsgesetz.

 Protokollerklärung zu §  22 Abs. 1 Satz 1:

  Ein Verschulden liegt nur dann vor, wenn die Arbeits-
unfähigkeit vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeige-
führt wurde.

(2)  1Nach Ablauf des Zeitraums gemäß Abs. 1 erhalten die 
Beschäftigten für die Zeit, für die ihnen Krankengeld 
oder entsprechende gesetzliche Leistungen gezahlt 
werden, einen Krankengeldzuschuss in Höhe des Un-
terschiedsbetrags zwischen den tatsächlichen Barleis-
tungen des Sozialleistungsträgers und dem Nettoent-
gelt. 2Nettoentgelt ist das um die gesetzlichen Abzüge 
verminderte Entgelt im Sinne des §  21; bei freiwillig 
in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherten 
Beschäftigten ist dabei deren Gesamtkranken- und 
Pfl egeversicherungsbeitrag abzüglich Arbeitgeber-
zuschuss zu berücksichtigen. 3Bei Beschäftigten, die 
in der gesetzlichen Krankenversicherung versiche-
rungsfrei oder die von der Versicherungspfl icht in der 
gesetzlichen Krankenversicherung befreit sind, sind 
bei der Berechnung des Krankengeldzuschusses die-
jenigen Leistungen zu Grunde zu legen, die ihnen als 
Pfl ichtversicherte in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung zustünden.

(3)  1Der Krankengeldzuschuss wird bei einer Beschäf-
tigungszeit (§  34 Abs. 3)

 a)  von mehr als einem Jahr längstens bis zum Ende 
der 13. Woche und

 b)  von mehr als drei Jahren längstens bis zum Ende 
der 39. Woche

  seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit infolge der-
selben Krankheit gezahlt. 2Maßgeblich für die Be-
rechnung der Fristen nach Satz 1 ist die Beschäfti-
gungszeit, die im Laufe der krankheitsbedingten 
Arbeitsunfähigkeit vollendet wird. 3Innerhalb eines 
Kalenderjahres kann das Entgelt im Krankheitsfall 
nach Abs. 1 und 2 insgesamt längstens bis zum Ende 
der in Abs. 3 Satz 1 genannten Fristen bezogen wer-
den; bei jeder neuen Arbeitsunfähigkeit besteht jedoch 
mindestens der sich aus Abs. 1 ergebende Anspruch.

(4)  1Entgelt im Krankheitsfall wird nicht über das Ende 
des Arbeitsverhältnisses hinaus gezahlt; §  8 Entgelt-
fortzahlungsgesetz bleibt unberührt. 2Krankengeld-
zuschuss wird zudem nicht über den Zeitpunkt hinaus 
gezahlt, von dem an Beschäftigte eine Rente oder eine 
vergleichbare Leistung auf Grund eigener Versiche-
rung aus der gesetzlichen Rentenversicherung, aus 
einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung oder aus einer sonstigen Versorgungseinrichtung 
erhalten, die nicht allein aus Mitteln der Beschäftigten 
fi nanziert ist. 3Überzahlter Krankengeldzuschuss und 
sonstige Überzahlungen gelten als Vorschuss auf die 
in demselben Zeitraum zustehenden Leistungen nach 
Satz 2; die Ansprüche der Beschäftigten gehen inso-
weit auf den Arbeitgeber über. 4Der Arbeitgeber kann 
von der Rückforderung des Teils des überzahlten Be-
trags, der nicht durch die für den Zeitraum der Über-
zahlung zustehenden Bezüge im Sinne des Satzes 2 
ausgeglichen worden ist, absehen, es sei denn, die/der 
Beschäftigte hat dem Arbeitgeber die Zustellung des 
Rentenbescheids schuldhaft verspätet mitgeteilt.

§  23 
Besondere Zahlungen

(1)  1Einen Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen 
nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in 
seiner jeweiligen Fassung haben Beschäftigte, deren 
Arbeitsverhältnis voraussichtlich mindestens sechs 
Monate dauert. 2Für Vollbeschäftigte beträgt die ver-
mögenswirksame Leistung für jeden vollen Kalender-
monat 6,65 Euro. 3Der Anspruch entsteht frühestens 
für den Kalendermonat, in dem die/der Beschäftigte 
dem Arbeitgeber die erforderlichen Angaben schrift-
lich mitteilt, und für die beiden vorangegangenen 
Monate desselben Kalenderjahres; die Fälligkeit tritt 
nicht vor acht Wochen nach Zugang der Mitteilung 
beim Arbeitgeber ein. 4Die vermögenswirksame Leis-
tung wird nur für Kalendermonate gewährt, für die 
den Beschäftigten Tabellenentgelt, Entgeltfortzahlung 
oder Krankengeldzuschuss zusteht. 5Für Zeiten, für 
die Krankengeldzuschuss zusteht, ist die vermögens-
wirksame Leistung Teil des Krankengeldzuschusses. 
6Die vermögenswirksame Leistung ist kein zusatzver-
sorgungspfl ichtiges Entgelt.

(2)  1Beschäftigte erhalten ein Jubiläumsgeld bei Vollen-
dung einer Beschäftigungszeit (§  34 Abs. 3)

  a) von 25 Jahren   in Höhe von 350 Euro,

  b) von 40 Jahren   in Höhe von 500 Euro.

  2Teilzeitbeschäftigte erhalten das Jubiläumsgeld in 
voller Höhe.

(3)  1Beim Tod von Beschäftigten, deren Arbeitsverhältnis 
nicht geruht hat, wird der Ehegattin/dem Ehegatten 
oder den Kindern ein Sterbegeld gewährt; der Ehe-
gattin/dem Ehegatten steht die Lebenspartnerin/der 
Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsge-
setzes gleich. 2Als Sterbegeld wird für die rest lichen 
Tage des Sterbemonats und – in einer Summe – für 
zwei weitere Monate das Tabellenentgelt der/des Ver-
storbenen gezahlt. 3Die Zahlung des Sterbegeldes 
an einen der Berechtigten bringt den Anspruch der 
Übrigen gegenüber dem Arbeitgeber zum Erlöschen; 
die Zahlung auf das Gehaltskonto hat befreiende Wir-
kung.
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(4)  Für die Erstattung von Reisekosten für Dienstreisen, 
die nicht aufgrund von Forstbetriebsarbeiten ange-
ordnet sind, und für die Erstattung für Umzugskosten 
sowie Trennungsgeld fi nden die Bestimmungen, die 
für die Beamtinnen und Beamten des Arbeitgebers 
jeweils gelten, entsprechende Anwendung, soweit in 
den nachfolgenden Absätzen nicht etwas anderes be-
stimmt ist.

(5)  1Setzt der/die Beschäftigte zur Erledigung eines be-
trieblichen/dienstlichen Auftrages während der Ar-
beitszeit mit Zustimmung des/der Aufsichtsführenden 
sein/ihr Kraftfahrzeug ein, erhält er/sie je Kilometer 
zurückgelegten Weges eine Kraftfahrzeugentschädi-
gung. 2Die Kraftfahrzeugentschädigung beträgt bei 
einem Kraftfahrzeug mit einem Hubraum

 a) bis 600 ccm 0,18 Euro,

 b) von mehr als 600 ccm 0,30 Euro.

  3Mit Inanspruchnahme der Kraftfahrzeugentschä-
digung erklärt sich der/die Beschäftigte bereit, im 
Rahmen des Zumutbaren Personen und Sachen mit-
zunehmen. 4Mit der Entschädigung ist die Mitnahme 
abgegolten.

  5Legt der/die Beschäftigte den Weg mit seinem Fahr-
rad zurück, erhält er/sie für jeden angefangenen Kilo-
meter des Weges eine Entschädigung von 0,05 Euro.

 Protokollerklärungen zu §  23 Abs. 5:

 1.  Beschäftigte der Länder Bayern, Nordrhein-West-
falen und Rheinland-Pfalz erhalten eine Fahrzeug-
entschädigung entsprechend den reisekostenrecht-
lichen Bestimmungen, die für die Beamtinnen und 
Beamten jeweils gelten.

 2.  Soweit die reisekostenrechtlichen Bestimmun-
gen der übrigen Länder für die Beamtinnen und 
Beamten Schmutzzuschläge oder Schlechtwege-
zuschläge enthalten, sind diese entsprechend 
 anzuwenden.

(6)  1Nimmt der/die Beschäftigte außerhalb der Arbeitszeit 
auf Anforderung des Arbeitgebers in seinem/ihrem 
Kraftfahrzeug betriebseigenes Gerät oder Material 
von wesentlichem Umfang oder Gewicht, insbesondere 
motorgetriebene Geräte und Betriebsstoffe mit, erhält 
er/sie für jeden Tag der Mitnahme als Abgeltung der 
dadurch entstandenen Aufwendungen eine pauschale 
Transportentschädigung in Höhe von 1,50 Euro.

  2Die Transportentschädigung wird nicht neben der 
Kraftfahrzeugentschädigung nach Abs. 5 gezahlt.

  3Transportiert der/die Beschäftigte auf Anforderung 
des Arbeitgebers betriebseigenes Gerät oder Materi-
al, dessen Mitnahme in seinem/ihrem Kraftfahrzeug 
nicht zumutbar ist, mit einem Kraftfahrzeuganhänger, 
erhält er/sie für jeden Tag des Transports als Abgel-
tung der dadurch entstehenden Aufwendungen eine 
pauschale Transportentschädigung. 4Die Entschädi-
gung beträgt

  a)  bei einem betriebseigenen 
Kraftfahrzeuganhänger 3,00 Euro,

  b)  bei einem waldarbeitereigenen 
Kraftfahrzeuganhänger 4,50 Euro.

  5Setzt der/die Beschäftigte auf Anforderung des Ar-
beitgebers mit seinem/ihrem Kraftfahrzeug einen 
Waldarbeiterschutzwagen um, erhält er/sie für jedes 

Umsetzen eine pauschale Entschädigung in Höhe von 
10,00 Euro.

(7)  1Benutzt der/die Beschäftigte sein/ihr Kraftfahrzeug 
für die Fahrtstrecke von seiner/ihrer Wohnung zur 
ersten Arbeitsstelle und von der letzten Arbeitsstelle 
zurück zur Wohnung, erhält er/sie eine Entfernungs-
entschädigung. 2Die Entfernungsentschädigung wird 
ab dem 31. Kilometer gewährt; Hinfahrt und Rück-
fahrt sind jeweils gesondert zu betrachten. 3Sie beträgt 
bei einem Kraftfahrzeug mit einem Hubraum

 a) bis 600 ccm 0,18 Euro,

 b) von mehr als 600 ccm 0,30 Euro.

  4Mit neu eingestellten Beschäftigten kann abweichend 
von Satz 1 auch ein anderer Ort als der Wohnort für 
die Gewährung der Entfernungsentschädigung im 
Arbeitsvertrag vereinbart werden.

  5Verlegt der/die Beschäftigte aus persönlichen Grün-
den seinen/ihren Wohnsitz, erhöht sich dadurch der 
Anspruch auf Entfernungsentschädigung nach den 
Sätzen 1 bis 4 nicht.

(8)  1Bei Holzerntearbeiten und – soweit erforderlich – bei 
sonstigen Betriebsarbeiten hat der/die Beschäftigte in 
der Regel die Motorsäge zu stellen, soweit diese nicht 
vom Arbeitgeber gestellt wird. 2Stellt der/die Beschäf-
tigte die Motorsäge, wird zur Abgeltung der Aufwen-
dungen eine Motorsägenentschädigung gezahlt.

  3Stellt bei Holzerntearbeiten der/die Beschäftigte mit 
Zustimmung des Arbeitgebers das Hauungswerkzeug, 
erhält er/sie für die Beschaffung eine Werkzeugent-
schädigung.

  4Die Höhe der Motorsägenentschädigung und der 
Werkzeugentschädigung wird gesondert vereinbart.

(9)  Entschädigungen nach den Abs. 5 bis 8 sind nicht 
 zusatzversorgungspfl ichtig.

§  24 
Berechnung und Auszahlung des Entgelts

(1)  1Bemessungszeitraum für das Tabellenentgelt und die 
sonstigen Entgeltbestandteile ist der Kalender monat, 
soweit tarifvertraglich nicht ausdrücklich etwas Ab-
weichendes geregelt ist. 2Die Zahlung erfolgt am 
letzten Tag des Monats (Zahltag) für den laufenden 
Kalendermonat auf ein von der/dem Beschäftigten 
benanntes Konto innerhalb eines Mitgliedstaats der 
Europäischen Union. 3Fällt der Zahltag auf einen 
Samstag oder auf einen Wochenfeiertag, gilt der vor-
hergehende Werktag, fällt er auf einen Sonntag, gilt 
der zweite vorhergehende Werktag als Zahltag. 4Ent-
geltbestandteile, die nicht in Monatsbeträgen festge-
legt sind, sowie der Tagesdurchschnitt nach §  21 sind 
am Zahltag des zweiten Kalendermonats, der auf ihre 
Entstehung folgt, fällig.

 Protokollerklärungen zu §  24 Abs. 1:

 1.  Teilen Beschäftigte ihrem Arbeitgeber die für eine 
kostenfreie beziehungsweise kostengünstigere 
Überweisung in einen anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union erforderlichen Angaben nicht 
rechtzeitig mit, so tragen sie die dadurch entste-
henden zusätzlichen Überweisungskosten.
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 2.  Soweit Arbeitgeber die Bezüge am 15. eines jeden 
Monats für den laufenden Monat zahlen, können 
sie jeweils im Dezember eines Kalenderjahres den 
Zahltag vom 15. auf den letzten Tag des Monats 
gemäß Abs. 1 Satz 1 verschieben.

(2)  Soweit tarifvertraglich nicht ausdrücklich etwas an-
deres geregelt ist, erhalten Teilzeitbeschäftigte das 
Tabellenentgelt (§  15) und alle sonstigen Entgeltbe-
standteile in dem Umfang, der dem Anteil ihrer indi-
viduell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit an 
der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeit-
beschäftigter entspricht.

(3)  1Besteht der Anspruch auf das Tabellenentgelt oder die 
sonstigen Entgeltbestandteile nicht für alle Tage ei-
nes Kalendermonats, wird nur der Teil gezahlt, der auf 
den Anspruchszeitraum entfällt. 2Besteht nur für einen 
Teil eines Kalendertags Anspruch auf Entgelt, wird für 
jede geleistete dienstplanmäßige oder betriebsübliche 
Arbeitsstunde der auf eine Stunde entfallende Anteil 
des Tabellenentgelts sowie der sonstigen in Monatsbe-
trägen festgelegten Entgeltbestandteile gezahlt. 3Zur 
Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden Anteils 
sind die in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbe-
standteile durch das 4,348 fache der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit (§  6 Abs. 1 und entsprechende 
Sonderregelungen) zu teilen.

(4)  1Ergibt sich bei der Berechnung von Beträgen ein 
Bruchteil eines Cents von mindestens 0,5, ist er auf-
zurunden; ein Bruchteil von weniger als 0,5 ist ab-
zurunden. 2Zwischenrechnungen werden jeweils auf 
zwei Dezimalstellen gerundet. 3Jeder Entgeltbestand-
teil ist einzeln zu runden.

(5)  Entfallen die Voraussetzungen für eine Zulage im Lau-
fe eines Kalendermonats, gilt Abs. 3 entsprechend.

(6)  Einzelvertraglich können neben dem Tabellenentgelt 
zustehende Entgeltbestandteile (zum Beispiel Zeitzu-
schläge, Erschwerniszuschläge, Überstundenentgelte) 
pauschaliert werden.

§  25 
Betriebliche Altersversorgung

1Die Beschäftigten haben Anspruch auf eine zusätzliche 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung unter Eigenbetei-
ligung. 2Einzelheiten bestimmt der Tarifvertrag über die 
betriebliche Altersversorgung der Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes (Tarifvertrag Altersversorgung – ATV) 
in seiner jeweils geltenden Fassung und für Beschäftigte 
der Freien und Hansestadt Hamburg das Hamburgische 
Zusatzversorgungsgesetz in seiner jeweils geltenden Fas-
sung.

Abschnitt IV 
Urlaub und Arbeitsbefreiung

§  26 
Erholungsurlaub

(1)  1Beschäftigte haben in jedem Kalenderjahr Anspruch 
auf Erholungsurlaub unter Fortzahlung des Entgelts 
(§  21). 2Bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit 
auf fünf Tage in der Kalenderwoche beträgt der Ur-
laubsanspruch in jedem Kalenderjahr

  bis zum vollendeten 
30. Lebensjahr 26 Arbeitstage,

  bis zum vollendeten 
40. Lebensjahr 29 Arbeitstage und

  nach dem vollendeten 
40. Lebensjahr 30 Arbeitstage.

  3Arbeitstage sind alle Kalendertage, an denen die Be-
schäftigten dienstplanmäßig oder betriebsüblich zu 
arbeiten haben oder zu arbeiten hätten, mit Ausnahme 
der auf Arbeitstage fallenden gesetzlichen Feiertage, 
für die kein Freizeitausgleich gewährt wird. 4Maß-
gebend für die Berechnung der Urlaubsdauer ist das 
Lebensjahr, das im Laufe des Kalenderjahres vollendet 
wird. 5Bei einer anderen Verteilung der wöchentlichen 
Arbeitszeit als auf fünf Tage in der Woche erhöht oder 
vermindert sich der Urlaubsanspruch entsprechend. 
6Verbleibt bei der Berechnung des Urlaubs ein Bruch-
teil, der mindestens einen halben Urlaubstag ergibt, 
wird er auf einen vollen Urlaubstag aufgerundet; 
Bruchteile von weniger als einem halben Urlaubstag 
bleiben unberücksichtigt. 7Der Erholungsurlaub muss 
im laufenden Kalenderjahr gewährt werden; er kann 
auch in Teilen genommen werden.

 Protokollerklärung zu §  26 Abs. 1 Satz 7:

  Der Urlaub soll grundsätzlich zusammenhängend 
gewährt werden; dabei soll ein Urlaubsteil von zwei 
Wochen Dauer angestrebt werden.

(2)  Im Übrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit folgen-
den Maßgaben:

 a)  Im Falle der Übertragung muss der Erholungs-
urlaub in den ersten drei Monaten des folgenden 
Kalenderjahres angetreten werden. Kann der Er-
holungsurlaub wegen Arbeitsunfähigkeit oder aus 
betrieblichen/dienstlichen Gründen nicht bis zum 
31. März angetreten werden, ist er bis zum 31. Mai 
anzutreten.

 b)  Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im Laufe 
eines Jahres, steht als Erholungsurlaub für jeden 
vollen Monat des Arbeitsverhältnisses ein Zwölftel 
des Urlaubsanspruchs nach Abs. 1 zu; §  5 Bundes-
urlaubsgesetz bleibt unberührt.

 c)  Ruht das Arbeitsverhältnis, so vermindert sich die 
Dauer des Erholungsurlaubs einschließlich eines 
etwaigen tarifl ichen Zusatzurlaubs für jeden vollen 
Kalendermonat um ein Zwölftel.

 d)  Das Entgelt nach Abs. 1 Satz 1 wird zu dem in §  24 
genannten Zeitpunkt gezahlt.

§  27 
Zusatzurlaub

(1)  1Für die Gewährung eines Zusatzurlaubs gelten die für 
die Beamtinnen und Beamten des jeweiligen Landes 
jeweils maßgebenden Bestimmungen für Grund und 
Dauer sinngemäß. 2Die beamtenrechtlichen Bestim-
mungen gelten nicht für den Zusatzurlaub für Wech-
selschichtarbeit, Schichtarbeit und Nachtarbeit.

(2)  Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit nach 
§  7 Abs. 1 oder ständig Schichtarbeit nach §  7 Abs. 2 
leisten und denen die Zulage nach §  8 Abs. 7 Satz 1 
oder Abs. 8 Satz 1 zusteht, erhalten einen Arbeitstag 
Zusatzurlaub
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 a)  bei Wechselschichtarbeit für je zwei zusammen-
hängende Monate und

 b)  bei Schichtarbeit für je vier zusammenhängende 
Monate.

(3)  Im Falle nicht ständiger Wechselschicht- oder Schicht-
arbeit (zum Beispiel ständige Vertreter) erhalten Be-
schäftigte, denen die Zulage nach §  8 Abs. 7 Satz 2 
oder Abs. 8 Satz 2 zusteht, einen Arbeitstag Zusatzur-
laub für

 a)  je drei Monate im Jahr, in denen sie überwiegend 
Wechselschichtarbeit geleistet haben, und

 b)  je fünf Monate im Jahr, in denen sie überwiegend 
Schichtarbeit geleistet haben.

(4)  1Zusatzurlaub nach diesem Tarifvertrag und sonstigen 
Bestimmungen mit Ausnahme von §  125 SGB IX wird 
nur bis zu insgesamt sechs Arbeitstagen im Kalen-
derjahr gewährt. 2Erholungsurlaub und Zusatzurlaub 
(Gesamturlaub) dürfen im Kalenderjahr zusammen 
35 Arbeitstage nicht überschreiten. 3Satz 2 ist für Zu-
satzurlaub nach den Abs. 2 und 3 hierzu nicht anzu-
wenden. 4Bei Beschäftigten, die das 50. Lebensjahr 
vollendet haben, gilt abweichend von Satz 2 eine 
Höchstgrenze von 36 Arbeitstagen; §  26 Abs. 1 Satz 4 
gilt entsprechend.

(5)  Im Übrigen gilt §  26 mit Ausnahme von Abs.   2 
Buchst. b entsprechend.

Protokollerklärung zu §  27 Abs. 2 und 3:
1Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich nach der ab-
geleisteten Schicht- oder Wechselschichtarbeit und ent-
steht im laufenden Jahr, sobald die Voraussetzungen nach 
Abs. 2 oder 3 erfüllt sind. 2Für die Feststellung, ob ständige 
Wechselschichtarbeit oder ständige Schichtarbeit vorliegt, 
ist eine Unterbrechung durch Arbeitsbefreiung, Freizeit-
ausgleich, bezahlten Urlaub oder Arbeitsunfähigkeit in den 
Grenzen des §  22 unschädlich.

§  28 
Sonderurlaub

Beschäftigte können bei Vorliegen eines wichtigen Grun-
des unter Verzicht auf die Fortzahlung des Entgelts Son-
derurlaub erhalten.

§  29 
Arbeitsbefreiung

(1)  1Nur die nachstehend aufgeführten Anlässe gelten 
als Fälle nach §  616 BGB, in denen Beschäftigte unter 
Fortzahlung des Entgelts in dem angegebenen Aus-
maß von der Arbeit freigestellt werden:

a)  Niederkunft der Ehefrau/der 
Lebenspartnerin im Sinne 
des Lebenspartnerschafts-
gesetzes 

ein Arbeitstag,

b)  Tod der Ehegattin/des Ehe-
gatten, der Lebenspartnerin/
des Lebenspartners im Sinne 
des Lebenspartnerschafts-
gesetzes, eines Kindes oder 
Elternteils 

zwei Arbeitstage,

c)  Umzug aus dienst lichem 
oder betrieb lichem Grund an 
einen anderen Ort

ein Arbeitstag,

d)  25- und 40-jähriges Arbeits-
jubiläum 

ein Arbeitstag,

e) schwere Erkrankung
aa)  einer/eines Angehörigen, 

soweit sie/er in demsel-
ben Haushalt lebt, 

ein Arbeitstag im 
Kalenderjahr,

bb)  eines Kindes, das das 
12. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, wenn 
im laufenden Kalender-
jahr kein Anspruch nach 
§  45 SGB V besteht oder 
bestanden hat, 

 bis zu vier 
Arbeitstage im 
Kalenderjahr,

cc)  einer Betreuungsperson, 
wenn Beschäftigte des-
halb die Betreuung ihres 
Kindes, das das 
8. Lebens jahr noch nicht 
vollendet hat oder wegen 
körperlicher, geistiger 
oder seelischer Behinde-
rung dauernd pfl egebe-
dürftig ist, übernehmen 
müssen, 

 bis zu vier 
Arbeitstage im 
Kalenderjahr.

 2Eine Freistellung nach 
Buchst. e erfolgt nur, soweit 
eine andere Person zur Pfl ege 
oder Betreuung nicht sofort 
zur Verfügung steht und die 
Ärztin/der Arzt in den Fällen 
der Doppelbuchst. aa und bb 
die Notwendigkeit der Anwe-
senheit der/des Beschäftigten 
zur vorläufi gen Pfl ege be-
scheinigt. 3Die Freistellung 
darf insgesamt fünf Arbeits-
tage im Kalenderjahr nicht 
überschreiten.

f)  Ärztliche Behandlung von 
Beschäftigten, wenn diese 
während der Arbeitszeit 
erfolgen muss, 

erforderliche 
nachgewiesene 
Abwesenheitszeit 
einschließlich 
erforderlicher 
Wegezeiten.

(2)  1Bei Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher Pfl ich-
ten nach deutschem Recht besteht der Anspruch auf 
Fortzahlung des Entgelts, wenn die Arbeitsbefreiung 
gesetzlich vorgeschrieben ist und soweit die Pfl ichten 
nicht außerhalb der Arbeitszeit, gegebenenfalls nach 
ihrer Verlegung, wahrgenommen werden können; so-
weit die Beschäftigten Anspruch auf Ersatz des Ent-
gelts geltend machen können, besteht kein Anspruch 
auf Entgeltfortzahlung.

  2Das fortgezahlte Entgelt gilt in Höhe des Ersatzan-
spruchs als Vorschuss auf die Leistungen der Kosten-
träger. 3Die Beschäftigten haben den Ersatzanspruch 
geltend zu machen und die erhaltenen Beträge an den 
Arbeitgeber abzuführen.
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(3)  1Der Arbeitgeber kann in sonstigen dringenden Fällen 
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts bis zu 
drei Arbeitstagen gewähren. 2In begründeten Fällen 
kann bei Verzicht auf das Entgelt kurzfristige Arbeits-
befreiung gewährt werden, wenn die dienstlichen oder 
betrieblichen Verhältnisse es gestatten.

 Protokollerklärung zu §  29 Abs. 3 Satz 2:

  Zu den „begründeten Fällen“ können auch solche An-
lässe gehören, für die kein Anspruch auf Arbeitsbefrei-
ung besteht (zum Beispiel Umzug aus persönlichen 
Gründen).

(4)  1Auf Antrag kann den gewählten Vertretern/Ver-
treterinnen der Tarifkommissionen, eines Be-
zirksfachgruppenvorstands, eines Landes-/Regio-
nalfachgruppenvorstands, des Gewerkschafts-, 
Regional- und Bezirksbeirats, der Bundesfachgruppe 
oder des Bundesfachgruppenvorstandes der IG Bauen-
Agrar-Umwelt beziehungsweise entsprechender Gre-
mien anderer vertragsschließender Gewerkschaften 
zur Teilnahme an Tagungen Arbeitsbefreiung bis zu 
acht Werktagen im Jahr unter Fortzahlung des Entgelts 
erteilt werden; dringende dienstliche oder betriebliche 
Interessen dürfen der Arbeitsbefreiung nicht entge-
genstehen. 2Zur Teilnahme an Tarifverhandlungen mit 
der TdL oder ihren Mitgliedern kann auf Anforderung 
der IG Bauen-Agrar-Umwelt Arbeitsbefreiung unter 
Fortzahlung des Entgelts ohne zeitliche Begrenzung 
erteilt werden.

(5)  Zur Teilnahme an Sitzungen von Prüfungs- und von 
Berufsbildungsausschüssen nach dem Berufsbil-
dungsgesetz sowie für eine Tätigkeit in Organen von 
Sozialversicherungsträgern kann den Mitgliedern 
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts ge-
währt werden, sofern nicht dringende dienstliche oder 
betriebliche Interessen entgegenstehen.

(6)  In den Fällen der Abs. 1 bis 5 werden das Tabellen-
entgelt sowie die sonstigen Entgeltbestandteile, die 
in Monatsbeträgen festgelegt sind, weitergezahlt.

Abschnitt V 
Befristung und Beendigung des Arbeitsverhältnisses

§  30 
Befristete Arbeitsverträge

1Befristete Arbeitsverträge sind zulässig auf Grundlage 
des Teilzeit- und Befristungsgesetzes sowie anderer ge-
setzlicher Vorschriften über die Befristung von Arbeits-
verträgen.

§  31

(unbesetzt)

§  32

(unbesetzt)

§  33 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne Kündigung

(1)  Das Arbeitsverhältnis endet ohne Kündigung

 a)  mit Ablauf des Monats, in dem die/der Beschäftig-
te das gesetzlich festgelegte Alter zum Erreichen 

einer abschlagsfreien Regelaltersrente vollendet 
hat,

 b)  jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen (Auf-
lösungsvertrag).

(2)  1Das Arbeitsverhältnis endet ferner mit Ablauf des 
 Monats, in dem der Bescheid eines Rentenversi-
cherungsträgers (Rentenbescheid) zugestellt wird, 
wonach die/der Beschäftigte voll oder teilweise er-
werbsgemindert ist. 2Die/Der Beschäftigte hat den 
Arbeitgeber von der Zustellung des Rentenbescheids 
unverzüglich zu unterrichten. 3Beginnt die Rente erst 
nach der Zustellung des Rentenbescheids, endet das 
Arbeitsverhältnis mit Ablauf des dem Rentenbeginn 
vorangehenden Tages. 4Liegt im Zeitpunkt der Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses eine nach §  92 SGB IX 
erforderliche Zustimmung des Integrationsamtes noch 
nicht vor, endet das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des 
Tages der Zustellung des Zustimmungsbescheids des 
Integra tionsamtes. 5Das Arbeitsverhältnis endet nicht, 
wenn nach dem Bescheid des Rentenversicherungsträ-
gers eine Rente auf Zeit gewährt wird. 6In diesem Fall 
ruht das Arbeitsverhältnis für den Zeitraum, für den 
eine Rente auf Zeit gewährt wird; beginnt die Rente 
rückwirkend, ruht das Arbeitsverhältnis ab dem ersten 
Tag des Monats, der auf den Monat der Zustellung des 
Rentenbescheids folgt.

(3)  Im Falle teilweiser Erwerbsminderung endet, bezie-
hungsweise ruht das Arbeitsverhältnis nicht, wenn 
die/der Beschäftigte nach ihrem/seinem vom Renten-
versicherungsträger festgestellten Leistungsvermö-
gen auf ihrem/seinem bisherigen oder einem anderen 
geeigneten und freien Arbeitsplatz weiterbeschäftigt 
werden könnte, soweit dringende dienstliche bezie-
hungsweise betriebliche Gründe nicht entgegenstehen 
und die/der Beschäftigte innerhalb von zwei Wochen 
nach Zugang des Rentenbescheids ihre/seine Weiter-
beschäftigung schriftlich beantragt.

(4)  1Verzögert die/der Beschäftigte schuldhaft den Ren-
tenantrag oder bezieht sie/er Altersrente nach §  236 
oder §  236a SGB VI oder ist sie/er nicht in der ge-
setzlichen Rentenversicherung versichert, so tritt an 
die Stelle des Rentenbescheids das Gutachten einer 
Amtsärztin/eines Amtsarztes oder einer/eines nach §  3 
Abs. 5 Satz 2 bestimmten Ärztin/Arztes. 2Das Arbeits-
verhältnis endet in diesem Fall mit Ablauf des Monats, 
in dem der/dem Beschäftigten das Gutachten bekannt 
gegeben worden ist.

(5)  1Soll die/der Beschäftigte, deren/dessen Arbeitsver-
hältnis nach Abs. 1 Buchst. a geendet hat, weiterbe-
schäftigt werden, ist ein neuer schriftlicher Arbeits-
vertrag abzuschließen. 2Das Arbeitsverhältnis kann 
jederzeit mit einer Frist von vier Wochen zum Mo-
natsende gekündigt werden, wenn im Arbeitsvertrag 
nichts anderes vereinbart ist.

§  34 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses

(1)  1Die Kündigungsfrist beträgt bis zum Ende des sechs-
ten Monats seit Beginn des Arbeitsverhältnisses zwei 
Wochen zum Monatsschluss. 2Im Übrigen beträgt die 
Kündigungsfrist bei einer Beschäftigungszeit (Abs. 3 
Satz 1 und 2)
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  bis zu einem Jahr   ein Monat zum 
Monatsschluss,

 von mehr als einem Jahr  6 Wochen,
 von mindestens 5 Jahren 3 Monate,
 von mindestens 8 Jahren 4 Monate,
 von mindestens 10 Jahren 5 Monate,
 von mindestens 12 Jahren 6 Monate
 zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

(2)  1Arbeitsverhältnisse von Beschäftigten, die das 40. Le-
bensjahr vollendet haben und unter die Regelungen 
des Tarifgebiets West fallen, können nach einer Be-
schäftigungszeit (Abs. 3 Satz 1 und 2) von mehr als 
15 Jahren durch den Arbeitgeber nur aus einem wich-
tigen Grund gekündigt werden. 2Soweit Beschäftigte 
nach den bis zum 31. Dezember 2007 geltenden Ta-
rifregelungen unkündbar waren, bleiben sie unkünd-
bar.

(3)  1Beschäftigungszeit ist die Zeit, die bei demselben 
Arbeitgeber im Arbeitsverhältnis zurückgelegt wur-
de, auch wenn sie unterbrochen ist. 2Unberücksich-
tigt bleibt die Zeit eines Sonderurlaubs gemäß §  28, es 
sei denn, der Arbeitgeber hat vor Antritt des Sonder-
urlaubs schriftlich ein dienstliches oder betriebliches 
Interesse anerkannt. 3Wechseln Beschäftigte zwi-
schen Arbeitgebern, die vom Geltungsbereich dieses 
Tarifvertrages erfasst werden, werden die Zeiten bei 
dem anderen Arbeitgeber als Beschäftigungszeit an-
erkannt. 4Satz 3 gilt entsprechend bei einem Wech-
sel von einem anderen öffentlich-rechtlichen Arbeit-
geber.

§  35 
Zeugnis

(1)  Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses haben die 
Beschäftigten Anspruch auf ein schriftliches Zeugnis 
über Art und Dauer ihrer Tätigkeit; es muss sich auch 
auf Führung und Leistung erstrecken (Endzeugnis).

(2)  Aus triftigen Gründen können Beschäftigte auch wäh-
rend des Arbeitsverhältnisses ein Zeugnis verlangen 
(Zwischenzeugnis).

(3)  Bei bevorstehender Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses können die Beschäftigten ein Zeugnis über 
Art und Dauer ihrer Tätigkeit verlangen (vorläufi ges 
Zeugnis).

(4)  Die Zeugnisse gemäß den Abs. 1 bis 3 sind unverzüg-
lich auszustellen.

Abschnitt VI 
Übergangs- und Schlussvorschriften

§  36 
Anwendung weiterer Tarifverträge 

(unbesetzt)

§  37 
Ausschlussfrist

(1)  1Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn 
sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs 
Monaten nach Fälligkeit von den Beschäftigten oder 

vom Arbeitgeber schriftlich geltend gemacht werden. 
2Für denselben Sachverhalt reicht die einmalige Gel-
tendmachung des Anspruchs auch für später fällige 
Leistungen aus.

(2)  Abs. 1 gilt nicht für Ansprüche aus einem Sozial-
plan.

§  38 
Begriffsbestimmungen

(1)  Sofern auf die Tarifgebiete Ost oder West Bezug ge-
nommen wird, gilt Folgendes:

 a)  Die Regelungen für das Tarifgebiet Ost gelten für 
die Beschäftigen, deren Arbeitsverhältnis in dem 
in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten 
Gebiet begründet worden ist und bei denen der 
Bezug des Arbeitsverhältnisses zu diesem Gebiet 
fortbesteht.

 b)  Für die übrigen Beschäftigten gelten die Regelun-
gen für das Tarifgebiet West.

(2)  Sofern auf die Begriffe „Betrieb“, „betrieblich“ oder 
„Betriebspartei“ Bezug genommen wird, gilt die Re-
gelung für Verwaltungen sowie für Parteien nach dem 
Personalvertretungsrecht entsprechend; es sei denn, 
es ist etwas anderes bestimmt.

(3)  Eine einvernehmliche Dienstvereinbarung liegt nur 
ohne Entscheidung der Einigungsstelle vor.

(4)  Leistungsgeminderte Beschäftigte sind Beschäftigte, 
die ausweislich einer Bescheinigung des beauftragten 
Arztes (§  3 Abs. 5) nicht mehr in der Lage sind, auf 
Dauer die vertraglich geschuldete Arbeitsleistung in 
vollem Umfang zu erbringen, ohne deswegen zugleich 
teilweise oder in vollem Umfang erwerbsgemindert im 
Sinne des SGB VI zu sein.

(5)  1Die Regelungen für Angestellte fi nden Anwendung 
auf Beschäftigte, deren Tätigkeit vor dem 1. Januar 
2005 der Rentenversicherung der Angestellten unter-
legen hätte. 2Die Regelungen für Arbeiterinnen und 
Arbeiter fi nden Anwendung auf Beschäftigte, deren 
Tätigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversiche-
rung der Arbeiter unterlegen hätte.

§  39 
Inkrafttreten, Laufzeit

(1)  Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

(2)  Dieser Tarifvertrag kann von jeder Tarifvertragspartei 
mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss eines 
Kalenderhalbjahres schriftlich gekündigt werden, frü-
hestens jedoch zum 31. Dezember 2009.

(3)  Abweichend von Abs. 2 kann von jeder Tarifvertrags-
partei auf landesbezirklicher Ebene schriftlich gekün-
digt werden

 a)  §  6 Abs. 1 mit einer Frist von einem Monat zum 
Schluss eines Kalendermonats, frühestens jedoch 
zum 31. Dezember 2008,

 b)  §  20 mit einer Frist von drei Monaten zum 31. De-
zember eines Kalenderjahres,

 c)  §  23 Abs. 2 mit einer Frist von einem Monat zum 
Schluss eines Kalendermonats.
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(4)  Abweichend von Abs. 2 können ferner schriftlich 
 gekündigt werden

 a)  die Vorschriften des Abschnitts II mit einer Frist 
von einem Monat zum Schluss eines Kalender-
monats,

 b)  unabhängig von Buchst. a §  8 Abs. 1 mit einer Frist 
von drei Monaten zum Schluss eines Kalender-
vierteljahres,

 c)  §  23 Abs. 1 mit einer Frist von einem Monat zum 
Schluss eines Kalendermonats,

 d)  §  26 Abs. 1 mit einer Frist von drei Monaten zum 
Schluss eines Kalenderjahres,

 e)  die Entgelttabellen in den Anlagen 1 und 2 mit 
einer Frist von einem Monat zum Schluss eines 
Kalendermonats, frühestens jedoch zum 31. De-
zember 2010; eine Kündigung nach Abs. 2 umfasst 
nicht die Entgelttabellen.

Anlagen

Anlage 1 zum TV-Forst

Tabelle TV-Forst

– Gültig für die Zeit vom 1. März 2009 
bis 28. Februar 2010 –

E
n

tg
el

t-
gr

up
pe Grundentgelt Entwicklungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

8 2.085,75 2.312,35 2.415,35 2.513,20 2.621,35 2.688,30

7 1.951,85 2.163,00 2.302,05 2.405,05 2.487,45 2.559,55

6 1.915,80 2.121,80 2.224,80 2.327,80 2.394,75 2.466,85

5 1.833,40 2.029,10 2.132,10 2.229,95 2.307,20 2.358,70

4 1.740,70 1.931,25 2.060,00 2.132,10 2.204,20 2.250,55

3 1.714,95 1.900,35 1.951,85 2.034,25 2.101,20 2.157,85

2 1.581,05 1.751,00 1.802,50 1.854,00 1.972,45 2.096,05

1 Je 4 
Jahre

1.405,95 1.431,70 1.462,60 1.493,50 1.570,75

Anlage 2 zum TV-Forst

Tabelle TV-Forst 
– Gültig ab 1. März 2010 –

E
n

tg
el

t-
gr

up
pe Grundentgelt Entwicklungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

8 2.110,78 2.340,10 2.444,33 2.543,36 2.652,81 2.720,56

7 1.975,27 2.188,96 2.329,67 2.433,91 2.517,30 2.590,26

6 1.938,79 2.147,26 2.251,50 2.355,73 2.423,49 2.496,45

5 1.855,40 2.053,45 2.157,69 2.256,71 2.334,89 2.387,00

4 1.761,59 1.954,43 2.084,72 2.157,69 2.230,65 2.277,56

3 1.735,53 1.923,15 1.975,27 2.058,66 2.126,41 2.183,74

2 1.600,02 1.772,01 1.824,13 1.876,25 1.996,12 2.121,20

1 Je 4 
Jahre

1.422,82 1.448,88 1.480,15 1.511,42 1.589,60

Tarifvertrag 
über Einmalzahlungen-Forst

vom 18. Juni 2009

Zwischen

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes,

einerseits

und

der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt, 
– Bundesvorstand –,

andererseits

wird Folgendes vereinbart:

§  1 
Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt für Beschäftigte, die unter den 
Geltungsbereich des Tarifvertrages für Beschäftigte in 
forstwirtschaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen und 
Betrieben der Länder – TV-Forst – fallen.

§  2 
Einmalzahlung

(1)  Die unter §  1 fallenden Beschäftigten erhalten in den 
Jahren 2009 bis 2011 jeweils mit dem Tabellenentgelt 
des Monats Dezember eine Einmalzahlung in Höhe 
von 12 v. H. des Tabellenentgelts, das für den Monat 
September des jeweiligen Jahres zusteht.

(2)  1Voraussetzung für den Anspruch auf die Einmal-
zahlung ist ein Entgeltanspruch der/des Beschäf-
tigten für mindestens einen Tag im Zahlungsmonat. 
2Die Anspruchsvoraussetzungen für die Gewährung 
der Einmalzahlung sind auch dann erfüllt, wenn das 
Arbeitsverhältnis in dem jeweiligen Zahlungsmonat 
wegen winterlicher Arbeitsunterbrechung nach §  19 
Abs. 1 Satz 1 TVÜ-Forst nicht besteht; in diesem Falle 
wird die Einmalzahlung ausgezahlt, wenn der/die Be-
schäftigte die Arbeit nach §  19 Abs. 1 Satz 2 TVÜ-Forst 
wieder aufnimmt.

 Protokollerklärung zu Abs. 2:

  1Ansprüche auf Entgelt im Sinne des Satzes 1 sind 
auch die Ansprüche auf Entgeltfortzahlung aus Anlass 
der in §  21 Satz 1 TV-Forst genannten Ereignisse und 
die Ansprüche auf Krankengeldzuschuss (§  22 Abs. 2 
TV-Forst), auch wenn dieser wegen der Höhe der 
Barleistungen des Sozialversicherungsträgers nicht 
gezahlt wird. 2Einem Anspruch auf Entgelt gleichge-
stellt ist der Bezug von Krankengeld nach §  45 SGB V 
oder entsprechender gesetzlicher Leistungen und der 
Bezug von Mutterschaftsgeld nach §  13 MuSchG oder 
§  200 RVO.

(3)  Die Einmalzahlung ist bei der Bemessung sonstiger 
Leistungen nicht zu berücksichtigen.

§  3 
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. März 2009 
in Kraft.

Frankfurt am Main, den 18. Juni 2009
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Änderungstarifvertrag Nr. 1 
zum Tarifvertrag für Auszubildende 

zum Forstwirt in forstwirtschaftlichen Verwaltungen, 
Einrichtungen und Betrieben der Länder 

(TVA-Forst)

vom 18. Juni 2009

Zwischen

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes,

einerseits

und

der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt, 
– Bundesvorstand –,

andererseits

wird Folgendes vereinbart:

§  1 
Wiederinkraftsetzung gekündigter Tarifvorschriften

Der gekündigte §  8 Abs. 1 TVA-L BBiG in der Fassung des 
§  2 Nr. 3 des Tarifvertrages für Auszubildende zum Forst-
wirt in forstwirtschaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen 
und Betrieben der Länder (TVA-Forst) vom 17. Dezember 
2008 wird für die Zeit vom 1. Januar 2009 bis 28. Februar 
2009 wieder in Kraft gesetzt.

§  2 
Änderung des TVA-Forst

Der Tarifvertrag für Auszubildende zum Forstwirt in forst-
wirtschaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen und Betrie-
ben der Länder (TVA-Forst) vom 17. Dezember 2008 wird 
wie folgt geändert:

1.  In der Überschrift wird der Klammerzusatz „(TVA-
Forst)“ durch den Klammerzusatz „(TVA-L-Forst)“ 
ersetzt.

2.  §  2 wird wie folgt geändert:

 a)  Im Einleitungssatz werden die Wörter „Nr. 1 
vom 13. März 2008“ durch die Wörter „Nr. 2 vom 
1. März 2009“ ersetzt.

 b)  In Nr. 3 wird §  8 Abs. 1 wie folgt gefasst:

  ,,(1)  Das monatliche Ausbildungsentgelt beträgt für 
Auszubildende

   a)  in der Zeit vom 1. März 2009 
bis 28. Februar 2010

     im ersten Ausbildungsjahr 695,24 Euro, 
im zweiten Ausbildungsjahr 745,47 Euro, 
im dritten Ausbildungsjahr 791,55 Euro,

   b) ab 1. März 2010

     im ersten Ausbildungsjahr 703,58 Euro, 
im zweiten Ausbildungsjahr 754,42 Euro, 
im dritten Ausbildungsjahr 801,05 Euro.“

3. In §  3 Abs. 4 wird Buchst. a wie folgt gefasst:

 ,,a)  §  8 Abs. 1 TVA-L BBiG in der Fassung des §  2 Nr. 3 
mit einer Frist von einem Monat zum Schluss eines 
Kalendermonats, frühestens jedoch zum 31. De-
zember 2010; eine Kündigung nach Abs. 2 umfasst 
nicht den §  8 Abs. 1 TVA-L BBiG in der Fassung 
des §  2 Nr. 3,“

§  3 
Neufassung der durchgeschriebenen Fassung

Die durchgeschriebene Fassung (TVA-Forst in der An-
lage zu §  4 TVA-Forst) erhält die Fassung der Anlage 
zu  diesem Tarifvertrag (TVA-Forst in der Anlage zu §  4 
 TVA-L-Forst).

§  4 
Inkrafttreten

1Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. März 2009 in 
Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt §  1 mit Wirkung vom 
1. Januar 2009 in Kraft.

Frankfurt am Main, den 18. Juni 2009

Anlage

Anlage zu §  4 TVA-L-Forst

Tarifvertrag  
für Auszubildende zum Forstwirt in 

forstwirtschaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen und 
Betrieben der Länder 

(TVA-Forst)

vom 17. Dezember 2008

in der Fassung des Änderungstarifvertrages Nr. 1 
vom 18. Juni 2009

Zwischen

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes,

einerseits

und

der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt 
– Bundesvorstand –,

andererseits

wird Folgendes vereinbart:

§  1 
Geltungsbereich

(1)  1Dieser Tarifvertrag gilt für Personen, die in forst-
wirtschaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen und 
Betrieben der Länder nach dem Berufsbildungsgesetz 
(BBiG) zum Forstwirt ausgebildet werden (Auszubil-
dende). 2Voraussetzung ist, dass sie in forstwirtschaft-
lichen Verwaltungen, Einrichtungen und Betrieben 
ausgebildet werden, die unter den Geltungsbereich 
des TV-Forst fallen. 3Dieser Tarifvertrag gilt nicht in 
den Ländern Bremen und Hamburg.

 Protokollerklärung zu §  1 Abs. 1:

  Dieser Tarifvertrag gilt auch in Nationalparken, Na-
turparken, Biosphärenreservaten und vergleichbaren 
Schutzgebieten der Länder.

(2)  Soweit in diesem Tarifvertrag nichts anderes geregelt 
ist, gelten die jeweils einschlägigen gesetzlichen Vor-
schriften.
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Protokollerklärung zu §  1:

Die für die Auszubildenden verwendeten Bezeichnungen 
umfassen weibliche und männliche Auszubildende.

§  2 
Ausbildungsvertrag, Nebenabreden

(1)  1Vor Beginn des Ausbildungsverhältnisses ist ein 
schriftlicher Ausbildungsvertrag zu schließen. 2Dieser 
enthält neben der Bezeichnung des Ausbildungsberufs 
mindestens Angaben über

 a)  die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung in der jeweils geltenden Fassung sowie Art, 
sachliche und zeitliche Gliederung der Ausbil-
dung,

 b) Beginn und Dauer der Ausbildung,

 c)  Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchent-
lichen Ausbildungszeit,

 d) Dauer der Probezeit,

 e) Zahlung und Höhe des Ausbildungsentgelts,

 f) Dauer des Urlaubs,

 g)  Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungs-
vertrag gekündigt werden kann,

 h)  die Geltung des Tarifvertrages für Auszubildende 
zum Forstwirt in forstwirtschaftlichen Verwal-
tungen, Einrichtungen und Betrieben der Länder 
(TVA-Forst), sowie einen in allgemeiner Form 
gehaltenen Hinweis auf die Betriebs-/Dienstver-
einbarungen, die auf das Ausbildungsverhältnis 
anzuwenden sind.

(2)  1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich 
vereinbart werden. 2Sie können gesondert gekündigt 
werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist.

(3)  1Falls im Rahmen eines Ausbildungsvertrages eine 
Vereinbarung über die Gewährung einer Personal-
unterkunft getroffen wird, ist dies in einer gesondert 
kündbaren Nebenabrede festzulegen. 2Der Wert der 
Personalunterkunft wird im Tarifgebiet West nach 
dem Tarifvertrag über die Gewährung von Personal-
unterkünften für Angestellte vom 16. März 1974 in 
der jeweils geltenden Fassung auf das Ausbildungs-
entgelt angerechnet. 3Der nach §  3 Abs. 1 Unterabs. 1 
des Tarifvertrages über die Gewährung von Perso-
nalunterkünften für Angestellte vom 16. März 1974 
maßgebende Quadratmetersatz ist hierbei um 15 v. H. 
zu kürzen.

§  3 
Probezeit

(1) Die Probezeit beträgt drei Monate.

(2)  Während der Probezeit kann das Ausbildungsverhält-
nis von beiden Seiten jederzeit ohne Einhalten einer 
Kündigungsfrist gekündigt werden.

§  4
Ärztliche Untersuchungen

(1)  1Auszubildende haben auf Verlangen des Ausbil-
denden vor ihrer Einstellung ihre gesundheitliche 
Eignung durch das Zeugnis eines Amtsarztes nach-
zuweisen. 2Für Auszubildende, die unter das Jugend-

arbeitsschutzgesetz (JArbSchG) fallen, ist ergänzend 
§  32 Abs. 1 Jugendarbeitsschutzgesetz zu beachten.

(2)  1Die Auszubildenden können bei begründeter Veran-
lassung verpfl ichtet werden, durch eine ärztliche Be-
scheinigung nachzuweisen, dass sie in der Lage sind, 
die nach dem Ausbildungsvertrag übernommenen 
Verpfl ichtungen zu erfüllen. 2Bei dem beauftragten 
Arzt kann es sich um einen Amtsarzt handeln, soweit 
sich die Betriebsparteien nicht auf einen anderen Arzt 
geeinigt haben. 3Die Kosten dieser Untersuchung trägt 
der Ausbildende.

(3)  1Auszubildende, die besonderen Ansteckungsgefahren 
ausgesetzt sind, oder  die mit gesundheitsgefährden-
den Tätigkeiten oder mit der Zubereitung von Speisen 
beauftragt werden, sind in regelmäßigen Zeitabstän-
den ärztlich zu untersuchen. 2Die Untersuchung ist 
auf Antrag der Auszubildenden auch bei Beendigung 
des Ausbildungsverhältnisses durchzuführen.

§  5 
Schweigepfl icht, Nebentätigkeiten

(1)  Auszubildende haben in demselben Umfang Ver-
schwiegenheit zu wahren wie die Beschäftigten des 
Ausbildenden.

(2)  1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben Auszubilden-
de ihrem Ausbildenden rechtzeitig vorher schriftlich 
anzuzeigen. 2Der Ausbildende kann die Nebentätig-
keit untersagen oder mit Aufl agen versehen, wenn 
diese geeignet ist, die nach dem Ausbildungsvertrag 
übernommenen Verpfl ichtungen der Auszubildenden 
oder berechtigte Interessen des Ausbildenden zu be-
einträchtigen.

§  6 
Personalakten

(1)  1Die Auszubildenden haben ein Recht auf Einsicht 
in ihre vollständigen Personalakten. 2Sie können das 
Recht auf Einsicht durch einen hierzu schriftlich Be-
vollmächtigten ausüben lassen. 3Sie können Auszüge 
oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten. 4Die 
Auszubildenden müssen über Beschwerden und Be-
hauptungen tatsächlicher Art, die für sie ungünstig 
sind oder ihnen nachteilig werden können, vor Auf-
nahme in die Personalakten gehört werden. 5Ihre Äu-
ßerung ist zu den Personalakten zu nehmen.

(2)  1Beurteilungen sind den Auszubildenden unverzüglich 
bekannt zu geben. 2Die Bekanntgabe ist aktenkundig 
zu machen.

§  7 
Wöchentliche und tägliche Ausbildungszeit

(1)  Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche 
Ausbildungszeit und die tägliche Ausbildungszeit der 
Auszubildenden, die nicht unter das Jugendarbeits-
schutzgesetz fallen, richten sich nach den Regelungen 
für die unter den TV-Forst fallenden Beschäftigten des 
Ausbildenden.

(2)  Wird das Führen von Berichtsheften (Ausbildungs-
nachweisen) verlangt, ist den Auszubildenden dazu 
Gelegenheit während der Ausbildungszeit zu geben.
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(3)  An Tagen, an denen Auszubildende an einem theore-
tischen betrieblichen Unterricht von mindestens 270 
tatsächlichen Unterrichtsminuten teilnehmen, dürfen 
sie nicht zur praktischen Ausbildung herangezogen 
werden.

(4)  1Unterrichtszeiten einschließlich der Pausen gelten als 
Ausbildungszeit. 2Dies gilt auch für die notwendige 
Wegezeit zwischen Unterrichtsort und Ausbildungs-
stätte, sofern die Ausbildung nach dem Unterricht fort-
gesetzt wird.

(5)  Auszubildende dürfen an Sonn- und Wochenfeier tagen 
und in der Nacht zur Ausbildung nur herangezogen 
werden, wenn dies nach dem Ausbildungszweck er-
forderlich ist.

(6)  1Auszubildende dürfen nicht über die nach Abs.   1 
geregelte Ausbildungszeit hinaus zu Mehrarbeit he-
rangezogen und nicht mit Akkordarbeit beschäftigt 
werden. 2§§  21, 23 Jugendarbeitsschutzgesetz und §  17 
Abs. 3 Berufsbildungsgesetz bleiben unberührt.

§  8 
Ausbildungsentgelt

(1)  Das monatliche Ausbildungsentgelt beträgt für Aus-
zubildende 

 a)  in der Zeit vom 1. März 2009 bis 28. Februar 
2010

   im ersten Ausbildungsjahr 695,24 Euro, 
im zweiten Ausbildungsjahr 745,47 Euro, 
im dritten Ausbildungsjahr 791,55 Euro,

 b) ab 1. März 2010

   im ersten Ausbildungsjahr 703,58 Euro, 
im zweiten Ausbildungsjahr 754,42 Euro, 
im dritten Ausbildungsjahr 801,05 Euro.

(2)  Das Ausbildungsentgelt wird zu dem Termin gezahlt, 
zu dem auch die unter den TV-Forst fallenden Be-
schäftigten des Ausbildenden ihr Entgelt erhalten.

(3)  Ist wegen des Besuchs einer weiterführenden oder 
einer berufsbildenden Schule oder wegen einer Be-
rufsausbildung in einer sonstigen Einrichtung die 
Ausbildungszeit verkürzt, gilt für die Höhe des Ausbil-
dungsentgelts der Zeitraum, um den die Ausbildungs-
zeit verkürzt wird, als abgeleistete Ausbildungszeit.

(4) Wird die Ausbildungszeit

 a) gemäß §  18 Abs. 1 Satz 2 verlängert oder

 b)  auf Antrag des Auszubildenden nach §  8 Abs. 2 Be-
rufsbildungsgesetz von der zuständigen Stelle oder 
nach §  27b Abs. 3 der Handwerksordnung von der 
Handwerkskammer verlängert,

  wird während des Zeitraums der Verlängerung das 
Ausbildungsentgelt des letzten regelmäßigen Ausbil-
dungsabschnitts gezahlt.

(5)  In den Fällen des §  18 Abs. 2 erhalten Auszubildende 
bis zur Ablegung der Abschlussprüfung das Ausbil-
dungsentgelt des letzten regelmäßigen Ausbildungs-
abschnitts, bei Bestehen der Prüfung darüber hinaus 
rückwirkend von dem Zeitpunkt an, an dem das Aus-
bildungsverhältnis geendet hat, den Unterschieds-
betrag zwischen dem ihnen gezahlten Ausbildungs-

entgelt und dem nach §  8 Abs. 5 TVA-L BBiG für das 
vierte Ausbildungsjahr maßgebenden Ausbildungs-
entgelt.

(6)  Für die Ausbildung an Samstagen, Sonntagen, Feier-
tagen und Vorfesttagen, für den Bereitschaftsdienst 
und die Rufbereitschaft, für die Überstunden und für 
die Zeitzuschläge gelten die für die Beschäftigten des 
Ausbildenden geltenden Regelungen des TV-Forst 
sinngemäß.

(7)  Den Auszubildenden der Länder Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen, die in erheblichem Umfang 
Tätigkeiten ausführen, für die nach §  18 Abs. 7 TVÜ-
Forst Erschwerniszuschläge gezahlt werden, kann im 
zweiten und dritten Ausbildungsjahr ein monatlicher 
Pauschalzuschlag von 10,23 Euro gewährt werden.

§  9 
Urlaub

(1)  1Auszubildende erhalten Erholungsurlaub in entspre-
chender Anwendung der Regelungen, die für die Be-
schäftigten des Ausbildenden gelten. 2Während des 
Erholungsurlaubs wird das Ausbildungsentgelt (§  8 
Abs. 1) fortgezahlt.

(2)  Der Erholungsurlaub ist nach Möglichkeit zusam-
menhängend während der unterrichtsfreien Zeit zu 
erteilen und in Anspruch zu nehmen.

§  10 
Ausbildungsmaßnahmen 

außerhalb der Ausbildungsstätte

(1)  Bei Dienstreisen und Reisen zur Ablegung der in den 
Ausbildungsordnungen vorgeschriebenen Prüfun-
gen erhalten Auszubildende eine Entschädigung in 
entsprechender Anwendung der Reisekostenbestim-
mungen, die für die Beschäftigten des Ausbildenden 
jeweils gelten.

(2)  1Bei Reisen zur Teilnahme an überbetrieblichen Aus-
bildungsmaßnahmen im Sinne des §  5 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 6 Berufsbildungsgesetz werden die entstandenen 
notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der 
Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigs-
ten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels 
(im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglich-
keiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen 
(zum Beispiel Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, 
BahnCard) sind auszunutzen. 2Beträgt die Entfernung 
zwischen den Ausbildungsstätten hierbei mehr als 
300 km, können im Bahnverkehr Zuschläge bezie-
hungsweise besondere Fahrpreise (zum Beispiel für 
ICE) erstattet werden. 3Die nachgewiesenen notwen-
digen Kosten einer Unterkunft am auswärtigen Ort 
sind, soweit nicht eine unentgeltliche Unterkunft zur 
Verfügung steht, bis zu 20 Euro pro Übernachtung 
erstattungsfähig. 4Zu den Auslagen des bei notwen-
diger auswärtiger Unterbringung entstehenden Ver-
pfl egungsmehraufwands wird für volle Kalendertage 
der Anwesenheit am auswärtigen Ausbildungsort ein 
Verpfl egungszuschuss in Höhe der nach der Sozial-
versicherungsentgeltverordnung maßgebenden Sach-
bezugswerte für Frühstück, Mittagessen und Abend-
essen gewährt. 5Bei unentgeltlicher Verpfl egung wird 
der jeweilige Sachbezugswert einbehalten. 6Bei einer 
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über ein Wochenende oder einen Feiertag hinaus 
andauernden Ausbildungsmaßnahme werden die da-
durch entstandenen Mehrkosten für Unterkunft und 
Verpfl egungsmehraufwand nach Maßgabe der Sätze 
3 bis 5 erstattet.

(3)  1Für den Besuch einer auswärtigen Berufsschule wer-
den die notwendigen Fahrtkosten sowie die Auslagen 
für Unterkunft und Verpfl egungsmehraufwand nach 
Maßgabe des Abs. 2 erstattet. Erstattungen durch Drit-
te sind anzurechnen. 2Sofern der Auszubildende auf 
seinen Antrag eine andere als die regulär zu besu-
chende Berufsschule besucht, wird der Ausbildende 
von der Kostenübernahme befreit.

(4)  Bei Abordnungen und Zuweisungen werden die Kos-
ten nach Maßgabe des Abs. 2 erstattet.

§  11 
Familienheimfahrten

1Für Familienheimfahrten von der Ausbildungsstätte oder 
vom Ort der auswärtigen Berufsschule, deren Besuch vom 
Ausbildenden veranlasst wurde, zum Wohnort der Eltern 
und zurück werden den Auszubildenden monatlich einmal 
Fahrtkosten erstattet. 2Erstattungsfähig sind die notwen-
digen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahrkarte 
der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig 
verkehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne 
Zuschläge). 3Dem Wohnort der Eltern steht der Wohnort der 
Erziehungsberechtigten oder der Ehegattin/des Ehegat-
ten oder der Lebenspartnerin/des Lebenspartners gleich. 
4Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigun-
gen (zum Beispiel Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, 
BahnCard) sind auszunutzen. 5Beträgt die Entfernung 
mehr als 300 km, können im Bahnverkehr Zuschläge 
beziehungsweise besondere Fahrpreise (zum Beispiel 
für ICE) erstattet werden. 6Die Sätze 1 bis 5 gelten nicht, 
wenn aufgrund geringer Entfernung eine tägliche Rück-
kehr möglich und zumutbar ist oder der Aufenthalt am je-
weiligen Ort der Ausbildungsstätte oder der auswärtigen 
Berufsschule weniger als vier Wochen beträgt.

§  12 
Schutzkleidung, Ausbildungsmittel, 

Besondere Zahlungen, Schadenshaftung

(1)  Soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich vor-
geschrieben oder angeordnet ist, wird sie unentgelt-
lich zur Verfügung gestellt und bleibt Eigentum des 
Ausbildenden.

(2)  Der Ausbildende hat den Auszubildenden kostenlos die 
Ausbildungsmittel zur Verfügung zu stellen, die zur 
Berufsausbildung und zum Ablegen von Zwischen- 
und Abschlussprüfungen erforderlich sind.

(3) §  23 Abs. 5 und 6 TV-Forst gelten entsprechend.

(4)  §  23 Abs. 7 TV-Forst gilt mit der Maßgabe entspre-
chend, dass dem Auszubildenden für die Fahrt von 
seiner Wohnung zur Ausbildungsstelle und zurück 
eine Pauschale in Höhe von 40 Euro in jedem Kalen-
dermonat gewährt wird, sofern die Voraussetzungen 
hinsichtlich der Entfernungskilometer im jeweiligen 
Kalendermonat überwiegend erfüllt sind.

(5)  Für die Schadenshaftung der Auszubildenden fi nden 
die Bestimmungen, die für die Beamten des jeweiligen 
Landes jeweils gelten, entsprechend Anwendung.

§  13 
Entgelt im Krankheitsfall

(1)  1Sind Auszubildende durch Arbeitsunfähigkeit infolge 
Krankheit ohne ihr Verschulden verhindert, ihre Ver-
pfl ichtungen aus dem Ausbildungsvertrag zu erfüllen, 
erhalten sie für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit bis zu 
einer Dauer von sechs Wochen das Ausbildungsentgelt 
(§  8 Abs. 1) fortgezahlt. 2Bei Wiederholungserkrankun-
gen sowie bei Beendigung des Ausbildungsverhältnis-
ses richtet sich die Dauer der Entgeltfortzahlung nach 
den gesetzlichen Bestimmungen.

(2) Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz.

(3)  1Hat die/der Auszubildende bei dem Ausbildenden 
einen Arbeitsunfall erlitten oder sich eine Berufs-
krankheit zugezogen, wird bei der jeweils ersten da-
rauf beruhenden Arbeitsunfähigkeit nach Ablauf des 
Entgeltfortzahlungszeitraums von sechs Wochen ein 
Krankengeldzuschuss bis zum Ende der 26. Woche 
seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit gezahlt. 2Der 
Krankengeldzuschuss wird in Höhe des Unterschieds-
betrages zwischen den tatsächlichen Barleistungen 
des Sozialleistungsträgers und dem sich nach Abs. 1 
ergebenden Nettoausbildungsentgelt gezahlt. 3Voraus-
setzung für die Zahlung des Krankengeldzuschusses 
ist, dass der zuständige Unfallversicherungsträger den 
Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt.

§  14 
Entgeltfortzahlung in anderen Fällen

(1)  Auszubildenden ist das Ausbildungsentgelt (§  8 Abs. 1) 
für insgesamt fünf Ausbildungstage fortzuzahlen, um 
sich vor den in den Ausbildungsordnungen vorge-
schriebenen Abschlussprüfungen ohne Bindung an 
die planmäßige Ausbildung auf die Prüfung vorberei-
ten zu können; bei der Sechstagewoche besteht dieser 
Anspruch für sechs Ausbildungstage.

(2)  Der Freistellungsanspruch nach Abs. 1 verkürzt sich 
um die Zeit, für die Auszubildende zur Vorbereitung 
auf die Abschlussprüfung besonders zusammengefasst 
werden; es besteht jedoch mindestens ein Anspruch 
auf zwei Ausbildungstage.

(3)  Im Übrigen gelten für die Arbeitsbefreiung diejenigen 
Regelungen entsprechend, die für die Beschäftigten 
des Ausbildenden maßgebend sind.

§  15 
Vermögenswirksame Leistungen

(1)  1Auszubildende erhalten im Tarifgebiet West eine ver-
mögenswirksame Leistung in Höhe von 13,29 Euro 
monatlich und im Tarifgebiet Ost in Höhe von 
6,65 Euro monatlich, wenn sie diesen Betrag nach 
Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in seiner 
jeweiligen Fassung anlegen. 2Der Anspruch auf ver-
mögenswirksame Leistungen entsteht frühestens für 
den Kalendermonat, in dem den Ausbildenden die 
erforderlichen Angaben mitgeteilt werden, und für 
die beiden vorangegangenen Monate desselben Ka-
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lenderjahres. 3Die vermögenswirksamen Leistungen 
werden nur für Kalendermonate gewährt, für die den 
Auszubildenden Ausbildungsentgelt, Entgeltfortzah-
lung oder Krankengeldzuschuss zusteht. 4Für Zeiten, 
für die Krankengeldzuschuss zusteht, sind die vermö-
genswirksamen Leistungen Teil des Krankengeldzu-
schusses.

(2)  Die vermögenswirksamen Leistungen sind kein zu-
satzversorgungspfl ichtiges Entgelt.

§  16 
Jahressonderzahlung

(1)  1Auszubildende, die am 1. Dezember in einem Ausbil-
dungsverhältnis stehen, haben Anspruch auf eine Jah-
ressonderzahlung. 2Diese beträgt bei Auszubildenden, 
für die die Regelungen des Tarifgebiets West Anwen-
dung fi nden, 95 v. H. sowie bei Auszubildenden, für 
die die Regelungen des Tarifgebiets Ost Anwendung 
fi nden, 71,5 v. H. des Ausbildungsentgelts (§  8 Abs. 1), 
das den Auszubildenden für November zusteht.

(2)  1Der Anspruch ermäßigt sich um ein Zwölftel für je-
den Kalendermonat, in dem Auszubildende keinen 
Anspruch auf Ausbildungsentgelt (§  8 Abs. 1), Fortzah-
lung des Entgelts während des Erholungsurlaubs (§  9) 
oder im Krankheitsfall (§  13) haben. 2Die Verminde-
rung unterbleibt für Kalendermonate, für die Auszubil-
dende wegen Beschäftigungsverboten nach §  3 Abs. 2 
und §  6 Abs. 1 Mutterschutzgesetz kein Ausbildungs-
entgelt erhalten haben. 3Die Verminderung unterbleibt 
ferner für Kalendermonate der Inanspruchnahme der 
Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem 
das Kind geboren ist. 4Voraussetzung ist, das am Tag 
vor Antritt der Elternzeit Anspruch auf Entgelt oder 
auf Zuschuss zum Mutterschaftsgeld bestanden hat.

(3)  1Die Jahressonderzahlung wird mit dem Ausbildungs-
entgelt für November ausgezahlt. 2Ein Teilbetrag der 
Jahressonderzahlung kann zu einem früheren Zeit-
punkt ausgezahlt werden.

(4)  1Auszubildende, die im unmittelbaren Anschluss an 
die Ausbildung von ihrem Ausbildenden in ein Ar-
beitsverhältnis übernommen werden und am 1. De-
zember noch in diesem Arbeitsverhältnis stehen, 
erhalten zusammen mit der anteiligen Jahresson-
derzahlung aus dem Arbeitsverhältnis eine anteilige 
Jahressonderzahlung aus dem Ausbildungsverhältnis. 
2Ist die Übernahme im Laufe eines Kalendermonats 
erfolgt, wird dieser Kalendermonat bei der anteiligen 
Jahressonderzahlung aus dem Arbeitsverhältnis be-
rücksichtigt.

§  17 
Betriebliche Altersversorgung

1Die Auszubildenden haben Anspruch auf eine zusätzliche 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung unter Eigenbetei-
ligung. 2Einzelheiten bestimmt der Tarifvertrag über die 
betriebliche Altersversorgung der Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes (Tarifvertrag Altersversorgung – ATV) in 
seiner jeweils geltenden Fassung 

Protokollerklärung zu §  17:

§  17 gilt nicht für Auszubildende der Freien und Hanse-
stadt Hamburg.

§  18 
Beendigung des Ausbildungsverhältnisses

(1)  1Das Ausbildungsverhältnis endet mit Ablauf der Aus-
bildungszeit; abweichende gesetzliche Regelungen 
bleiben unberührt. 2Im Falle des Nichtbestehens der 
Abschlussprüfung verlängert sich das Ausbildungs-
verhältnis auf Verlangen der Auszubildenden bis zur 
nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens 
um ein Jahr.

(2)  Können Auszubildende ohne eigenes Verschulden die 
Abschlussprüfung erst nach beendeter Ausbildungs-
zeit ablegen, gilt Abs. 1 Satz 2 entsprechend.

(3)  Beabsichtigt der Ausbildende keine Übernahme in ein 
Arbeitsverhältnis, hat er dies den Auszubildenden drei 
Monate vor dem voraussichtlichen Ende der Ausbil-
dungszeit schriftlich mitzuteilen.

(4)  Nach der Probezeit (§  3) kann das Ausbildungsverhält-
nis unbeschadet der gesetzlichen Kündigungsgründe 
nur gekündigt werden

 a)  aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Ein-
halten einer Kündigungsfrist,

 b)  von Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von 
vier Wochen.

(5)  Werden Auszubildende im Anschluss an das Ausbil-
dungsverhältnis beschäftigt, ohne dass hierüber aus-
drücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Ar-
beitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet.

§  19 
Übernahme von Auszubildenden

1Die Tarifvertragsparteien wirken darauf hin, dass Auszu-
bildende nach erfolgreich bestandener Abschlussprüfung 
für mindestens zwölf Monate in ein Arbeitsverhältnis über-
nommen werden, soweit nicht personen- oder verhaltens-
bedingte Gründe entgegenstehen. 2Satz 1 gilt nicht, soweit 
die Verwaltung beziehungsweise der Betrieb über Bedarf 
ausgebildet hat. 3Diese Regelung tritt mit Ablauf des 31. 
Dezember 2010 außer Kraft.

§  20 
Abschlussprämie

(1)  1Bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses auf-
grund erfolgreich abgeschlossener Abschlussprüfung 
beziehungsweise staatlicher Prüfung erhalten Aus-
zubildende eine Abschlussprämie als Einmalzahlung 
in Höhe von 400 Euro. 2Die Abschlussprämie ist kein 
zusatzversorgungspfl ichtiges Entgelt. 3Sie ist nach 
Bestehen der Abschlussprüfung beziehungsweise der 
staatlichen Prüfung fällig.

(2)  1Die Abschlussprämie wird nicht gezahlt, wenn die 
Ausbildung nach erfolgloser Prüfung aufgrund einer 
Wiederholungsprüfung abgeschlossen wird. 2Im Ein-
zelfall kann der Ausbildende dennoch eine Abschluss-
prämie zahlen.

(3)  Die Abs. 1 und 2 gelten erstmals für Auszubildende, 
die am 1. Januar 2009 in einem Ausbildungsverhältnis 
stehen.
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§  21 
Zeugnis

1Der Ausbildende hat den Auszubildenden bei Beendigung 
des Berufsausbildungsverhältnisses ein Zeugnis auszustel-
len. 2Das Zeugnis muss Angaben über Art, Dauer und Ziel 
der Berufsausbildung sowie über die erworbenen Fertig-
keiten und Kenntnisse der Auszubildenden enthalten. 3Auf 
 deren Verlangen sind auch Angaben über Führung, Leis-
tung und besondere fachliche Fähigkeiten aufzunehmen.

§  22 
Ausschlussfrist

1Ansprüche aus dem Ausbildungsverhältnis verfallen, 
wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs 
Monaten nach Fälligkeit von den Auszubildenden oder 
vom Ausbildenden schriftlich geltend gemacht werden. 
2Für denselben Sachverhalt reicht die einmalige Geltend-
machung des Anspruchs auch für später fällige Leistungen 
aus.

§  23 
Inkrafttreten, Laufzeit

(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.

(2)  Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von drei Mo-
naten zum Schluss eines Kalenderhalbjahres schrift-
lich gekündigt werden, frühestens jedoch zum 31. De-
zember 2009.

(3)  Abweichend von Abs. 2 kann §  16 von jeder Tarifver-
tragspartei auf landesbezirklicher Ebene mit einer 
Frist von drei Monaten zum 31. Dezember eines Ka-
lenderjahres schriftlich gekündigt werden.

(4)  Abweichend von Abs. 2 können ferner schriftlich ge-
kündigt werden

 a)  §  8 Abs. 1 mit einer Frist von einem Monat zum 
Schluss eines Kalendermonats, frühestens jedoch 
zum 31. Dezember 2010; eine Kündigung nach 
Abs. 2 umfasst nicht den §  8 Abs. 1,

 b)  §  20 mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss 
eines Kalenderjahres, frühestens jedoch zum 
31. Dezember 2009.

(5)  Dieser Tarifvertrag ersetzt mit Wirkung vom 1. Januar 
2009 die in der Anlage aufgeführten Tarifverträge.

Berlin, den 17. Dezember 2008

Anlage

zu §  23 Abs. 5 
– Ersetzte Tarifverträge –

1. Tarifvertrag über die Rechtsverhältnisse der zum Forst-
wirt Auszubildenden (TVA-F) vom 3. September 1974

2. Tarifvertrag über die Rechtsverhältnisse der zum Forst-
wirt Auszubildenden (TVA-F-O) vom 12. März 1991

3. Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 23 vom 14. März 
2003 für die zum Forstwirt Auszubildenden (TVAV-F)

4. Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 8 vom 14. März 
2003 für die zum Forstwirt Auszubildenden (TVAV-F-O)

 2034.2.1-F

Tarifverträge 
für Ärztinnen und Ärzte 
an Universitätskliniken

Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 21. September 2009 
Az.: 25 - P 2600 - 005 - 37 265/09

I.

Nachstehend werden folgende Tarifverträge zum Vollzug 
bekannt gegeben:

1. Änderungstarifvertrag Nr. 1 zum Tarifvertrag für Ärz-
tinnen und Ärzte an Universitätskliniken (TV-Ärzte) 
vom 27. August 2009,

2. Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung für Ärztinnen und 
Ärzte im Geltungsbereich des TV-Ärzte (TV-Entgelt-
umwandlung-Ärzte) vom 27. August 2009.

Diese Tarifverträge wurden zwischen der Tarifgemein-
schaft deutscher Länder und dem Marburger Bund – Bun-
desverband – abgeschlossen.

II.

Hinweise zur Durchführung des Tarifvertrages zur Entgelt-
umwandlung für Ärztinnen und Ärzte im Geltungsbereich 
des TV-Ärzte (TV-Entgeltumwandlung-Ärzte) ergehen in 
einem gesonderten Rundschreiben des Staatsministeri-
ums der Finanzen. Zum Änderungstarifvertrag Nr. 1 zum 
Tarifvertrag für Ärztinnen und Ärzte an Universitätsklin-
ken wurden bereits mit Schreiben des Staatsministeriums 
der Finanzen vom 8. April 2009, Az.: 25 - P 2600 - 005 - 
14 249/09, entsprechende Hinweise herausgegeben. Beide 
Rundschreiben werden nicht veröffentlicht. Sie sind, wie 
auch die vorgenannten Tarifverträge, im Intranet abrufbar 
(www.stmf.bybn.de; Rubrik: Personal/Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst der Länder/Regelungen für Ärztinnen/
Ärzte) bzw. stehen im Internet als Download (www.stmf.
bayern.de/download/entwtvuel2006/tarifvertrag.zip) zur 
Verfügung.

Dr. B au e r 
Ministerialdirektor
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Änderungstarifvertrag Nr. 1 
zum Tarifvertrag 

für Ärztinnen und Ärzte an Universitätskliniken 
(TV-Ärzte)

vom 27. August 2009

Zwischen

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes,

einerseits

und

…

andererseits

wird Folgendes vereinbart:

§ 1 
Wiederinkraftsetzung gekündigter Vorschriften 

des TV-Ärzte

Es werden die folgenden gekündigten Vorschriften des Ta-
rifvertrages für Ärztinnen und Ärzte an Universitätsklini-
ken vom 30. Oktober 2006 wieder in Kraft gesetzt:

1. § 8 Abs. 1 zum 1. Januar 2009,

2. Anlagen A 2 und B 2 für den Zeitraum vom 1. Januar 
2009 bis 30. April 2009.

§ 2 
Änderung des TV-Ärzte

Der Tarifvertrag für Ärztinnen und Ärzte an Universitäts-
kliniken vom 30. Oktober 2006 wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

 a)  Nach der Zeile „§ 38 Begriffsbestimmungen“ wird 
die Zeile „§ 38a Übergangsvorschriften“ einge-
fügt.

 b)  Der Wortlaut zu den Anlagen A 1 und A 2 sowie B 1 
und B 2 wird wie folgt gefasst:

  „Anlagen A 1, A 2  Tabellenentgelt Ärztinnen 
und Ärzte Tarifgebiet West 
(ab 1. Januar 2010 auch Tarif-
gebiet Ost)

  Anlage B  Tabellenentgelt Ärztinnen 
und Ärzte Tarifgebiet Ost bis 
31. Dezember 2009“.

2. § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Protokollerklärungen zu Abs. 1 werden wie 
folgt geändert:

  aa) Es wird die folgende neue Nr. 1 eingefügt:

   „1.  Wechselt eine Ärztin/ein Arzt vorüberge-
hend in einen Bereich ohne überwiegen-
de Aufgaben in der Patientenversorgung, 
fi ndet der TV-Ärzte weiterhin Anwendung, 
wenn bei Aufnahme der Tätigkeit in die-
sem Bereich feststeht, dass sie zwölf Mo-
nate nicht übersteigt und weiterhin ärzt-
liche Aufgaben ausgeübt werden.“

  bb)  Die bisherigen Nrn. 1 und 2 werden Nrn. 2 
und 3.

 b) Es wird folgender Abs. 1a eingefügt:

  „(1a)  Dieser Tarifvertrag gilt auch für Ärztinnen 
und Ärzte, die in den Justizvollzugskranken-
häusern Fröndenberg und Hohenasperg in 
der Patientenversorgung tätig sind.“

3. § 15 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Protokollerklärung zu § 15 Abs. 1 wird wie folgt 
geändert:

  aa)  In Satz 1 werden nach dem Wort „Tarif-
vertragsregelungen“ die Wörter „bis zum 
31. Dezember 2009“ eingefügt.

  bb)  Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

    „2Am 1. Januar 2010 erhöht sich der Bemes-
sungssatz nach Satz 1 auf 100 v. H.“

 b) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

   „2Ärzte, für die die Regelungen des Tarifgebiets Ost 
Anwendung fi nden, erhalten bis zum 31. Dezember 
2009 Entgelt nach der Anlage B; ab dem 1. Januar 
2010 erhalten sie Entgelt nach den Anlagen A 1 und 
A 2.“

4. § 16 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „1Die Entgeltgruppe Ä 1 umfasst fünf Stufen; die Ent-
geltgruppe Ä 2 umfasst vier Stufen und die Entgelt-
gruppen Ä 3 und Ä 4 umfassen drei Stufen.“

5. Den Protokollerklärungen zu § 19 wird folgende Pro-
tokollerklärung Nr. 3 angefügt:

 „3. Der Einsatzzuschlag beträgt

  – vom 1. Mai 2009 bis 31. Juli 2010 16,46 Euro,

  – ab 1. August 2010 16,66 Euro.“

6. In § 22 Abs. 2 Satz 2 2. Halbsatz werden nach dem 
Semikolon die Wörter „bei freiwillig Krankenversi-
cherten ist“ durch die Wörter „bei freiwillig in der ge-
setzlichen Krankenversicherung versicherten Ärzten 
ist“ ersetzt.

7. In § 33 Abs. 2 Satz 6 wird der Punkt durch ein Semi-
kolon ersetzt und folgender neuer Halbsatz angefügt:

 „beginnt die Rente rückwirkend, ruht das Arbeitsver-
hältnis ab dem ersten Tag des Monats, der auf den 
Monat der Zustellung des Rentenbescheids folgt.“

8. Nach § 38 wird folgender § 38a eingefügt:

„§ 38a 
Übergangsvorschriften

 (1)  Bei Ärzten, die am 30. April 2009 in den Justizvoll-
zugskrankenhäusern Fröndenberg und Hohenas-
perg beschäftigt sind und ab 1. Mai 2009 unter den 
Geltungsbereich des TV-Ärzte fallen, werden auf 
die bis zum 30. April 2009 zusätzlich zum Tabel-
lenentgelt gezahlten Zulagen (z. B. nach § 16 Abs. 
5 TV-L) der Zugewinn beim Tabellenentgelt nach 
dem TV-Ärzte sowie Zugewinne aus allgemeinen 
Entgeltanpassungen, Stufensteigerungen und Hö-
hergruppierungen angerechnet.
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 (2)  Soweit Ärzte in der Entgeltgruppe Ä 2 die Voraus-
setzungen der neuen Stufe 4 erfüllen und sie in der 
Stufe 3 zum bisherigen Tabellenentgelt Zu lagen 
(z. B. nach § 16 Abs. 3 und 4 TV-Ärzte) erhalten 
haben, ist der mit der Zuordnung zur Stufe 4 ver-
bundene Zugewinn von 210 Euro (Tarifgebiet West) 
bzw. 190 Euro (Tarifgebiet Ost) auf die bisherigen 
Zulagen anzurechnen.“

9. § 39 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

 a)  In Buchst. b wird das Datum „31. Dezember 2007“ 
durch das Datum „30. Juni 2011“ ersetzt.

 b)  Es wird folgender neuer Buchst. c eingefügt:

  „c)  § 16 Abs. 1 ohne Einhaltung einer Frist, frü-
hestens jedoch zum 30. Juni 2011,“

 c)  Der bisherige Buchst. c wird Buchst. d.

 d)  Nach dem neuen Buchst. d wird folgender neuer 
Buchst. e eingefügt:

  „e)  § 27 Abs. 6 ohne Einhaltung einer Frist, frü-
hestens jedoch zum 30. Juni 2009,“

 e)  Die bisherigen Buchst. d und e werden Buchst. f 
und g.

 f) Der neue Buchst. g wird wie folgt gefasst:

  „g)  die Entgelttabelle (Anlage A 2) mit einer Frist 
von einem Monat zum Schluss eines Kalen-
dermonats, frühestens zum 30. Juni 2011; eine 
Kündigung nach Abs. 2 umfasst nicht die Ent-
gelttabellen.“

10. Die Anlagen A 1 bis B 2 werden durch die Anlagen A 1 
und A 2 sowie Anlage B dieses Tarifvertrages ersetzt.

§ 3 
Inkrafttreten

1Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Mai 2009 in 
Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt § 1 mit Wirkung vom 
1. Januar 2009 in Kraft.
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Anlage A 1 

 
Entgelttabelle 

für Ärztinnen und Ärzte 
im Geltungsbereich des TV-Ärzte 

 
Monatsbeträge in Euro bei 42 Wochenstunden 

 
Gültig im Tarifgebiet West vom 1. Mai 2009 bis 31. Juli 2010 

Gültig im Tarifgebiet Ost vom 1. Januar 2010 bis 31. Juli 2010 
 

Entgelt-
gruppe Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 

Ä 1 3.845,79 
im 1. Jahr 

4.063,77 
im 2. Jahr 

4.219,47 
im 3. Jahr 

4.489,35 
im 4. Jahr 

4.811,13 
ab dem 5. Jahr 

Ä 2 5.075,82 
ab dem 1. Jahr 

5.501,40 
ab dem 4. Jahr 

5.875,08 
ab dem 7. Jahr 

6.085,08 
ab dem 10. Jahr

Ä 3 6.357,75 
ab dem 1. Jahr 

6.731,43 
ab dem 4. Jahr 

7.266,00 
ab dem 7. Jahr  

Ä 4 7.478,79 
ab dem 1. Jahr 

8.013,36 
ab dem 4. Jahr 

8.438,94 
ab dem 7. Jahr  

 

 

Anlage A 2 

 
Entgelttabelle 

für Ärztinnen und Ärzte 
im Geltungsbereich des TV-Ärzte 

 
Monatsbeträge in Euro bei 42 Wochenstunden 

 
Gültig in den Tarifgebieten West und Ost ab 1. August 2010 

 

Entgelt-
gruppe Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 

Ä 1 3.891,94 
im 1. Jahr 

4.112,54 
im 2. Jahr 

4.270,10 
im 3. Jahr 

4.543,22 
im 4. Jahr 

4.868,86 
ab dem 5. Jahr 

Ä 2 5.136,73 
ab dem 1. Jahr 

5.567,42 
ab dem 4. Jahr 

5.945,58 
ab dem 7. Jahr 

6.158,10 
ab dem 10. Jahr

Ä 3 6.434,04 
ab dem 1. Jahr 

6.812,21 
ab dem 4. Jahr 

7.353,19 
ab dem 7. Jahr  

Ä 4 7.568,54 
ab dem 1. Jahr 

8.109,52 ab 
dem 4. Jahr 

8.540,21 
ab dem 7. Jahr  



FMBl Nr. 13/2009 421 

Anlage B 

 
Entgelttabelle 

für Ärztinnen und Ärzte 
im Geltungsbereich des TV-Ärzte 

 
Monatsbeträge in Euro bei 42 Wochenstunden 

 
Gültig im Tarifgebiet Ost vom 1. Mai 2009 bis 31. Dezember 2009 

 

Entgelt-
gruppe Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 

Ä 1 3.420,21 
im 1. Jahr 

3.633,00 
im 2. Jahr 

3.741,99 
im 3. Jahr 

3.954,78 
im 4. Jahr 

4.276,56 
ab dem 5. Jahr 

Ä 2 4.489,35 
ab dem 1. Jahr 

4.811,13 
ab dem 4. Jahr 

5.127,72 
ab dem 7. Jahr 

5.317,72 
ab dem 10. Jahr

Ä 3 5.662,29 
ab dem 1. Jahr 

5.984,07 
ab dem 4. Jahr 

6.409,65 
ab dem 7. Jahr  

Ä 4 6.622,44 
ab dem 1. Jahr 

7.053,21 
ab dem 4. Jahr 

7.478,79 
ab dem 7. Jahr  
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Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung 
für Ärztinnen und Ärzte 

im Geltungsbereich des TV-Ärzte 
(TV-Entgeltumwandlung-Ärzte) 

vom 27. August 2009

Zwischen

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes,

einerseits

und

…

andererseits

wird Folgendes vereinbart:

§ 1 
Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt für Ärztinnen und Ärzte einschließ-
lich Zahnärztinnen und Zahnärzte (nachfolgend „Ärzte“ 
genannt), die unter den Geltungsbereich des Tarifvertra-
ges für Ärztinnen und Ärzte an Universitätskliniken (TV-
Ärzte) fallen.

§ 2 
Grundsatz der Entgeltumwandlung

Dieser Tarifvertrag regelt die Grundsätze zur Umwandlung 
tarifvertraglicher Entgeltbestandteile zum Zwecke der be-
trieblichen Altersversorgung.

§ 3 
Anspruchsvoraussetzungen

(1) Die Ärztin/Der Arzt hat Anspruch darauf, dass künf-
tige Entgeltansprüche für ihre/seine betriebliche Al-
tersversorgung verwendet werden.

(2) 1Der Höchstbetrag für die Entgeltumwandlung wird 
begrenzt auf jährlich bis zu 4 v. H. der jeweiligen Bei-
tragsbemessungsgrenze (West) in der allgemeinen 
Rentenversicherung zuzüglich 1.800 Euro. 2In beider-
seitigem Einvernehmen können die Ärztin/der Arzt 
und der Arbeitgeber vereinbaren, dass die Ärztin/der 
Arzt einen über den Höchstbetrag nach Satz 1 hinaus-
gehenden Betrag ihres/seines Entgelts umwandelt.

(3) Der für ein Kalenderjahr umzuwandelnde Entgeltbe-
trag muss mindestens 1/160 der Bezugsgröße nach § 18 
Abs. 1 SGB IV erreichen.

§ 4 
Umwandelbare Entgeltbestandteile

1Die Ärztin/Der Arzt kann nur künftige Entgeltansprüche 
umwandeln. 2Umgewandelt werden können nur künftige 
Ansprüche auf monatliche Entgeltbestandteile. 3Vermö-
genswirksame Leistungen können nicht umgewandelt 
werden.

§ 5 
Geltendmachung des Entgeltumwandlungsanspruchs

(1) Die Ärztin/Der Arzt muss ihren/seinen Anspruch 
auf Entgeltumwandlung rechtzeitig gegenüber dem 
 Arbeitgeber schriftlich geltend machen.

(2) Für die Entgeltumwandlung schließen die Ärztin/
der Arzt und der Arbeitgeber eine schriftliche Verein-
barung (Entgeltumwandlungsvereinbarung).

(3) 1Die Entgeltumwandlung hat mindestens für den 
Zeitraum eines Jahres zu erfolgen. 2In begründeten 
Einzelfällen ist ein kürzerer Zeitraum zulässig. 3Der 
Arbeitgeber kann bei Umwandlung monatlicher Ent-
geltbestandteile verlangen, dass für den Zeitraum ei-
nes Jahres gleich bleibende monatliche Beträge um-
gewandelt werden.

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten für die Änderung bestehender 
Vereinbarungen zur Entgeltumwandlung entspre-
chend.

§ 6 
Durchführungsweg

1Für den Durchführungsweg gelten die Vorschriften des 
Betriebsrentengesetzes. 2Die Entgeltumwandlung der bei 
der VBL pfl ichtversicherten Ärztinnen und Ärzte kann 
über die VBL durchgeführt werden. 3Alternativ kann die 
Entgeltumwandlung auch bei einer anderen Pensionskas-
se oder über einen anderen Durchführungsweg im Sinne 
des Betriebsrentengesetzes erfolgen; diesbezüglich gilt 
Folgendes:

1. Bietet der Arbeitgeber eine Entgeltumwandlung über 
einen oder mehrere sonstige Pensionskassen, Pensions-
fonds, Direktversicherungen oder im Wege der Entgelt-
umwandlung bei einer rückgedeckten Unterstützungs-
kasse an, kann die Entgeltumwandlung nur dort oder 
bei der VBL durchgeführt werden. Die Entscheidung, 
bei welcher der nach Satz 1 möglichen Alternativen die 
Entgeltumwandlung durchgeführt wird, trifft die Ärz-
tin/der Arzt.

2. Bietet der Arbeitgeber keine Alternative im Sinne der 
Nr. 1 an, kann die Ärztin/der Arzt die Entgeltumwand-
lung neben der VBL auch bei einer Direktversicherung 
oder einer rückgedeckten Unterstützungskasse verlan-
gen. Die Entgeltumwandlung soll in diesem Fall bei 
der von der Ärztin/dem Arzt ausgewählten Einrichtung 
 erfolgen.

§ 7 
Inkrafttreten

(1) Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Mai 2009 
in Kraft.

(2) Der Tarifvertrag kann mit einer Frist von einem Monat 
zum Ende eines Kalendervierteljahres, frühestens zum 
30. Juni 2011, schriftlich gekündigt werden.
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Ausführung des Haushalts – Rechnungslegung –

6323-F

Jahresabschluss und Rechnungslegung über die 
Einnahmen und Ausgaben des Freistaates Bayern 

für das Haushaltsjahr 2009 
(Jahresabschluss- und Rechnungsausschreiben 

2009)

Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 16. Oktober 2009 Az.: 17 - H 3025 - 002 - 39 016/09

1. Jahresabschluss

 Gemäß Art. 76 Abs. 1 der Bayerischen Haushalts-
ordnung (BayHO) in Verbindung mit VV Nr. 25.1.1 
zu Art. 71 BayHO wird bestimmt:

1.1 Abschlusstage

1.1.1 Die Kassenbücher des Freistaates Bayern für das 
Haushaltsjahr 2009 sind von den Kassen am

30. Dezember 2009

 abzuschließen.

1.1.2 Das Staatsministerium der Finanzen kann bei 
 bestimmten Haushaltsstellen, soweit es für den Ab-
gleich mit anteiligen Bundesmitteln oder die Erstel-
lung des Jahresabschlusses durch den Bund erfor-
derlich ist, auf Antrag der Ressorts einen früheren 
Abschlusstermin festlegen.

1.1.3 Die Staatshauptkasse erhält für den Abschluss ihrer 
Bücher eine gesonderte schriftliche Mitteilung.

1.2 Vorlage der Abschlussnachweisungen

1.2.1 Die Abschlussnachweisungen für den Monat De-
zember 2009 sind von der Staatsoberkasse Bayern 
in Landshut und der Landesjustizkasse Bamberg 
spätestens bis 5. Januar 2010 vorzulegen.

1.2.2 Um sicherzustellen, dass alle Rechnungsunterla-
gen übereinstimmen, haben die Kassenleiter und 
Leiter des Aufgabengebietes Buchführung sowie 
die Kassenaufsichtsbeamten die im Muster 19 zu 
Art. 71 BayHO vorgesehene Bescheinigung in der 
Abschlussnachweisung für Dezember 2009 abzuge-
ben.

1.2.3 Ich bitte, die Abschlussnachweisungen in jedem 
Fall so rechtzeitig per E-Mail zu übermitteln, dass 
sie zu dem vorgenannten Termin ausnahmslos bei 
der Staatshauptkasse vorliegen. Die Originale der 
Abschlussnachweisungen sind auf dem Postweg un-
verzüglich zu übersenden. Die Übertragungsdateien 
müssen spätestens zu dem oben genannten Termin 
für den Abruf durch das Landesamt für Finanzen – 
Dienststelle München – bereitstehen.

1.3 Sonstiges

1.3.1 Mit Rücksicht auf die zwangsläufi ge Mehrbelastung 
der Kasse unmittelbar vor Abschluss des Haushalts-
jahres sind Zahlungsanordnungen für das auslau-
fende Haushaltsjahr der jeweiligen Buchungsstelle 
bzw. Kasse frühzeitig zuzuleiten, und zwar mög-
lichst vor dem 14. Dezember, spätestens jedoch bis 
16. Dezember 2009.

 Bei später eingehenden Anordnungen kann nicht 
sichergestellt werden, dass sie noch zu Lasten der 
Mittel des Haushaltsjahres 2009 ausgeführt wer-
den.

 Zahlungsanordnungen, die mittels Disketten oder 
durch Datenfernübertragung ausgeführt werden, 
müssen einschließlich des Anordnungsprotokolls 
spätestens am 17. Dezember 2009 vorliegen. Glei-
cher Termin gilt grundsätzlich auch für die Bereit-
stellung der IHV-Anordnungsdaten.

1.3.2 Verwahrungen und Vorschüsse sind, soweit mög-
lich, noch vor Schluss des Haushaltsjahres abzuwi-
ckeln.

1.3.3 Besoldungs-, Versorgungs- und ähnliche Ausgaben 
für einen nach dem 31. Dezember 2009 liegenden 
Zeitraum, die vor dem 1. Januar 2010 geleistet wer-
den, sind in Übereinstimmung mit der Veranschla-
gung im Haushalt zunächst vorschussweise zu bu-
chen. Im Januar 2010 sind diese Haushaltsausgaben 
in die Sachbücher des neuen Haushaltsjahres zu 
übernehmen.

1.4 Buchungen nach Abschluss des Haushaltsjahres 
(Auslaufperiode)

1.4.1 Für den Abschluss der Sachbücher der obersten 
Staatsbehörden bei der Staatsoberkasse Bayern – Bu-
chungsstelle München – wird der 21. Januar 2010 
festgelegt. In unabweisbaren Einzelfällen können 
die obersten Staatsbehörden daher abschließende, 
für den Haushaltsabschluss bedeutsame (grund-
sätzlich nur über 2.500 EUR im Einzelfall liegen-
de) Ausgaben, für die die Staatsoberkasse Bayern 
– Buchungsstelle München – schon bisher den rech-
nungsmäßigen Nachweis führt, noch bis längstens 
21. Januar 2010 aus Mitteln des Haushaltsjahres 
2009 leisten. Die Zahlungsanordnungen müssen 
hierfür am 19. Januar 2010 bis spätestens Dienst-
schluss vorliegen.

 Vorstehende Regelung gilt nicht für abschließen-
de Zahlungen und Buchungen des Einzelplans 13 
(einschließlich Sondervermögen hierzu), soweit das 
Staatsministerium der Finanzen oder das Landesamt 
für Finanzen – Dienststelle München/Staatsschul-
denverwaltung – anordnende Stelle ist. Wegen des 
Abschlusses hierfür ergeht gesonderte schriftliche 
Mitteilung.

1.4.2 Im Vorgriff auf den Wegfall der VV Nr. 27 zu Art. 71 
BayHO gilt für Buchungen bei unrichtigen Titeln, 
die in der Staatsoberkasse Bayern in Landshut und 
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der Buchungsstelle München nach dem Jahres-
abschluss festgestellt werden, Folgendes:

 Beruht der Fehler auf

 –  einer unrichtigen Kassenanordnung so hat die 
anordnende Dienststelle bis spätestens zum oben 
genannten Termin eine Berichtigung über die zu-
ständige oberste Staatsbehörde zu veranlassen. 
Hält diese eine Änderung für notwendig, erstellt 
sie in eigener Zuständigkeit eine entsprechende 
Kassenanordnung.

 –  einem Versehen der Staatsoberkasse Bayern in 
Landshut oder der Buchungsstelle München, so 
kann eine Berichtigung bei der Staatshauptkas-
se bis spätestens zum oben genannten Termin 
 beantragt werden. Nach Zustimmung der Staats-
hauptkasse, die Rücksprache mit dem für den je-
weiligen Einzelplan zuständigen Ressorts hält, hat 
die Staatsoberkasse Bayern in Landshut bzw. die 
Buchungsstelle München einen Kasseninternen 
Auftrag zu fer tigen.

 In beiden Fällen ist von der Berichtigung von Baga-
tellfällen – soweit die Beeinträchtigung im neuen 
Haushaltsjahr nicht fortbesteht – grundsätzlich ab-
zusehen.

 Wegen der Zuordnung von Einnahmen und Ausga-
ben zum richtigen Haushaltsjahr wird auf Art. 72 
BayHO verwiesen.

1.5 Bundesmittel

 Bei der Bewirtschaftung von Bundesmitteln sind die 
entsprechenden Bestimmungen des Bundes zum 
Jahresabschluss zu beachten.

2. Rechnungslegung über die Einnahmen und Aus-
gaben des Freistaats Bayern

 Ergänzend zu den Richtlinien zur Rechnungsle-
gung über Einnahmen und Ausgaben des Freistaa-
tes Bayern (Rechnungslegungsrichtlinien – RlR) 
vom 3. März 2006 (FMBl S. 43, StAnz Nr. 10) in der 
geltenden Fassung, wird für die Rechnungslegung 
für das Haushaltsjahr 2009 gemäß Art. 80 Abs. 2, 
Art. 81 und 85 BayHO sowie der VV Nr. 12.1 zu Art. 
80 BayHO im Einvernehmen mit dem Obersten 
Rechnungshof Folgendes bestimmt:

2.1 Termine

2.1.1 Einzelrechnung

 Die Einzelrechnungen sind von der Staatsoberkas-
se Bayern in Landshut und der Landesjustizkasse 
Bamberg bis 8. Januar 2010, von der Staatsoberkasse 
Bayern – Buchungsstelle München – bis 29. Januar 
2010 auf Abruf durch den Obersten Rechnungshof 
oder die Rechnungsprüfungsämter bereitzuhalten.

2.1.2 Gesamtrechnung

 Die Finanzkassen haben eine Titelübersicht in der 
Form der KAJ (Zusammenstellung der Zahlungen 
für die Monate Januar bis Dezember 2009) als Nach-
weis für die Gesamtrechnung zusammen mit der 
Abschlussnachweisung für den Monat Dezember 

bis spätestens 4. Januar 2010 der Staatsoberkasse 
Bayern in Landshut als Datei zu übersenden.

 Die Staatshauptkasse hat die Zentralrechnung samt 
Anhang und Zusammenstellung (VV Nr. 8.3.4 zu 
Art. 80 BayHO) bis spätestens 11. Juni 2010 dem 
Obersten Rechnungshof zu übersenden.

2.1.3 Übersichten für die Sondervermögen und Rück-
lagen

 Die Staatsoberkasse Bayern in Landshut übersen-
det die Übersichten für die Sondervermögen und 
Rücklagen bis spätestens 5. Februar 2010 der Staats-
hauptkasse.

2.1.4 Plan über die Verwendung der aus dem abgelaufe-
nen Haushaltsjahr zu übertragenden Ausgabereste, 
Nachweisungen über Inanspruchnahme von Ver-
pfl ichtungsermächtigungen und über eingegangene 
Verpfl ichtungen und Nachweisungen der Verstärkun-
gen im Hochbau

 Die nach den Nrn. 2.2 und 2.7 RlR zu übersendenden 
Pläne, die Nachweisungen nach den Mustern 4a und 
4b zu Art. 34 BayHO und die Anlagen V/3, VII/1 
und VII/2 sind dem Staatsministerium der Finanzen 
bis spätestens 19. Februar 2010 zuzuleiten. Dabei 
ist darauf zu achten, dass die Nachweisungen nach 
Muster 4a und 4b zu Art. 34 BayHO einzelplanweise 
getrennt verfasst werden, d.  h. Nachweise, die z.  B. 
den Einzelplan 13 betreffen, sind gesondert darzu-
stellen. Die Nachweise über die Inanspruchnahme 
der Verpfl ichtungsermächtigungen sind sorgfältig 
und vollständig zu erstellen.

 Bei der Aufstellung der Pläne über die Verwendung 
der zu übertragenden Ausgabereste ist ein äußerst 
strenger Maßstab anzulegen.

 Ferner bitte ich zu beachten, dass die Bildung von 
Ausgaberesten insoweit unzulässig ist, als diese auf 
der gleichzeitigen Inanspruchnahme von (Personal-) 
Verstärkungsmitteln beruhen; die Sonderregelun-
gen für budgetierte Ansätze bleiben unberührt.

2.1.5 Über- und außerplanmäßige Ausgabemittel oder 
 Verpfl ichtungsermächtigungen

 Anträge auf über- und außerplanmäßige Aus-
gabemittel oder Verpfl ichtungsermächtigungen 
sind gemäß VV 2.3.1 zu Art. 37 BayHO zu stellen, 
bevor eine Maßnahme eingeleitet oder eine Zusage 
gemacht wird, die zu einer über- oder außerplanmä-
ßigen Ausgabe führt. Soweit in Einzelfällen auf-
grund von Inaussichtstellungen Ausgabemittel 
verausgabt worden sind, müssen die Anträge dem 
Staatsministerium der Finanzen bis spätestens 
19. Februar 2010 vorgelegt werden, weil das Staats-
ministerium der  Finanzen gemäß Art. 37 Abs. 4 und 
Art. 38 Abs. 1 Satz 2 BayHO dem Landtag zeitnah 
berichten muss.

2.2 Anlagen der obersten Staatsbehörden zu den Beiträ-
gen zur Haushaltsrechnung

 Neben den in den Nrn. 4.2.1 mit 4.2.4 und 4.2.6 RlR 
bezeichneten Anlagen zu den Beiträgen zur Haus-
haltsrechnung sind gemäß Nr. 4.2.5 RlR zur Haus-
haltsrechnung 2009 folgende Anlagen zu erstellen:
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2.2.1 Anlage V/1

 Nachweisung aller Ausgaben zu Lasten von veran-
schlagten Verstärkungsmitteln, soweit nicht unter 
nachfolgenden Nrn. 2.2.2 bis 2.2.8 erfasst.

 Soweit budgetierte Ansätze verstärkt worden sind, 
muss der Nachweis der Verstärkung zumindest bud-
getweise nachzuvollziehen sein. Das heißt es reicht 
aus, wenn statt des Titels der verstärkt wurde, nur 
„Budget“ in die Kopfzeile eingetragen wird.

2.2.2 Anlage V/2

 Nachweisung von Ausgaben zu Lasten der Verstär-
kungsmittel für sächliche Verwaltungsausgaben (Ti-
tel 548 01) in den Sammelkapiteln der Einzelpläne.

2.2.3 Anlage V/3

 Nachweisung der Ausgaben zu Lasten der bei einem 
Ressort für andere Einzelpläne veranschlagten Ver-
stärkungsmittel (auch Kap. 13 03 Titel 529 03).

 Die Nachweisung ist sowohl von dem Ressort, bei 
dem die Mittel veranschlagt sind, als auch von dem 
Ressort, das den rechnungsmäßigen Nachweis führt, 
zu erstellen. Die nachzuweisenden Verstärkungen 
sind einzelplanweise zu summieren.

 Durch gegenseitige Übersendung der Nachweisung 
an das jeweils betroffene Ressort vor Erstellung der 
Restelisten soll sichergestellt werden, dass bei der 
Aufstellung der Haushaltsrechnung keine diesbe-
züglichen Differenzen auftreten können.

2.2.4 Anlage VI

 Nachweisung der Einsparungen zugunsten von 
Minderausgaben insbesondere in den Sammelka-
piteln der jeweiligen Einzelpläne.

2.2.5 Anlage VII/1

 Nachweisung über die bei einzelnen Titeln der An-
lage S (Staatlicher Hochbau) vorgenommene Ver-
stärkung gemäß Nr. 1.4 DBestHG 2009/2010 sowie 

der Einsparungen zugunsten der Minderausgaben 
bei Kap. 13 03 Tit. 749 74.

2.2.6 Anlage VII/2

 Nachweisung der Ausgaben zu Lasten der bei 
Kap. 13 03/519 74, 701 74 und 710 74 vorgesehenen 
Verstärkungsmöglichkeit für bauliche Maßnahmen 
zum Zwecke der Energieeinsparung bei staatlichen 
Gebäuden in sämtlichen Einzelplänen.

2.2.7 Anlage VIII

 Als Anlage VIII sind die jeweiligen Budgetabschlüs-
se vorzulegen. Diese Anlage ist maschinell aus dem 
Integrierten Haushaltsverfahren (Modul Reste/Be-
richte) abrufbar.

2.2.8 Anlage IX

 In der Anlage IX sind die Mehrausgaben eines 
Budgets nach Nr. 12.8 DBestHG nachzuweisen, die 
aus Einsparungen bzw. Mehreinnahmen geleistet 
werden, wenn sie einen Betrag von 500.000 EURO 
übersteigen. Bei der Berechnung der Mehrausgaben 
sind Ausgabereste nicht zu berücksichtigen. Mehr-
ausgaben aufgrund eines expliziten Deckungs- oder 
Koppelungsvermerks bleiben außer Betracht.

2.2.9 Verstärkungen von Hochbautiteln

 Die nach Nr. 1.4 DBestHG 2009/2010 zulässigen 
Verstärkungen von einzelnen Hochbautiteln und die 
Verstärkungen zu Lasten der bei Kap. 13 03/519 74, 
701 74 und 710 74 vorgesehenen Verstärkungsmög-
lichkeit werden in der Weise in den Zentralrech-
nungen dargestellt, dass bei dem verstärkten Ansatz 
Mehrausgaben, die jedoch nicht als überplanmäßige 
Ausgaben behandelt werden, nachgewiesen werden. 
Bei den Ansätzen, bei denen die entsprechenden 
Einsparungen zu erbringen sind, werden Minder-
ausgaben in entsprechender Höhe ausgewiesen.

We i g e r t 
Ministerialdirektor



FMBl Nr. 13/2009426

633-F

Jahresabschluss 
über Bundeseinnahmen und  -ausgaben 

für das Haushaltsjahr 2009

Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 15. Oktober 2009 Az.: 17 - H 2202 - 001 - 40 434/09

Diese Bekanntmachung richtet sich an alle Behörden 
des Freistaates Bayern, die mit Haushaltseinnahmen und 
-ausgaben des Bundes befasst sind.

Das Bundesministerium der Finanzen hat mit Rund-
schreiben vom 24. September 2009 (wird im Gemeinsa-
men Ministerialblatt in Kürze veröffentlicht sowie im HKR-
 Dialogverfahren und im Internet http://kkr.bund.de in 
elektronischer Form bereitgestellt) Folgendes bestimmt:

Letzter Zahlungstag für Einnahmen und Ausgaben zu 
Lasten des Bundeshaushalts für das Haushaltsjahr 2009 
ist der

30. Dezember 2009.

Nach dem 30. Dezember 2009 dürfen für das Haushalts-
jahr 2009 nur noch Zahlungen geleistet werden, die im 
Haushaltsjahr 2009 fällig waren (§ 72 Abs. 3 BHO). Kas-
senanordnungen, die nach dem 30. Dezember 2009 bei 
den Bundeskassen Halle/Saale, Halle/Saale (Außenstelle 
Ebersbach), Kiel, Trier und Weiden/Oberpfalz (im Folgen-
den: Bundeskassen) eingehen, werden unabhängig von der 
Angabe des Haushaltsjahres grundsätzlich im Haushalts-
jahr 2010 ausgeführt.

Zahlungen für das Haushaltsjahr 2010 dürfen nur in 
den Fällen des § 72 Abs. 4 BHO im Haushaltsjahr 2009 
geleistet werden.

Bundessteuern und andere Einnahmen (§ 72 Abs. 5 
BHO), die bis zum 30. Dezember 2009 bei den Bundes-
kassen eingehen, werden noch in den Büchern für das 
Haushaltsjahr 2009 nachgewiesen (§ 72 Abs. 2 BHO).

Kassenanordnungen für das Haushaltsjahr 2009 sind 
den Bundeskassen frühzeitig, spätestens bis zum 10. De-
zember 2009, zuzuleiten. Dieser Termin garantiert die Ver-
arbeitung der Anordnungen für das Haushaltsjahr 2009 bei 
den Bundeskassen.

Zahlungs- und Buchungsdatenträger (elektronische 
Schnittstelle Druckbild F13) für das Haushaltsjahr 2009 
sind den Bundeskassen frühzeitig, spätestens bis zum 
18. Dezember 2009, zuzuleiten.

Anordnungsdatenträger (elektronische Schnittstelle 
Druckbild F15) für das Haushaltsjahr 2009 sind den Bun-
deskassen frühzeitig, spätestens bis zum 21. Dezember 
2009, zuzuleiten.

Kassenanordnungen, Zahlungs- und Buchungsdatenträ-
ger sowie Anordnungsdatenträger, welche die Bewirtschaf-
ter erst nach den in den Abs. 1 bis 3 genannten Terminen 
fertigen können, weil Zahlungsverpfl ichtungen erst nach 
diesem Datum entstehen, können bei den Bundeskassen 
nur nach vorheriger Abstimmung mit deren Leitern abge-
geben werden.

Bundeshaushalt

Die anordnenden Dienststellen sind für die Richtig-
keit und die Vollständigkeit der Erfassungsdaten in den 
Kassenanordnungen und das Vorhandensein verfügbarer 
Mittel verantwortlich. Dazu ist die rechtzeitige Prüfung 
der noch verfügbaren Haushaltsmittel im HICO-Dialog/
HKR@Web oder anhand der Kontoauszüge erforderlich.

Von den anordnenden Dienststellen ist sicherzustellen, 
dass die Kassenpost während der Jahresabschlussarbeiten 
mit eigenem Brief oder Paket an die Bundeskassen gesandt 
wird. Bei Zuleitung durch Sammelpost können Belege ver-
spätet bei den Bundeskassen eingehen.

Als letzte Erfassungs- und Anordnungstage im HICO-
 Dialog und F05-Dialogerfassung werden festgelegt:

–  Für Teilnehmer an der F05-Dialogerfassung der  30. De-
zember 2009 (HKR-Buchungstag 4. Januar 2010).

–  Für alle HICO-Buchungen der 11. Januar 2010 (HKR-
Buchungstag 12. Januar 2010).

Für Zwecke der Rechnungslegung wird die HICO-
Belegerfassung von Dispositionsbelegen (Zuweisungen, 
Rückrufe und Solländerungen) über diesen Termin hinaus 
zugelassen. Der letzte Erfassungstag wird rechtzeitig im 
HICO-Dialog bekannt gegeben.

Letzter Erfassungs- und Anordnungstag im ZÜV-Dialog 
ist der 30. Dezember 2009 (ZÜV-Buchungstag 31. Dezem-
ber 2009). Bei beleghaften Anordnungen sind die Regelun-
gen der Nrn. 1.3 bis 1.5 zu beachten.

Letzter Erfassungs- und Anordnungstag ist für die An-
wender der elektronischen Schnittstellen (Druckbilder 
F13z und F15z):

–  Für Annahme- und Auszahlungsanordnungen sowie an-
dere Anordnungen aus der Zahlungsüberwachung der 
29. Dezember 2009; letztes Ausführungsdatum der elek-
tronischen Schnittstelle Druckbild F13z ist der 30. De-
zember 2009.

–  Für alle anderen Buchungen mit Ausnahme der Buchun-
gen von Dispositionsbelegen (Zuweisungen, Rückrufe 
und Solländerungen) der 11. Januar 2010.

–  Für Zwecke der Rechnungslegung (Zuweisungen, Rück-
rufe, Solländerungen) bis zu dem im HICO-Dialog be-
kannt gegebenen Datum.

Elektronische Bezügeanordnungen sind bis zu den in 
den statusgruppenspezifi schen BADV-Terminplänen ge-
nannten Zeitpunkten zu erteilen.

Formularbezogene Bezügeanordnungen sind dem 
BADV bis zu den folgenden Zeitpunkten zuzuleiten:

–  Bei Besoldungs- und Versorgungsbezügen bis zum 
9. November 2009.

–  Bei Tarifbezügen bis zum 24. November 2009.

Telegraphisch angeordnete Zahlungen mit Fälligkeit 
am 31. Dezember 2009 werden bereits am 30. Dezember 
2009 ausgeführt.

Terminierte Zahlungen für das Haushaltsjahr 2010 kön-
nen systembedingt erst ab dem 21. Dezember 2009 aus-
geführt werden.

We i g e r t 
Ministerialdirektor
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2030.11-F

Berichtigung

§  1 der Bekanntmachung des Bayerischen Landes-
personalausschusses zur Änderung der Verfahrensordnung 
über die Feststellung der Befähigung als anderer Bewerber 
vom 14. Mai 2009 (FMBl S. 147, StAnz Nr. 24) wird wie 
folgt berichtigt:

1. Nr. 2 erhält folgende Fassung:

„In §  3 Abs. 1 werden die Worte ,§  46 Abs. 3 Satz 1 Nrn. 1 
und 2’ durch die Worte ,§  55 Abs. 3 Nrn. 1 und 2’ und 
die Worte ,§  46 Abs. 2’ durch die Worte ,§  55 Abs. 2’ er-
setzt.“

2. Es wird folgende neue Nr. 3 eingefügt:

„3.  In §  4 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte ,§  46 Abs. 4 
Satz 1’ durch die Worte ,§  55 Abs. 4 Satz 1’ ersetzt.“

3. Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 4 und die Worte „§  55 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 3“ werden durch die Worte „§  55 Abs. 3 Nr. 3“ 
ersetzt.

München, 15. September 2009 
Bayerischer Landespersonalausschuss 

Dr. Sigrid S c hü t z - He c k l 
Generalsekretärin
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